
Materialien

Malte Daniljuk (Hrsg.)

Facetten  
eines KonFliKts
Hintergründe und deutungen  
des kriegs in der ukraine





inhalt

Vorwort� 3

Malte Daniljuk
Demokratische�Opposition�vs.��autokratischer�Herrscher� 5
Der Mythos in der Auslandsberichterstattung am Beispiel des Ukraine-Konflikts  
in deutschen Medien

Lutz Brangsch
Über�welchen�Konflikt�reden�wir�eigentlich?� 13

Taras Salamaniuk 
Verworrene�Wege�der�Linken� 18
Zwischen regionalen Maidanen und Anti-Maidanen

Vitalij Atanasov
Parlamentswahlen�in�der�Ukraine� 25
Schlüsselprobleme bleiben ungelöst 

Tiina Fahrni
Unmöglich,�zur�Ukraine�keine�Meinung�zu�haben� 30
Eine Krise als Wende- und Streitpunkt

Die�gegenwärtige�Situation�ist�eine�Tragödie� 36
Interview mit Olexandra Nasarowa und Maxym Butkewytsch  
zur Situation von Binnenflüchtlingen in der Ukraine

Judith Dellheim
Die�wirtschaftliche�und��soziale�Lage�in�der�Ukraine� 40

Lutz Brangsch
Zwischen�den�Großmächten��zerrieben,�von�innen�zerrissen� 47
Die Jahre 2013 und 2014 in der Ukraine

Verzeichnis�der�Autorinnen�und�Autoren� 54





Vorwort 3

Vorwort

Vor etwas mehr als einem Jahr begannen die 
Proteste auf dem Kiewer Maidan. Am 21. No-
vember 2013 starteten verschiedene Opposi-
tionsparteien einen Protestmarathon, der die 
politischen Verhältnisse langfristig veränder-
te: nicht nur in der Ukraine, sondern auch in 
Europa und weltweit. Wenige Stunden zuvor 
hatte Ministerpräsident Mykola Asarow be-
kannt gegeben, dass die Vorbereitungen zur 
Unterzeichnung des Assoziierungsabkom-
mens mit der Europäischen Union ausgesetzt 
werden. Unter dem Hashtag #Euromaidan 
mobilisierte ein Bündnis, das die Zukunft der 
Ukraine ausschließlich bei der Europäischen 
Union sehen wollte. 
Vom ersten Tag an wies das politische Spek-
trum, das den Platz besetzte, besondere 
Merkmale auf. Neben dem Bündnis aus Vitalij 
Klitschkos «Ukrainischer demokratischer Alli-
anz für Reformen» (UDAR) und der Allukraini-
schen Vereinigung «Vaterland» von Julia Timo-
schenko, die sich zu diesem Zeitpunkt noch in 
Haft befand, bestimmten die Rechtsextremis-
ten aus Swoboda und dem Rechten Sektor das 
Geschehen auf dem Platz. Internationale Un-
terstützung erhielten die Demonstranten früh-
zeitig von US-Senator John McCain und der 
Staatssekretärin des US-Außenministeriums 
Victoria Nuland, während sich Politiker aus der 
Europäischen Union noch wochenlang sehr 
zurückhaltend verhielten. 
Ein Jahr später herrscht in der Ostukraine 
Krieg. Über 1.000 Menschen starben allein 
während der angeblichen Waffenruhe zwi-
schen den Aufständischen in den abtrünnigen 
Gebieten Lugansk und Donezk und dem uk-
rainischen Militär beziehungsweise den Frei-
willigenverbänden. Insgesamt kamen bisher 
schätzungsweise 4.000 Menschen ums Le-
ben. Ein Großteil der Gebäude und der Infra-
struktur im Osten des Landes ist zerstört. Et-
wa eine Million Menschen wurden aus ihren 

Häusern vertrieben und leben als Flüchtlin-
ge in Russland oder in der Ukraine. Die UNO 
warnt inzwischen vor einem «ausgewachse-
nen Krieg». Die Einflussnahme Russlands auf 
den Konfliktverlauf ist dabei offensichtlich. 
Die NATO führt Manöver in der Ukraine durch, 
und Russland nahm die Aufklärungsflüge sei-
ner Langstreckenbomber an der Küste Nord-
amerikas wieder auf. Europa und die USA 
verhängten weitreichende Sanktionen gegen 
Russland.
In Deutschland führte der Konflikt in der und 
um die Ukraine zu einer Form der öffentlichen 
Polarisierung, die das Land seit dem Mauer-
fall nicht mehr erlebt hat. Die Darstellung des 
Konflikts in Politik und Öffentlichkeit beschrieb 
Gregor Gysi mit den Worten: «Man hat den 
Eindruck, medial wieder im Kalten Krieg zu le-
ben.» Die Rosa-Luxemburg-Stiftung bemüht 
sich um eine differenzierte Sicht auf die inne-
ren Prozesse in der Ukraine. Eindeutige Zu-
weisungen der Verantwortung für den Krieg 
greifen zu kurz. Mit unseren Aktivitäten tragen 
wir dazu bei, mehr Verständnis für die verwor-
rene Situation zu erzeugen, Brücken zwischen 
den progressiven Kräften auf allen Seiten zu 
schlagen und den Kampf der Betroffenen für 
Frieden und soziale Gerechtigkeit in schwieri-
gen Zeiten zu fördern. 
Mit dieser Publikation aus der Reihe Materia-
lien legen wir Texte vor, die helfen sollen, die 
Ereignisse in der Ukraine in größere Kontexte 
einzuordnen. 
Den Ausgangspunkt bildet eine Beschrei-
bung der Berichterstattung über die Ukraine in 
deutschen Medien während des letzten Jah-
res. Malte Daniljuk untersucht die zentralen 
inhaltlichen Motive, die das medial vermittel-
te Wissen über den Konflikt bestimmten, und 
zieht Schlussfolgerungen, wie das Publikum 
mit den Produkten journalistischer Arbeit aus 
Kriegs- und Krisengebieten umgehen sollte. 
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Lutz Brangsch blickt zunächst darauf zurück, 
wie der Konflikt entstand und welche histori-
schen und politischen Faktoren zur Eskala tion 
beitrugen. Dazu gehört ein erster Überblick 
über die wirtschaftlichen und sozialen Struk-
turen des Landes sowie eine Übersicht, wie 
die Ukraine geschichtlich zu einer Wahrneh-
mung als eigenständige Nation gelangte. 
Im Anschluss schildern mehrere Autorinnen 
und Autoren aus der Binnenperspektive das 
Vorgehen der unabhängigen linken Gruppen 
und Parteien in der Region. Taras Salamanjuk 
beschreibt ausführlich, wie die unterschiedli-
chen linken Gruppen in der Ukraine sich inner-
halb des Konflikts positionierten, wobei er sich 
besonders auf die weniger bekannten Regio-
nen außerhalb Kiews konzentriert. Bei seinen 
Schilderungen stützt er sich zu großen Teilen 
auf seine engen Kontakte mit den «antiautori-
tären» Strömungen der ukrainischen Linken. 
Während die tragischen Ereignisse mit ihren 
vielen Toten auf dem Kiewer Maidan und in 
Odessa weltweit mit Entsetzen zur Kenntnis 
genommen wurden, blieben viele Proteste au-
ßerhalb Kiews nahezu unbeachtet. 
Der Kiewer Journalist Vitalij Atanasov analy-

siert in seinem Beitrag die letzten Parlaments-
wahlen in der Ukraine. Die Büroleiterin der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung in Moskau, Tiina 
Fahrni, erläutert Blickweisen auf den Ukrai-
ne-Konflikt insbesondere anhand von Beiträ-
gen aus den verschiedensten Strömungen der 
russischen Linken. 
Eine zentrale und öffentlich kaum wahrge-
nommene Problematik ist das Schicksal der 
Flüchtlinge und Vertriebenen aus der Ostuk-
raine. Sowohl für die ukrainische als auch für 
die russische Linke stellt die Flüchtlingshilfe 
ein zentrales Feld ihrer praktischen Arbeit dar. 
Im Interview schildern die Flüchtlingsaktivis-
ten Olexandra Nasarowa und Maxym Butke-
wytsch die Lage in der Ukraine. 
Der Anlass des aktuellen Konflikts besteht 
in unterschiedlichen Orientierungen für die 
wirtschaftliche Zukunft der Ukraine. Judith 
Dellheim untersucht die soziale und wirt-
schaftliche Lage in der Ukraine und stellt 
Schlaglichter aus der wirtschaftswissen-
schaftlichen Debatte vor. 
Schließlich fasst Lutz Brangsch noch einmal 
die wesentlichen Ereignisse in der Ukraine in 
den letzten beiden Jahren zusammen. 
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Malte Daniljuk

DeMoKratische opposition Vs. 
 autoKratischer herrscher
der MytHos in der auslandsbericHterstattung 
aM beispiel des ukraine-konflikts in deutscHen Medien

Die Krise um die Ukraine hat die deutsche Öf-
fentlichkeit in bisher ungekannter Weise po-
larisiert. Allerdings standen sich nicht, wie in 
einem liberalen Schema von Öffentlichkeit 
vorgesehen, unterschiedliche Meinungen im 
Raum der medial abgebildeten Öffentlichkeit 
gegenüber. Die Gräben verliefen zwischen 
großen Teilen des Publikums und den profes-
sionellen Redaktionen. Die Netzmedien trugen 
wesentlich dazu bei, diese Meinungskluft in 
bisher ungekannter Weise zu repräsen tieren.

Der ukraine-Konflikt  
in den deutschen Medien
Als sich ab 21. November 2013 die ersten gro-
ßen Demonstrationen auf dem Kiewer Mai-
dan-Platz sammelten, um dagegen zu pro-
testieren, dass die Regierung Janukowitsch 
das Assoziierungsabkommen mit der Euro-
päischen Union suspendiert hatte, waren die 
Redaktionen für Außenpolitik zunächst über-
rascht. Innerhalb weniger Tage setzte sich je-
doch eine dominante Lesart der Ereignisse 
durch, die Kennern der innenpolitischen Situ-
ation in der Ukraine bereits als undifferenziert 
beziehungsweise einseitig erscheinen muss-
te. Diese Art der ersten Berichte legte bereits 
Schemen vor, die über das gesamte folgende 
Jahr weitererzählt werden sollten.
Vom ersten Tag an spielten Argumente gegen 
das betreffende Abkommen kaum eine Rolle. 
Dass es etwa auch Demonstrationen gegen ei-
ne EU-Assoziierung gab, wurde höchstens ne-
benbei erwähnt. Die Berichterstattung bildete 
keine gesellschaftliche Debatte um ein kont-
roverses Thema ab, sondern benannte polare 
Positionen – für oder gegen das Abkommen. 

Stellungnahmen und Sichtweisen der dama-
ligen Opposition nahmen unverhältnismäßig 
großen Raum ein. Berichte suggerierten teil-
weise, dass eine Gesamtheit («die Hauptstadt 
Kiew», «die Ukraine») sich «gegen Präsident 
Viktor Janukowitsch auflehnt».1 Als scheinbar 
unabhängige Experten bezeugten Vertreter 
prowestlicher Thinktanks wie die Renais sance-
Stiftung diese dominante Sichtweise. 
Das politische Spektrum des Euro-Maidan 
wurde nicht vollständig abgebildet. So wurde 
zwar teilweise erwähnt, dass sich gemeinsam 
mit den Parteien von Vitalij Klitschko und Ju-
lia Timoschenko auch Rechtsradikale von der 
Partei Swoboda an dem Bündnis beteiligten, 
die unmittelbar militant gegen Institutionen 
der gewählten Regierung und die Polizei vor-
gingen. Sie wurden in der Berichterstattung 
jedoch beschönigt («Nationalisten», «rechts-
populistisch»).2 Ihr Auftreten wurde im Folgen-
den entweder unkommentiert hingenommen 
oder vollständig verschwiegen. Die teilwei-
se extrem gewalttätigen Formen des Protests 
wurden entweder ignoriert oder ungewöhnlich 
unkritisch als selbstverständlicher Ausdruck ei-
ner «demokratischen Opposition» gegen einen 
nicht legitimierten Herrscher hingenommen. 
Dieser starke Grad an negativer Personalisie-
rung, anfänglich bezogen auf die Person von 
Präsident Viktor Janukowitsch, bestimmte die 
Berichterstattung von Anfang an. Bei der Frage 
von dessen Legitimität hätte ein schneller Blick 
auf die regionale Stimmenverteilung bei den 
vergangenen Wahlen3 bereits ausgereicht, um 
zu erkennen, dass keine Regierungspartei in 
der jüngeren Geschichte der Ukraine über eine 
landesweite Anerkennung verfügte. 
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Hintergründe zum politischen und wirtschaft-
lichen System der Ukraine, ihren Politkern 
und Parteien, die angesichts der zumindest 
anfänglich häufig zitierten «Orangen Revolu-
tion» zum Grundlagenwissen gehören müss-
ten, spielten kaum eine Rolle. Eine auffällige 
Auslassung stellt dies schon deshalb dar, weil 
Teile der EU, insbesondere Deutschland, mit 
dem Assoziierungsabkommen unter anderem 
die Forderung verbunden hatten, die rechts-
kräftig verurteilte Politikerin Julia Timoschen-
ko vorzeitig zu entlassen, wie anfänglich noch 
berichtet wurde.4 Der Konflikt war also unmit-
telbar mit dem widersprüchlichen Charakter 
der politischen Parteien verbunden.

Massive und konsonante 
Darstellung
Ein Vergleich der ersten Berichte über den 
sich abzeichnenden innenpolitischen Kon-
flikt in der Ukraine zeigt bereits, dass in den 
verschiedenen professionellen Massenmedi-
en, privat und öffentlich, in Radio, Print und 
Fernsehen, stark einheitlich berichtet wurde. 
Der absolut überwiegende Teil der Beiträge 

stammte von den großen Agenturen Reuters, 
AFP und dpa, was übergreifend über verschie-
dene Medien zu exakt gleichlautenden Berich-
ten führte. Dort, wo eigene Korrespondenten 
berichteten, saßen diese zu diesem Zeitpunkt 
in Moskau und Warschau. Kein einziges deut-
sches Medium hatte einen eigenen dauerhaft 
stationierten Korrespondenten in der Ukraine. 
Ab Dezember 2013 nahm der Anteil der Be-
richte über die Ukraine deutlich zu, ohne dass 
der bereits eingeführten Lesart des Konflikts 
wesentlich neue Sichtweisen hinzugefügt 
wurden. Laut Infomonitor des Instituts für em-
pirische Medienforschung (IFEM) stellte das 
Land bereits im Dezember das mit Abstand 
wichtigste Auslandsthema.5 
Die Berichterstattung über die Ukraine war so 
außergewöhnlich massiv, dass sie den Anteil 
der deutschen Politikberichterstattung insge-
samt nach oben trieb, obwohl der Dezember 
sonst ein politisch eher ereignisarmer Monat 
ist.
In den folgenden sechs Monaten blieb der 
Konflikt nicht nur das bestimmende außen-
politische Thema, sondern das Hauptthema 

Wichtigste Themen der TV-Nachrichten in Minuten pro Monat
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der Nachrichten überhaupt, wobei der März 
mit der Besetzung der Krim den absoluten Hö-
hepunkt bildete. Erst ab Juni 2014 verdräng-
ten zunächst die Fußballweltmeisterschaft 
und schließlich die Offensive der Organisati-
on «Islamischer Staat» in Sy-
rien und im Irak das Thema 
von seinem Spitzenplatz. Seit 
September liegt der Umfang 
der Berichterstattung wieder 
auf dem bereits hohen Ni-
veau des Dezember 2013. 
Damit erreichte die Ukrai-
ne-Berichterstattung frühzeitig die beiden 
Merkmale, die ein Thema medienpolitisch be-
sonders relevant werden lassen. Medial ver-
mittelte Inhalte entfalten dann eine besonde-
re Wirkung auf die Sichtweise von relevanten 
Teilen des Publikums, wenn sie sowohl mas-
siv als auch konsonant auftreten. In einer libe-
ral verfassten Mediendemokratie sollte dieser 
Fall theoretisch gar nicht eintreten können. 
Unterschiedliche Eigentumsformen und Ei-
gentümer sowie verschiedene Einzelmedien 
mit ihren jeweiligen Redaktionen sollten eine 
Außenpluralität garantieren, dass also eine 
Vielfalt von Anbietern gewährleistet, dass das 
Publikum ausgewogene Informationen erhält. 
Zudem sollte die Gestaltungs- und Meinungs-
freiheit innerhalb einer Medienorganisation 
für eine gewisse Binnenpluralität sorgen. Da-
mit ist gemeint, dass auch Nutzer eines Ein-
zelmediums die Möglichkeit haben müssen, 
ein vielfältiges Spektrum von Informationen 
und Meinungen kennenzulernen. Der Grund-
satz der Binnenpluralität besitzt Verfassungs-
rang besonders für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk in Deutschland.

produktion von Mainstream
Die Tendenz, bestimmte Interpretationen von 
Ereignissen zu vereinheitlichen, widerspricht 
zwar dem normativen Anspruch einer mo-
dernen und demokratischen Gesellschaft. Es 
handelt sich aber um eine feste soziale Kons-

tante. Der französische Ethnologe Claude Lé-
vi-Strauss stellte fest, dass menschliche Ge-
sellschaften durch bestimmte Erzählungen 
verbunden sind, die für das Denken der Grup-
pe eine repräsentative Funktion ausüben.6 Um 

dieses zentrale Selbstverständnis, das sich auf 
einen Satz mit Subjekt, Handlung und, wenn 
nötig, einem Objekt reduzieren lässt, werden 
alle weiteren Erzählungen und ihre Elemente 
gruppiert. Elementar für das geteilte Selbst-
verständnis und damit das Funktionieren der 
Gruppe ist, so Claude Lévi-Strauss, dass alle 
ihre Mitglieder diese konstitutive Erzählung, 
diesen Mythos, anerkennen und sich aktiv an 
seiner Forterzählung beteiligen.
Der Mythos, um den sich die mediale Darstel-
lung des Ukraine-Konflikts gruppiert, lautet: 
«Eine demokratische Opposition verteidigt sich 
gegen einen autokratischen Herrscher.» Die 
beiden Akteure bilden das für einen Mythos ty-
pische Gegensatzpaar – demokratisch vs. au-
tokratisch – und schließen an den alles beherr-
schenden Mythos westlicher Gesellschaften 
an: «wir = demokratisch». Der absolut überwie-
gende Teil der internationalen Konfliktbericht-
erstattung, nicht nur im Fall der Ukraine, fügt 
diesem Mythos weitere Elemente hinzu – Lé-
vi-Strauss nannte sie Mytheme, Scripte und 
Typen, die darauf angelegt sind, das zentrale 
Selbstverständnis zu bestätigen und varianten-
reich immer wieder neu zu erzählen.
In den 1960er Jahren wendete Roland Barthes 
die Methode der strukturalen Analyse von My-
then erstmals auf ein modernes Mediensys-
tem und seine Bildersprache an. Nicht ganz 
zufällig wählte er die Auslandsberichterstat-
tung als Gegenstand seiner Untersuchung, 

Der Mythos, um den sich die mediale 
Darstellung des ukraine-Konflikts 
gruppiert, lautet: «eine demokratische 
opposition verteidigt sich gegen einen 
autokratischen herrscher.»
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da sich hier schematische Bilder von der Welt, 
das produzierte Weltbild, besonders deutlich 
abzeichnen. Die französischen Medien, so Ro-
land Barthes, entfernen nicht die französische 
Imperialität aus ihrer Darstellung der Kolonien. 
Entfernt werden die Eigenschaften des Kolo-
nialismus. Eine Funktion des Mythos besteht 
darin, ein Gesprächsthema anzubieten, aber 
das Thema zu bereinigen. «Die Dinge verlieren 
in ihm die Erinnerung an ihre Herstellung. Der 
Mythos ist eine entpolitisierte Aussage.»7 
In der jüngeren Medien- und Kommunika-
tionswissenschaft wird die Entstehung von 
dem, was Claude Lévi-Strauss und Roland 
Barthes den Mythos nannten, also das Entste-
hen und die Folgen einer von Widersprüchen 
bereinigten schematischen Aussage, unter 
den Begriffen Frame oder Mainstreaming8 
behandelt. Der Journalismus beschreibt sei-
ne diesbezüglichen Tätigkeiten mit den ein-
fachen Handlungen Auswählen, Gewichten 
und Kommentieren. Letztlich bleiben es aber 
unterschiedliche Aspekte der gleichen Hand-
lung: eine plausibel wirkende Erzählung für ei-
nen gruppenbezogenen Konsens herstellen.

inhaltliche Bereinigung 
der ukraine
Anhand der drei Elemente des Ukraine-My-
thos – «demokratische Opposition», «sich 
verteidigen gegen» und «autokratischer Herr-
scher» – können im Jahresverlauf unzähli-
ge Aspekte ausgemacht werden, welche die 
Plausibilität dieser zentralen Erzählung emp-
findlich hätten stören müssen. Einige Punkte, 
die den demokratischen Charakter der dama-
ligen Opposition betreffen, wurden oben be-
reits benannt. 
Im gesamten vergangenen Jahr schaffte es 
kein einziges deutsches Medium, eine kriti-
sche Analyse der jüngeren ukrainischen Ge-
schichte vorzulegen, die auch nur andeutet, 
was alle in der Ukraine wissen und was sogar 
ein zentrales Motiv für viele Teilnehmer an den 
Maidan-Protesten war: dass die Vertreter aller 

etablierten Parteien Einflussfiguren der soge-
nannten Oligarchen sind. Die so bezeichneten 
Unternehmer kamen zunächst ausschließlich 
aus den Branchen Energie und Stahl, welche 
aus wirtschaftlichen Gründen gute Gründe für 
enge Bindungen an Russland haben (u. a. Ri-
nat Achmetov, Viktor Pintschuk und Dmytro 
Firtasch). Andere Oligarchen wie Petro Poro-
schenko traten in deutschen Medien hinge-
gen unter der sachlichen Bezeichnung Milli-
ardär, Magnat und «Unterstützer der Orangen 
Revolution» auf.
Ausgerechnet der Ausgang der «Orangen 
Revolution», die Machtergreifung von Vik-
tor Juschtschenko (Unsere Ukraine) und Ju-
lia Timoschenko, hatte das Land genau zehn 
Jahre zuvor in neue Untiefen von Korruption 
und Willkür gestürzt. Entsprechend wählte 
ein Großteil der Ukrainer sechs Jahre später 
mehrheitlich Viktor Janukowitsch (Partei der 
Regionen). Die beiden offensichtlich beschä-
digten Protagonisten der «Orangen Revolu-
tion» traten in der Berichterstattung denn auch 
deutlich in den Hintergrund. Die erkennbaren 
Gesichter der aktuellen Konjunktur stellten un-
verbrauchte Figuren wie Vitalij Klitschko und 
Arsenij Jazenjuk aus der Vaterlandspartei von 
Timoschenko. Die Gasprinzessin selbst blieb 
auch dann noch im Hintergrund des medial 
vermittelten Geschehens, als sie am 18. März 
telefonisch kundtat, dass sie «diese verdamm-
ten Russen abknallen» und den «Bastard Putin 
in den Kopf schießen» wolle.9 
Das linguistische Prädikat des Ukraine-My-
thos – «sich verteidigen gegen» – setzt darauf, 
dass die offensive und gewalttätige Strategie 
der Opposition, die sich über alle möglichen 
Gesetze stellte, als solches nicht gewürdigt 
wurde. Bis einschließlich Februar 2014 berich-
teten deutsche Journalisten vollkommen wer-
tungsfrei darüber, dass die Opposition Barri-
kaden baute, öffentliche Gebäude besetzte 
oder anzündete oder den öffentliche Verkehr 
unterbrach. Natürlich gehörten auch körperli-
che Attacken auf Polizisten und politisch An-
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dersdenkende zum scheinbar selbstverständ-
lichen Inventar demokratischer Proteste. Der 
Angreifer war in der Sprache der Journalisten 
durchgehend «der Staat» («Die Berkut greifen 
an»), während sich die Opposition grundsätz-
lich verteidigt. 
Darin wurde sie ab Mitte Dezember von 
höchster Stelle offiziell unterstützt: «US-Ver-
teidigungsminister Chuck Hagel warnt die 
ukrainische Führung, Demonstranten militä-
risch zurückzudrängen.»10 Spätestens ab die-
sem Zeitpunkt war für kritische Leser deutlich, 
dass es sich um einen Konflikt mit internati-
onalen Dimensionen handelt. In der Ukrai-
ne traten zu diesem Zeitpunkt bereits Akteu-
re wie US-Senator John McCain11 auf, der in 
den USA als Lobbyist des größten amerikani-
schen Energieunternehmens Exxon bekannt 
ist («Exxon-John»). Auch die Staatssekretärin 
des US-Außenministeriums, Victoria Nuland, 
gehörte zu den frühesten internationalen Gäs-
ten auf dem Maidan.12 Eine Einordnung geo-
politischer Interessen und insbesondere derer 
der USA an der Ukraine boten deutsche Me-
dien kaum. Konkrete wirtschaftliche Verein-
barungen, etwa von Exxon und Chevron, sind 
bis heute kein Thema, ein Jahr nach dem Aus-
bruch der Krise. 
Das linguistische Objekt, der «autokratische 
Herrscher», machte im Verlauf der Bericht-
erstattung interessante Wandlungen durch. 
Überflüssig festzustellen, dass die Entschei-
dung des gewählten Präsidenten, ein zweifel-
haftes Abkommen mit der EU zu unterzeich-
nen, im journalistischen Verständnis ebenso 
eine Angriffshandlung darstellt wie seine Wei-
gerung, vorzeitig zurückzutreten. 
Der Begriff Paradigma bezeichnet in der Lin-
guistik einen Gegenstand, der ohne inhaltliche 
Verluste durch andere Objekte ausgetauscht 
werden kann. Ab Mitte Dezember wurde das 
Paradigma «autokratischer Herrscher» zuse-
hends von einem anderen Politiker besetzt: 
Vladimir Putin. Dabei wurden in normalen 
nachrichtlichen Beiträgen frühzeitig emoti-

onale beziehungsweise psychologisierende 
Kategorien zur Anwendung gebracht13 («Kalt, 
skrupellos, erfolgreich: Was treibt den Mann 
im Kreml?»14). Ab diesem Zeitpunkt gestalte-
te sich der Ukraine-Konflikt für deutsche Leser 
zunehmend als ein Konflikt mit Russland und 
nicht mehr als innerukrainisches Problem.

oppositionelle lesarten 
internationaler politik
In den 1970er Jahren setzte der jamaika-
nisch-britische Soziologe Stuart Hall die struk-
turalistische Methode der Medienanalyse 
fort. Die Diskussionen der «Cultural Studies» 
räumten vor allem mit dem Bild vom passiven 
Rezipienten auf. Ausgehend von der «relati-
ven Autonomie» der übermittelten Nachricht 
stellte Stuart Hall fest, dass die Empfänger un-
terschiedlich mit ihrem Inhalt umgehen und 
ihn keineswegs immer in der beabsichtigten 
dominanten Lesart übernehmen. Daneben 
besteht eine «ausgehandelte Position». Der 
Zuschauer erkennt zwar die Legitimität der he-
gemonialen Position grundsätzlich an, zweifelt 
aber aufgrund der eigenen Erfahrungen an ih-
rer generellen Gültigkeit. Ein drittes Zuschau-
erverhalten beschreibt Hall als oppositionelle 
Lesart: Zuschauer können die Nachricht auf 
völlig gegensätzliche Weise verstehen. «Einer 
der wesentlichen politischen Momente (sie 
fallen übrigens aus offensichtlichen Gründen 
mit den Krisensituationen innerhalb der Sen-
deanstalten selbst zusammen) wird von dem 
Punkt markiert, an dem Ereignissen, die nor-
malerweise in ausgehandelter Form bezeich-
net und dekodiert werden, eine oppositionelle 
Lesart zugeschrieben wird.»15

Bisher war die Frage, wie welche Teile des 
Pub likums auf Medieninhalte reagieren, ob sie 
die dominante Lesart internalisieren oder gar 
ein oppositionelles Verständnis entwickeln, 
Gegenstand von Spekulationen oder auf-
wendigen repräsentativen Befragungen. Ei-
ne öffentliche Repräsentation oppositioneller 
Diskurse fehlte weitgehend, wenn der Medi-
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enwissenschaft auch klar war, dass unterhalb 
der medial vermittelten Öffentlichkeit eine an-
dere, eine Encounter- beziehungsweise eine 
Mund-zu-Mund-Öffentlichkeit besteht, die 
sich gefährlich weit von den hegemonialen 
Diskursen entfernen kann. 
Das wichtigste medienpolitische Ereignis des 
vergangenen Jahres besteht darin, dass gro-
ße Teile des deutschen Publikums mithilfe 
der Netzmedien ihrer oppositionellen Lesart, 
in diesem Fall des 
Ukraine-Konflikts, 
drastisch und un-
missverständlich 
öffentlich Ausdruck 
verliehen haben. In 
den sozialen Netz-
werken und den 
Online-Foren der 
großen Inhalteanbieter entlud sich Wider-
spruch in bisher ungekannter Form. Das, was 
ich an anderer Stelle als «Götterdämmerung 
des Auslandsjournalismus»16 bezeichnet ha-
be, wird zukünftig die politische Kommunika-
tion im Zusammenhang mit internationalen 
Konflikten massiv beeinflussen, zumal ein der-
artiger Vertrauensverlust normalerweise ei-
nen sehr nachhaltigen Charakter aufweist. Für 
große Teile des Publikums ist der Kaiser nackt. 
Auch wenn es zu früh ist, die inneren Logi-
ken und Auswirkungen dieser Protestwel-
le detailliert zu beschreiben, lassen sich eini-
ge Hypothesen formulieren. Die massive und 
konsonante Berichterstattung über den Uk-
raine-Konflikt hat – erstens – keineswegs da-
zu geführt, dass das Publikum die intendier-
te Lesart verinnerlichte, sondern sie hat das 
Vertrauen in die traditionellen Massenmedi-
en, auch das Selbstvertrauen innerhalb der 
Medienapparate, massiv beschädigt. Dies 
beschreibt etwa Annette Milz, Chefredakteu-
rin vom Medium-Magazin, wenn sie von einer 
«Parallelwelt der Meinungen» spricht, die die 
«Glaubwürdigkeit der etablierten Medien ins 
Wanken bringt».17

Das Publikum hat es – zweitens – gelernt, ei-
gene Sichtweisen effektiv öffentlich vorzu-
bringen. Allerdings nutzt nur eine Minderheit 
dafür eigene Publikationskanäle. Zum abso-
lut überwiegenden Teil befinden sich die op-
positionellen Meinungsäußerungen unter der 
technischen Hoheit der traditionellen Medi-
en, in ihren Kommentarspalten und Foren. Die 
Medienwissenschaftler Christian Baden und 
Nina Springer untersuchten die Leserkom-

mentare auf dem 
Höhepunkt der eu-
ropäischen Schul-
denkrise im Jahr 
2012. Sie fanden 
heraus, dass die 
Kommentare größ-
tenteils damals in-
nerhalb des inter-

pretativen Repertoires der genutzten Medien 
blieben. «Allerdings nutzen sie den Medien-
frame ziemlich frei, um ihre eigene Sichtwei-
se zu entwickeln, den Fokus zu verlagern und 
neue Aspekte herauszuarbeiten.»18 Zwar sei-
en damals keine «einheitlichen alternativen 
Repertoires» entwickelt worden, aber die Nut-
zer ergänzten auf wertvolle Weise die Vielfalt 
von den Anliegen, die auf den großen Nach-
richtenseiten diskutiert wurden.
Die etablierten Medien haben sich – drittens – 
als unfähig und unwillig erwiesen, oppositio-
nelle Lesarten auch nur ansatzweise zu inte-
grieren, um etwa eine ausgehandelte Position 
zurückzugewinnen. Weder führte die öffent-
liche Kritik dazu, dass sich die redaktionelle 
Linie hinsichtlich der Ukraine-Berichterstat-
tung substanziell änderte. Noch wurde die 
Fehlerhaftigkeit der eigenen Arbeit auch nur 
eingeräumt. Innerhalb der privaten Medien 
dominiert öffentlich eine aggressive Abwehr-
haltung. Die zuständigen Redakteure versu-
chen, die Kritik durch das Publikum als «ge-
steuerte Kampagne» zu rationalisieren. 
Inzwischen nutzen die großen Anbieter ih-
re Verfügungsmacht, um die Möglichkeit, zu 

Die massive und konsonante 
Berichterstattung über den 
ukraine-Konflikt hat keines-
wegs dazu geführt, dass das 
publikum die intendierte 
lesart verinnerlichte.
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kommentieren, grundsätzlich einzuschrän-
ken oder unangepasste Meinungsbeiträge zu 
zensieren. Auch bei den privaten Netzwerken 
Facebook und Twitter wurden Nutzer aus po-
litischen Gründen zensiert oder vollständig 
gesperrt. Die öffentlich-rechtlichen Medien 
sahen sich teilweise gezwungen, Probleme 
einzuräumen, wobei sie ihren systematischen 
Charakter in Abrede stellten und auf bedauer-
liche Einzelfälle verwiesen.19

Kriegerische 
 Berichterstattung
Im Kern bietet der journalistische Umgang mit 
der Ukraine ein Modell dafür, wann Kriegsbe-
richterstattung zu kriegerischer Berichterstat-
tung wird, die Journalisten also nicht mehr 
als Reporter, sondern als Teilnehmer des Kon-
flikts eingestuft werden müssen, dafür, wann 
Medien als kriegführende Partei wahrgenom-
men werden sollten. Insofern kann der Nut-
zen einer ansonsten äußerst beschämenden 
Situa tion darin bestehen, Warnhinweise ab-
zuleiten, die es den Zuschauern ermöglichen, 
rechtzeitig Maßnahmen zur Autoimmunisie-
rung einzuleiten. 
Ein zentrales Warnsignal besteht sicher im er-
zählerischen Motiv «Demokratische Oppositi-
on verteidigt sich gegen autokratischen Herr-
scher». Dieser Mythos erweist sich bei einem 
genaueren Rückblick als ein Paradigma, das 
im Zusammenhang mit zahlreichen Fällen von 
westlichen Einmischungen in die inneren An-
gelegenheiten anderer Länder auftritt. Da my-
thische Erzählungen sich im Wesentlichen 
aus dem Selbstverständnis der Erzähler spei-
sen und nur teilweise bewusst gestaltet sind, 
lässt sich sicher vorhersagen, dass wir diese 
Geschichte auch in Zukunft noch häufiger hö-
ren werden. 
Es handelt sich um ein Motiv, dessen Aktanten 
austauschbar sind, egal ob es sich um Georgi-
en, Irak, Iran, Libyen, Sudan, Syrien, Russland 
oder Venezuela handelt. Dabei funktioniert die 
Erzählung völlig unabhängig davon, wie de-

mokratisch oder autokratisch die Regierungs-
form des jeweiligen Landes ist, wie demo-
kratisch oder gar faschistoid die Opposition 
verfasst ist – Stichwort: Libyen, Syrien, Sudan 
und Ukraine. Für das Publikum sollte die gol-
dene Regel gelten: Menschenrechte waren 
noch nie ein handlungsleitendes Motiv für au-
ßenpolitische Entscheidungen und schon gar 
kein Grund dafür, einen Krieg zu entfesseln.
Ein zweiter deutlicher Warnhinweis besteht 
in einer aggressiven Personalisierung bei der 
Beschreibung gesellschaftlicher Probleme. 
Wenn Menschen, die sich professionell mit 
Politik beschäftigen, seien es Journalisten 
oder Politiker, auch nur versuchen, den Ein-
druck zu erwecken, dass ein manifester ge-
sellschaftlicher Missstand maßgeblich von ei-
ner einzelnen Person verantwortet wird, sollte 
man ihnen sofort das Misstrauen aussprechen 
und das Abonnement kündigen. Eine derar-
tig defizitäre Problembeschreibung ist nicht 
einfach beleidigend unprofessionell, sondern 
dient in der Regel dazu, von anderen, verdeck-
ten Interessen- und Konfliktlagen abzulenken. 
Politik ist organisiertes Gruppenhandeln. Die 
offensive Stigmatisierung einzelner gegne-
rischer Repräsentanten zielt darauf ab, einen 
Konflikt zu eskalieren.
Damit haben sich die Signale im eigentlichen 
Sinn schon erschöpft, denn weitere Hinweise 
bestehen vor allem darin, dass etwas nicht be-
richtet wird. Auslassungen und Lücken bei der 
Beschreibung eines Konflikts bieten zwar zu-
verlässige Hinweise auf strategische Absich-
ten der berichtenden Person. Sie sind aber ih-
rer Natur nach schwerer zu erkennen, weil sie 
genau in der Abwesenheit von etwas beste-
hen. 
Eine strategische Auslassung lässt sich etwa 
aus dem für Konflikte typischen Verlauf ablei-
ten. Sie eskalieren normalerweise zwischen 
zwei Parteien in einer spiralförmigen Schau-
kelbewegung. Wenn eine berichtende Person 
in ihrer Darstellung das Aggressions- und Ge-
waltpotenzial einer der beteiligten Parteien he-
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runterspielt beziehungsweise ausblendet und 
eventuelle Gewaltmaßnahmen dieser Partei 
als notwendiges Verteidigungshandeln recht-
fertigt, liegt häufig – nicht immer – eine Partei-
nahme vor. 
Dieser Verdacht sollte auch bei einer pola-
risierenden Darstellung überprüft werden, 
wenn also über gesellschaftliche Zwischen-
positionen nicht berichtet wird. In allen ge-
sellschaftlichen Konflikten bestehen zusätz-
lich zu den beiden dominanten Antagonisten 
dritte Positionen, die anfänglich sogar die 
schweigende Mehrheit ausmachen. Im Ver-
lauf einer Eskalation werden sie häufig zu 
Minderheitspositionen. Medien, die eine sol-
che Polarisierung durch ihre Berichterstat-
tung unterstützen, sind – freiwillig oder un-
freiwillig – Kriegspartei. 
Zum Bereich verdächtig taktisches Verhalten 
kann es schließlich auch gehören, wenn die 
Berichterstattung ausschließlich auf den je-
weils aktuellen Zustand eines Konflikts fokus-
siert und den Vorlauf, relevante Hintergründe 
und externe Interessen nicht benennt. Spä-
testens wenn alle drei Haltungen in der Be-
richterstattung auftauchen – Positionierung, 
Polarisierung und Aktualitätsfixierung –, soll-
ten bewusst andere Quellen herangezogen 
werden.
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Lutz Brangsch

ÜBer welchen KonFliKt 
reDen wir eigentlich?

Im Krieg sei die Wahrheit das erste Opfer, sagt 
man. Im Fall der Ukraine zeigt sich, dass die 
Wahrheit schon viel früher stirbt.
Das beginnt schon mit der Schwierigkeit, zu 
bestimmen, was die «Ukraine-Krise» ist und 
wann sie begonnen hat. Zu verschieden sind 
die Deutungen der Vorgänge, die mit diesem 
Wort bezeichnet werden: russische Interven-
tion, faschistischer Putsch, Bürgerkrieg, so-
zialer Kampf, Separatismus – alle diese Inter-
pretationen sind im Umlauf, und für jede gibt 
es irgendwelche Belege, die zumal für viele 
Menschen hier in Westeuropa kaum nachvoll-
ziehbar sind. Das entscheidende Problem be-
steht darin, dass alle beteiligten Seiten mit Zu-
schreibungen und Stereotypen arbeiten, die 
oft aus vormodernen Zeiten stammen und die 
zu verschiedenen Zeiten immer wieder mo-
dernisiert wurden. 
Russland als der alte Feind, als Bedrohung 
auf der einen Seite, der großrussische Natio-
nalismus auf der anderen Seite. Hinzu kom-
men antikommunistische Stereotype, mit de-
nen schon die junge Arbeiterbewegung des 
19. Jahrhunderts konfrontiert war. Sie überla-
gern sich wiederum mit Aversionen, die sich 
auch aus den Widersprüchen der früheren 
UdSSR und den stalinistischen Verbrechen 
speisen. Und dann ist da noch das Selbstbild 
«des Westens» als Repräsentant der einzig 
möglichen Form von Gesellschaft, den damit 
verbundenen Maßstäben und entsprechen-
den imperialen Ansprüchen, die wiederum 
mit den geopolitischen Interessen Russlands 
kollidieren. 
Nimmt man Letzteres als Orientierung, dann 
könnte man die Ukraine als ein Opfer des 
Tauziehens «des Westens» und Russlands 
um Einflusszonen verstehen. Der Maidan er-

scheint vor diesem Hintergrund als Streben 
nach Freiheit von der Einflussnahme Moskaus 
und der Krieg in der Ukraine eben als Intrige 
Moskaus gegen den Freiheitswillen eines Vol-
kes. Dies ist die dem «Westen» und den uk-
rainischen Eliten genehme Lesart, die auch in 
der Ukraine und sicher in Teilen der russischen 
Opposition geteilt wird. Erfasst diese Inter-
pretation aber das Problem, und kann sie als 
Maßstab der Bewertung der Ereignisse und 
als Ausgangspunkt für die Bildung eines eige-
nen Standpunktes ausreichen?

Daten zur ukraine heute
Die Ukraine ist das zweitgrößte Land Euro-
pas. Von den etwa 44 Millionen Einwohnern 
betrachten sich 77 Prozent als Ukrainer und 
17 Prozent als Russen. Die Bevölkerungssta-
tistik weist als weitere relevante Gruppen Be-
lorussen, Moldauer, Krimtataren, Bulgaren, 
Ungarn, Rumänen, Polen und Juden aus. 
Knapp 70 Prozent der Bevölkerung lebt in 
Städten. 
Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf beträgt 
nach Angaben der Weltbank 3.900 US-Dollar 
(Deutschland: 45.000 US-Dollar). Im Dienst-
leistungssektor arbeiten 68 Prozent der Be-
schäftigten, 26 Prozent in der Industrie und 
6 Prozent in der Landwirtschaft. Dabei erzeug-
te die Wirtschaft in der Bürgerkriegsregion im 
Osten des Landes knapp 16 Prozent des Brut-
toinlandsproduktes. Die durchschnittliche 
Lebenserwartung liegt bei 69 Jahren – damit 
belegt die Ukraine Platz 156 in der Welt –, in 
Deutschland liegt sie bei 80 Jahren. Die Ar-
beitslosenrate lag 2013 bei acht Prozent, die 
Jugendarbeitslosigkeit bei 17 Prozent. Die 
Menschen in einem Viertel der Haushalte le-
ben unter der Armutsgrenze, und 80 Prozent 
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der Rentner beziehen nur eine Mindestrente. 
Die Ukraine ist ein reiches Land; sie verfügt 
über fruchtbaren Boden und war einst die 
Kornkammer der Sowjetunion. Gleichzei-
tig verfügte sie über ein enormes industriel-
les Potenzial, im Maschinenbau, im Bergbau 
und auch im Bereich der Rüstungsproduktion. 
Die Sozialdaten belegen, dass der Reichtum 
allerdings auch sehr ungleich verteilt ist. Der 
reichste Unternehmer, Rinat Achmetov, be-
sitzt ein Vermögen von elf Milliarden US-Dol-
lar, der derzeitige Präsident Petro Poroschen-
ko liegt mit 1,3 Milliarden auf dem 6. Platz der 
Forbes-Liste. 

auseinandersetzungen 
in der geschichte
Politisch ist die Ukraine ein junger Staat, der 
sich erst im Ergebnis des Ersten Weltkrie-
ges und der Revolutionen von 1917 bildete. 
Bis dahin befand sich das heutige Staatsge-
biet unter russischer, polnischer und öster-
reich-ungarischer Oberhoheit. Ab Mitte des 
19. Jahrhunderts entwickelte sich eine natio-
nale beziehungsweise nationalistische Bewe-
gung, die keineswegs einheitlich war – teils 
wurde ein eigener Staat gefordert, teils das 
nationale Selbstbestimmungsrecht in einem 
fortbestehenden Russischen Reich. 
Die ukrainische Sprache wurde unterdrückt, 
wenn auch mit wechselnder Intensität. Zei-
tungen und Bücher durften zwar – mit Aus-
nahmen – auf Ukrainisch erscheinen, aber 
in der Schule wurde die Sprache meist nicht 
gelehrt. Die nationale Bewegung war zu die-
ser Zeit keine Massenbewegung und die uk-
rainische Identität für die meisten Menschen 
eine im Rahmen gemeinsamer Geschichte 
von Kleinrussen (Ukrainer), Großrussen (Rus-
sen) und Weißrussen eher sekundäre Frage. 
Die Grenzen waren fließend. Es vollzog sich, 
so der Historiker Alexej Miller, eine «spontane 
Assimilation». Erst nach der Revolution von 
1905 schlugen die in Russland Herrschenden 
einen Kurs konsequenter Repression ein. Da-

durch, so Miller weiter, verwandelten sich die 
Probleme der Klassen- und nationalen Identi-
täten von einem Gegenstand des Interesses 
kleiner Intellektuellenzirkel in eine Angelegen-
heit von Millionen. Die zu dieser Zeit in der Re-
gion selbst schwache Arbeiterbewegung war 
geprägt von der polnischen und russischen 
Sozialdemokratie sowie vom Allgemeinen Jü-
dischen Arbeiterbund (Bund), einer sehr ein-
flussreichen internationalen linken Organisa-
tion. Gesellschaftlich dominierten allerdings 
die Bauern auf dem Lande und das Kleinbür-
gertum in den Städten.
Diese Konstellation prägte auch die Anfänge 
einer eigenen ukrainischen Staatlichkeit. Nach 
dem Sturz des Zarenregimes im Februar 1917 
gründete sich der erste ukrainische Staat der 
neueren Zeit, der sich als weitgehend unab-
hängig von der Provisorischen Regierung in 
Petersburg verstand und sich im Januar 1918 
als «Ukrainische Volksrepublik» konstituierte. 
Allerdings wurde die Region im Ergebnis des 
Brester Friedens von deutschen Truppen be-
setzt, die eine eigene Regierung einsetzten. 
Nach dem Abzug der Deutschen im Dezem-
ber 1918 kam eine bürgerliche Regierung un-
ter Symon Petljura an die Macht. 
Die Rote Armee vertrieb diese Regierung al-
lerdings recht schnell, und die Ukraine wurde 
Sowjetrepublik. In den Bürgerkriegen der fol-
genden Jahre beherrschten die Truppen des 
mit den Interventionsmächten Großbritan-
nien, Frankreich und USA verbündeten Ge-
nerals Denikin zeitweise die Ukraine; große 
Gebiete kontrollierte zeitweilig auch die bäu-
erlich-anarchistische Bewegung unter Nestor 
Machno. Die Politik des Kriegskommunismus, 
also die bedingungslose Orientierung auf die 
Bereitstellung von Mitteln für den Kampf ge-
gen die «konterrevolutionären» Verbände und 
die ausländische Intervention 1918 bis 1921, 
war nicht zuletzt ein Kampf um Nahrungsmit-
tel und landwirtschaftliche Rohstoffe. 
Die oft gewaltsame Eintreibung der Pflichtlie-
ferungen der Bauern war einer der Gründe da-
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für, dass es auch nach dem Sieg der Bolsche-
wiki noch bis Mitte der 1920er Jahre immer 
wieder zu Kämpfen und Bauernaufständen in 
der Ukraine kam. Sie richteten sich teils ge-
gen die Praktiken des Kriegskommunismus, 
teils trugen sie politischen Charakter und wa-
ren gegen die Bolschewiki gerichtet, teils war 
es schlichtweg kriminelles Banditentum. Un-
ter Machno und Petljura sollen mindestens 
150.000 Kämpfer mit Rückhalt in der Bauern-
schaft aktiv gewesen sein. Allerdings, und das 
muss hervorgehoben werden, handelte es 
sich nicht einfach um einen Konflikt zwischen 
Russland und der Ukraine, sondern dieser war 
überlagert von Auseinandersetzungen zwi-
schen Stadt und Land, zwischen Arbeiter- und 
Bauernschaft sowie zwischen den verschie-
denen revolutionären Strömungen, die die Re-
volutionen in Russland getragen hatten. Unter 
Petljura, in dessen Bewegung es starke antise-
mitische Tendenzen gab, kam es zu Pogromen 
gegen jüdische Ukrainer.
Der Bürgerkrieg und der Sieg der Bolschewiki 
ließ viele Menschen ins Ausland fliehen. Das 
führte zur Entstehung großer ukrainischer 
Gemeinden in verschiedenen Teilen der Welt 
mit ausgesprochen antisowjetischer und an-
tikommunistischer Grundhaltung. Das ist in-
soweit von Bedeutung, als die Lobbyorganisa-
tionen in verschiedenen westlichen Ländern 
gegenwärtig politischen Druck machen, um 
einen bedingungslos antirussischen Kurs zu 
erzwingen. 
Die Entstehung der ukrainischen Sowjetrepu-
blik war so selbst ein widersprüchlicher Pro-
zess, und die Widersprüchlichkeit bestimmte 
auch die folgenden Jahrzehnte. In weniger als 
20 Jahren wurde das gesamte soziale Gefüge 

der Region durch Kollektivierung und Industri-
alisierung umgewälzt. Die ukrainische Nation 
konstituierte sich erst in sowjetischen Zeiten. 
Dabei spielte die Alphabetisierung über die 
ukrainische Sprache eine große Rolle, gleich-
zeitig gab es Verfolgungen unter dem Vor-
wand der Propagierung eines bürgerlichen 
Nationalismus in den 1930er Jahren. Teilwei-
se maskierten sich unter ukrainischem Nati-
onalbewusstsein antisowjetische und anti-
bolschewistische Tendenzen, die sich aus der 
Zeit der Bürgerkriege nährten, überwiegend 
jedoch war der Vorwurf des Nationalismus ein 
Vorwand der Durchsetzung der stalinschen 
Gesellschaftsvorstellungen gegen alle Wider-
stände und Kritik auch in den Reihen der Kom-
munistischen Partei. So blieb der Vorwurf im-
mer unbestimmt und willkürlich.
Im Zuge der Kollektivierung und des Versu-
ches, aus der Landwirtschaft Ressourcen für 
die Industrialisierung (durch Getreideexport) 
abzuziehen, kam es 1932/33 zu einer Hun-
gersnot mit Millionen von Toten, vor allem in 
der Landbevölkerung. Das war knapp zehn 
Jahre, nachdem die Kämpfe ein Ende gefun-
den hatten, und vier Jahre nach Beginn der 
Kollektivierung. Strittig ist, inwieweit hier von 
Völkermord, also von der zielgerichteten Aus-
rottung von Ukrainern gesprochen werden 
kann oder nicht. Das ändert nichts an den Di-
mensionen des Versagens der sowjetischen 
Kommunisten und der Folgen für die in der 
Ukraine lebenden Menschen. Es ist verständ-
lich, dass sich dies in das kollektive Gedächt-
nis eingebrannt hat. 
Das Unabgeschlossene und die Widersprü-
che dieses Umwälzungsprozesses wurden 
durch den Ausbruch des Zweiten Weltkrieges 

Die entstehung der ukrainischen sowjetrepublik war selbst 
ein widersprüchlicher prozess, und die widersprüchlich-
keit bestimmte auch die folgenden Jahrzehnte. in weniger 
als 20 Jahren wurde das gesamte soziale gefüge der 
region umgewälzt.
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bestätigt und bestärkt. Mit der Besetzung der 
nach dem Ersten Weltkrieg zu Polen gehören-
den Westukraine durch die Sowjetunion und 
dem Überfall Deutschlands auf die Sowjetuni-
on 1941 brachen die kaum verheilten Konflikte 
wieder auf. Kollaboration, Partisanenkrieg und 
heldenhafter Kampf in den Reihen der Sow-
jetarmee prägten gleichermaßen die ukraini-
sche Gesellschaft. 

In der Westukraine entwickelte sich die Or-
ganisation der Ukrainischen Nationalisten 
(OUN), die bis in die 1950er Jahre eine gro-
ße Rolle spielen sollte. Im Jahr 1941 betei-
ligte sich das von ukrainischen Nationalisten 
gebildete Wehrmachtsbataillon «Nachtigall» 
am Überfall auf die Sowjetunion und kämpf-
te teils gegen ukrainische Soldaten, die der 
Roten Armee angehörten. Angehörige dieses 
Bataillons, wie auch andere ukrainische Nati-
onalisten, waren an der Vernichtung fast der 
gesamten jüdischen Bevölkerung der Ukrai-
ne, an der Tötung von Polen und an der Ver-
folgung ukrainischer Partisanen aktiv beteiligt. 
Einer der Köpfe der OUN war Stepan Bandera, 
der in der Geschichtspolitik der gegenwärti-
gen Ukraine eine zentrale Rolle spielt. In sow-
jetischer Zeit wurde er als faschistischer Kolla-
borateur betrachtet. Nach der Unabhängigkeit 
der Ukraine wurde er zum Nationalhelden sti-
lisiert, weil er gegen die Sowjetunion, Polen 
und Deutschland einen eigenen ukrainischen 
Staat durchsetzen wollte. Die OUN und ihr mi-
litärischer Arm, die UPA (gegründet 1943), 
führten noch bis 1946 einen Terrorkrieg ge-
gen die sowjetische und die polnische Staats-
macht. Einzelne Aktionen gab es bis Mitte der 

1950er Jahre. Mitglieder dieser Terrororgani-
sation waren noch in den 1950er Jahren für 
westliche Geheimdienste aktiv. Obwohl gera-
de in der Westukraine praktisch jede Familie 
in irgendeiner Weise an diesen Kämpfen un-
mittelbar beteiligt oder von ihnen betroffen 
war, wurde und wird die Widersprüchlichkeit 
der Geschichte nicht aufgearbeitet. Die Ge-
meinsamkeit des Sieges über den Faschismus 

überdeckte die realen Wi-
dersprüche. 
Da die Geschichte der Ent-
stehung und Entwicklung 
der ukrainischen Sowjetre-
publik nie selbstkritisch 
aufgearbeitet wurde, ent-
stand eine «doppelte Re-
alität» – offiziell war man 

Sowjetbürger ukrainischer Nationalität, pri-
vat mehr oder weniger Ukrainer in der Sow-
jetunion. Auf der einen Seite bot die Sowjet-
union einen Raum zur Entfaltung ukrainischer 
Nationalität, auf der anderen waren die Ukrai-
ner mit den dem Sozialismus eigenen Begren-
zungen, Widersprüchen, Ungerechtigkeiten 
konfrontiert. Die Kritik an den Verhältnissen 
nahm – wie bei mehr oder weniger allen Völ-
kern in der Sowjetunion – schon damals die 
Form des Nationalen beziehungsweise des 
Nationalismus an, was nach dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion und dem damit verbun-
denen Verlust des Sowjetischen als Identifika-
tionspunkt nochmals Auftrieb erhielt. Vor dem 
Hintergrund der hier skizzierten wechselhaften 
Geschichte ist das durchaus verständlich, den-
noch können die Ukrainer nicht pauschal als 
Nationalisten betrachtet werden. Durch den 
lebhaften und vielfältigen Austausch zwischen 
Russland und der Ukraine zu Sowjetzeiten ist 
zahlreichen Ukrainern an der Normalität der 
Beziehungen zu Russland sehr viel gelegen. 
Der Aufschwung gesellschaftlicher Aktivi-
täten und gesellschaftlicher Selbstorganisa-
tion, die Aufdeckung von Missständen in allen 
gesellschaftlichen Bereichen und ein offener 

Die einführung der Marktwirtschaft 
erfolgte ähnlich brutal wie in russland, 
die «ursprüng liche akkumulation» war 
gekennzeichnet durch privatisierungen, 
das einstreichen lukrativer staats-
aufträge und durch Korruption.
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und selbstkritischer Umgang mit der eigenen 
Geschichte unter Gorbatschow in der zweiten 
Hälfte der 1980er Jahre machte das Ausmaß 
der unausgesprochenen Widersprüche of-
fensichtlich. Der einsetzende Zerfall der Sow-
jetunion war nicht Resultat von Glasnost und 
Perestroika, sondern der seit 1917 verfolgten 
Politik. Wie auch in den anderen realsozialis-
tischen Ländern hatte diese Politik dazu ge-
führt, dass es keine relevante gesellschaftliche 
Kraft gab, die willens und in der Lage gewesen 
wäre, nach 1989 dort einen «anderen» Sozia-
lismus aufzubauen. In dieser Situation wurde 
das bisher Unausgesprochene handlungsre-
levant. Die Identifikation Russlands mit Bol-
schewismus, Stalinismus und Kommunismus 
ist, wenngleich so nicht zutreffend, durch-
aus erklärlich, hatte aber zur Folge, dass um-
gekehrt die Verstrickungen der Ukraine in die 
sowjetische Geschichte und damit ihre eige-
ne Widersprüchlichkeit geleugnet wurde, um 
die Voraussetzung für eine nationalstaatliche 
Stabilität seit 1991 zu gewährleisten – genau 

wie das auch in Russland geschah und ge-
schieht. Die Einführung der Marktwirtschaft 
erfolgte ähnlich brutal wie in Russland, die 
«ursprüngliche Akkumulation» war gekenn-
zeichnet durch Privatisierungen, das Einstrei-
chen lukrativer Staatsaufträge und durch Kor-
ruption. Korruption und Behördenwillkür als 
zwei Seiten derselben Medaille sind seit den 
1990er Jahren beständige Konfliktpunkte in 
der Ukraine, die durch die katastrophale sozia-
le Lage (wie einleitend sowie im Beitrag von 
Judith Dellheim dargestellt) nur noch verstärkt 
wurden. 
Keine der Regierungen hat diese Probleme je 
ernsthaft in Angriff genommen. Ganz treffend 
hat deshalb ein ukrainischer Soziologe Anfang 
2014 geschrieben, dass der Bürgerkrieg in der 
Ostukraine das Versagen der Politik seit der 
Unabhängigkeit dokumentiere. Insofern ist es 
schwer zu sagen, wann der Konflikt begann, 
der schließlich zum Sturz Janukowitschs führ-
te und dann in einen Krieg in der Südostukrai-
ne umschlug.
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Taras Salamaniuk 

Verworrene wege Der linKen
ZwiscHen regionalen Maidanen und anti-Maidanen

Aus der Perspektive linker Aktivisten sind am 
Maidan zwei Besonderheiten zu erwähnen. 
Erstens war der Maidan beispiellos. Seit dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion haben die 
ukrainischen Linken keinen vergleichbar mas-
siven und kompromisslosen, ja nahezu revolu-
tionären Volksprotest erlebt. Allerdings gab es 
noch ein zweites Merkmal, und zwar seine na-
tional-patriotische Ausrichtung. Letztere be-
hinderte wesentlich mögliche politische Ak-
tivitäten der «neuen Linken» und machte die 
soziale und politische Problematik des Maidan 
insgesamt deutlich komplizierter. 
Wie auch immer man die Rolle der extremen 
Rechten beim Maidan beurteilt, dass sie sich 
sehr aktiv am Protest beteiligten, lässt sich 
nicht bestreiten. Im Rahmen des Monitorings 
nationaler und regionaler Internetseiten von 
Aktivisten hat das Zentrum für So zial-  und Ar-
beitsforschung (CSLR) während der gesam-
ten Zeit der Maidan-Proteste 817 Demons-
trationen mit Beteiligung der Ultrarechten 
registriert, aber nur 14 unter Beteiligung der 
«neuen Linken». Davon fanden vier in den Re-
gionen statt.1 Das bedeutet nicht, dass die 
«neuen Linken», insbesondere auf der regio-
nalen Ebene, den Maidan ignoriert hätten. Vie-
le Linke haben aktiv daran mitgewirkt, sind 
aber – das zeigen die genannten Zahlen – zu-
mindest in den Medien nicht wahrgenommen 
worden und haben dort eher die Rolle von Sta-
tisten gespielt, unter anderem für die Ultra-
rechten.
So weit die Fakten. Ob die Teilnahme der Lin-
ken am Maidan politisch richtig oder falsch 
war, ist in der Ukraine heftig umstritten. Es 
gibt Anhänger des Maidan und andere, die 
ihm skeptisch gegenüberstehen, ja ihn so gar 
hassen. Ich möchte weder für eine Seite Par-
tei ergreifen noch zwischen ihnen vermitteln. 

Stattdessen will ich versuchen, die bisher we-
nig berücksichtigten Gewinne und Verluste, 
die sich für die Linke aus der Teilnahme an den 
Maidan-Protesten ergeben haben, sowie ih-
re Beteiligung an Anti-Maidan-Aktivitäten zu 
beleuchten. Dabei wird es sich nicht um die 
Hauptstadt, sondern um die Regionen ge-
hen, denn schließlich fanden linke Aktionen 
sowohl auf den Straßen von Charkiw, Lwiw, 
Odessa, Dnipropetrowsk oder Zhytomyr 
statt – und diese waren nicht weniger bemer-
kenswert als die in Kiew. Während die Ge-
schichte der überwiegend erfolglosen Beteili-
gung der Linken am «Haupt-Maidan» in Kiew 
allgemein bekannt und bis zum Überdruss in 
der Linken diskutiert worden ist, sind die re-
gionalen Maidan-Bewegungen noch uner-
forscht. Diese Terra incognita will ich im Fol-
genden erkunden. 

Motivation
Versetzen wir uns in die Zeit zurück, als der 
Maidan anfing. Die Ultranationalisten schlos-
sen sich schon hier und da zu den ersten 
Bündnissen zusammen, und die Liberalen 
predigten die «europäischen Werte» und den 
freien Handel mit der EU. Was damals Lin-
ke dazu brachte, sich den Protesten anzu-
schließen, war selbstverständlich weder eine 
Sympathie für die zuerst noch für die zuletzt 
genannten Beweggründe. Die Linken waren – 
wenig überraschend – an den Massen der Un-
zufriedenen interessiert, die auf die Straßen 
gegangen waren, nachdem man die Studen-
ten auf dem Euro-Maidan zusammengeschla-
gen hatte. Denn obwohl sich die Proteste der 
«neuen Linken» in erster Linie auf soziale und 
politische Fragen beziehen, engagieren sie 
sich auch für bürgerliche Freiheiten, ein The-
ma, das in den Regionen schon an zweiter 



Verworrene wege Der linken 19

Stelle rangiert. Und genau dieses Thema spiel-
te dann in der Maidan-Bewegung nach der 
ersten Auflösung die wichtigste Rolle. 
Damals unterstützten sogar manche spätere 
Maidan-Kritiker vom Charkiwer Borot’ba oder 
der Gruppe Proty tetschiji (Gegen den Strom) 
aus Odessa die Proteste in Kiew und nahmen 
auch daran teil. Ganz zu schweigen von den 
Anarchisten, die jede antiautoritäre Agenda 
unterstützen und im Wesentlichen zu den füh-
renden linken Maidan-Enthusiasten wurden. 
So meinten beispielsweise Charkiwer Anar-
chisten: «Der Maidan war quasi eine spontane 
Manifestation der Freiheit und sogar libertären 
Ideen zugeneigt.» 
Man sollte dabei stets berück-
sichtigen, dass der beispiellose 
Massencharakter des Maidan 
alle genannten Motive verstärkt 
hat. Die Möglichkeit, sich mit 
den Massen in einem nie da 
gewesenen Ausmaß zusam-
menzuschließen, war für die «neuen Linke» 
äußerst verlockend. Allerdings hat sich die-
se mehr oder weniger einstimmige Haltung 
sehr schnell geändert, und zwar wegen des 
Anwachsens der antikommunistischen Hys-
terie in der Maidan-Bewegung. Die Angriffe 
auf linke Aktivisten und die Zerstörung des Le-
nin-Denkmals in Kiew waren Anlass für einen 
Teil der linken Bewegung, sich von den Mai-
dan-Protesten abzuwenden. Das war ziem-
lich paradox, weil die Maidan-Bewegungen 
in Charkiw, Odessa und in den anderen Re-
gionen, wo die Linken ungehindert agieren 
durften, damals offener waren und die ver-
gleichsweise schwache Position der Rechten 
aufzeigten.2 
Außerdem brachten die Linken ihre vor-
herigen Protestthemen auch in die lokalen 
Maidan-Aktionen ein. In Lwiw etwa lief die 
langfristige, von der lokalen Gruppe von Av-
tonomnyj Opir (Autonomer Widerstand) ge-
leitete Kampagne gegen die rechtsgerichte-
te Partei Swoboda weiter. Gewerkschafter 

in Dnipropetrowsk schlossen sich gegen die 
Willkür der lokalen Behörden und der Indus-
triemogule zusammen. Und die Anarchisten 
vom Charkiwer Autonomen Arbeiterbund 
(AST)3 haben in den Projekten des «Forums 
der Maidane» die Gelegenheit genutzt, um 
Ansätze lokaler Demokratie von unten zu ent-
wickeln. 
Man kann also sagen, dass die Abkehr der 
Skeptiker vom Maidan und ihre später ver-
breitete Sympathie für den Anti-Maidan durch 
einen gewissen Fetischismus ausgelöst wur-
de: Um der Möglichkeit willen, linke Symbo-
lik, insbesondere die kommunistische, unein-

geschränkt präsentieren zu können, neigten 
einige eher zu gemeinsamen Aktionen mit 
prorussischen Chauvinisten, die dem Sowje-
tischen gegenüber mehr Toleranz zeigen, als 
zu Demonstrationen zusammen mit prouk-
rainischen Chauvinisten, die jede Kommunis-
mussymbolik ablehnen. «Im Unterschied zum 
Maidan konnten wir hier [auf dem Anti-Mai-
dan] unsere rote Fahne hissen, ohne dafür ver-
prügelt zu werden.» 
Auch die Motivation der Linken, die auf dem 
Maidan geblieben sind, entsprang zum Teil ei-
nem Fetischismus. So wurde etwa die Sym-
bolik der Anarchisten, obwohl nicht immer, 
bei den Maidan-Protesten toleriert.4 Dies kor-
respondierte mit ihren Vorstellungen vom an-
tiautoritären Charakter der Proteste. Doch war 
ihr wichtigster Fetisch nicht ein Symbol, son-
dern die Selbstorganisation. Darauf bezoge-
ne Rechtfertigungen für ihren Verbleib konn-
te man von linken Aktivisten der regionalen 
Maidan-Bewegungen immer wieder hören, 
etwa in Charkiw: «Ich habe mich über diese 

Die angriffe auf linke aktivisten und 
die Zerstörung des lenin-Denkmals 
in Kiew waren anlass für einen teil 
der linken Bewegung, sich von den 
Maidan-protesten abzuwenden.
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Struktur wahnsinnig gefreut, weil sie die ers-
te progressive Struktur war und eine Alter-
native zu den staatlichen Behörden und den 
Regierungen in den GUS-Staaten.» Ähnliches 
bekam ich in Krementschuk zu hören: «Die 
Menschen stehen nicht für die Ideologie, son-
dern für die konkreten Aktionen, Handlungen 
[…]. Deswegen sind sie in Massen erst in den 
‹Rechten Sektor› eingetreten und haben da-
nach die Organisation wieder verlassen, weil 
es dort nichts anderes als irgendwelche De-
mos und Mahnwachen gab.» Oftmals wurden 
auch ganz individuelle Gründe genannt. Viele 
sagten: «Ich konnte einfach nicht abseits blei-
ben.» So hat sich schließlich die linksgerichte-
te Identität der Aktivisten in der gesamten Pro-
testströmung aufgelöst.
In gewisser Hinsicht könnte man die Motiva-
tion der Linken, sich an den Maidan- oder An-
ti-Maidan-Bewegungen zu beteiligen, als den 
Wunsch bezeichnen, Teil des «Volkes» zu sein. 
Sicherlich haben – wie gesehen – auch andere 
Gründe eine Rolle gespielt, etwa die Möglich-
keit, die eigenen «richtigen» Symbole zu prä-
sentieren, die Hoffnung, über Selbstorganisa-
tion dem Ziel der gesellschaftlichen Befreiung 
näher zu kommen, und nicht zuletzt die Ver-
suchung, sich direkt an die protestierenden 
Massen wenden zu können.

Beteiligung
Wie erwähnt hat die «volkstümelnde Bewe-
gung» der Linken in den Regionen nach der 
ersten Maidan-Zerschlagung in Kiew be-
gonnen. Anfangs stießen die Linken ziem-
lich spontan zu den Protesten. Offensichtlich 
kümmerten sich die Aktivisten wegen ihrer 
ganz unterschiedlichen individuellen Motiva-
tion wenig um die Organisierung von Plattfor-
men und politischen Bündnissen. So berichtet 
ein Aktivist aus Odessa: «Zuerst sind wir indi-
viduell auf die Straße gegangen, und schon 
da [während der Maidan-Aktionen; T.S.] sind 
wir einander begegnet. […] Und wie konnte 
es anders sein? Das war eher eine moralisch 

begründete Entscheidung. Ich konnte nicht 
gleichgültig gegenüber der Situation im Land 
sein.»
Selbstverständlich hat diese Vagheit die Per-
spektiven der Linken in den lokalen Mai-
dan-Protesten nicht verbessert. Je schneller 
sich die Linken gesammelt und in konkreten 
Kampagnen organisiert haben, desto besser 
war ihre spätere Position in den Städten. Ein 
linker Aktivist aus Odessa, wo es keine Grün-
dung einer linksgerichteten Plattform gege-
ben hat, kommentierte ernüchtert: «Ich kannte 
die Maidan-Organisatoren. Sie waren bereit, 
mit uns zusammenzuarbeiten. Wir hätten nur 
alle hingehen und die Initiative ergreifen müs-
sen.» Umgekehrt zeigen die bemerkenswer-
ten Beispiele aus Charkiw, Dnipropetrowsk 
und Lwiw, dass es den Linken dort gelungen 
ist, sich schnell neu zu orientieren und eine be-
stimmte Nische zu besetzen. So berichtet ein 
Gewerkschafter aus Dnipropetrowsk: «Nach 
der Maidan-Auflösung in Kiew erschienen un-
sere Aktivisten einer nach dem anderen auf 
dem lokalen Maidan. Da haben wir uns ent-
schieden, alle zusammen daran teilzuneh-
men, um Gewerkschaftsagitation zu betreiben 
und unsere sozialen Forderungen zu erläutern. 
Deshalb haben wir eine eigene Initiative ge-
gründet, den Gewerkschaftssektor.» 
Dabei wurde der Faktor der freien Zeit, die 
die Aktivisten für die systematische Arbeit 
auf dem Maidan aufwenden konnten, zuneh-
mend wichtiger. Jene Initiativen, die den größ-
ten Erfolg in der Maidan-Bewegung erzielt 
haben – wie der AST aus Charkiw und Avto-
nomnyj Opir aus Lwiw – verfügten aus ver-
schiedenen Gründen über relativ viel «freie 
humane Ressourcen».5 Sie konnten Vertreter 
ihrer Organisationen zu allen wichtigen Ver-
anstaltungen schicken, bei Bedarf auch an je-
dem Tag. Dagegen blieb den anderen Linken, 
die sich an den Maidan-Protesten beteiligten, 
darunter in erster Linie die Dnipropetrowsker 
Gewerkschafter und die Charkiwer Marxisten, 
nur die Rolle von «Freizeitagitatoren». Sie nah-
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men kaum am Alltagsleben der Maidan-Be-
wegungen teil. 
Schließlich muss man auch auf den Charakter 
dieser linken Vorstöße hinweisen. Angesichts 
der Tatsache, dass kommunistische und je-
de andere Form linker Rhetorik auf dem Mai-
dan nicht willkommen war, konzentrierte man 
sich eher auf soziale Forderungen, sodass die 
inhaltliche Ausrichtung als «radikale Sozial-
demokratie» mit antioligarchischen und an-
tiautoritären Einsprengseln gekennzeichnet 
werden kann.6 Es ging nicht um linksradikale 
Losungen wie etwa die Abschaffung des Pri-
vateigentums, denn ihre Maidan-Mitstreiter – 
Liberale, Ultrarechte und andere Teilnehmer, 
mit denen die Linken koexistieren und mög-
licherweise kooperieren wollten – hätten die-

se nie akzeptiert. Wie vorsichtig sie taktier-
ten, berichteten Charkiwer Anarchisten: «Wir 
haben unsere schwarze Fahne auf dem Mai-
dan nie sofort ausgerollt. Wir haben das lange 
vorbereitet und uns mit den Menschen unter-
halten. Und nur wenn die anderen uns schon 
ernst nahmen und uns nicht mehr als Fremde 
ansahen, taten wir es.»
Ähnlich verhielten sich später auch die Mit-
glieder von Borot’ba in der Charkiwer An-
ti-Maidan-Bewegung, die sich nach einer 
kurzen Zeit der Unentschlossenheit während 
der antikommunistischen Hysterie nach dem 
Sieg des Maidan in Charkiw reorganisierten 
und eine der stärksten linken Initiativen in der 
gesamten Protestperiode gründeten. In den 
Worten eines Aktivisten: «Nachdem 50 Mit-
glieder von S14 [eine rechte militante Gruppe; 
Anm. d. Übers.] unser Büro gestürmt, einiges 
an Bargeld mitgenommen und die ganze Ein-

richtung zertrümmert hatten, haben wir uns 
entschlossen, Kiew zu verlassen und nach 
Osten zu fahren, wo damals die Kundgebun-
gen für die Verteidigung der Lenin-Denkmäler 
veranstaltet wurden. Unsere erste Station war 
Donezk. Da war die Situation jedoch unklar. 
[…] Nur eine Woche später befanden wir uns 
schon auf dem Anti-Maidan in Charkiw, wo 
wir die Initiative von den lokalen Politikkadern 
übernommen haben.» Dass sie erfolgreich 
sein konnten, war zum einen der dort herr-
schenden größeren Toleranz gegenüber linker 
Symbolik geschuldet und zum anderen dem 
Umstand, dass die Anti-Maidan-Bewegung 
über kein organisatorisches Zentrum verfüg-
te – im Unterschied zu Kiew, wo die Opposi-
tion die Maidan-Proteste kontrollierte. 

Allerdings spielte zudem das Charisma der Ak-
tivisten eine bedeutsame Rolle. Und schließ-
lich haben die Angehörigen von Borot’ba beim 
Anti-Maidan in Charkiw ihre Ideen auch an die 
beteiligte Bevölkerung angepasst und jede 
Form von linksradikalem Auftreten vermie-
den. «Hauptsächlich forderten wir den Haus-
haltsausgleich für soziale Zwecke, das heißt 
die Finanzautonomie für die Regionen, damit 
die Geldmittel direkt dorthin fließen, nicht nur 
die Restbestände. […] Die grundlegende For-
derung bezog sich jedoch auf die Föderalisie-
rung, die wir als Selbstverwaltung verstanden. 
Dann ging es auch um die Abberufung von 
Abgeordneten und die kulturelle Autonomie 
der russischsprachigen Bevölkerung, gegen 
Privatisierungen und Militarisierung, für die 
Verstaatlichung von strategischen Unterneh-
men sowie natürlich gegen die Haushaltskür-
zungen im Bereich Soziales.» 

Da jede Form linker rhetorik auf dem Maidan nicht willkom-
men war, konzentrierte man sich eher auf soziale Forde-
rungen, sodass die inhaltliche ausrichtung als «radikale 
sozial demokratie» mit antioligarchischen und  antiautori-
tären einsprengseln gekennzeichnet werden kann.
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Hervorzuheben ist, dass der Anti-Maidan in 
Charkiw dank der starken Stellung von Bo-
rot’ba und im Unterschied zu Kiew die For-
derungen der Linken berücksichtigt hat. Die-
se haben dort nicht bloß Flugblätter verteilt 
oder ein kleines Agitationsgrüppchen orga-
nisiert, sondern ganz gezielt Propaganda von 
der Bühne herunter betrieben. Als Folge sind 
einige progressive Forderungen, wie das Ver-
bot ausbeuterischer Arbeitsverhältnisse und 
die Priorität für kollektives Eigentum, in die 
Erklärung der «Charkiwer Volksrepublik»7 auf-
genommen worden. Es ist aber umgekehrt 
nicht zu vergessen, dass diese erfolgreiche 
Zusammenarbeit und die engen Beziehungen 
zwischen Borot’ba und den anderen, teilwei-
se chauvinistischen Anti-Maidan-Organisati-
onen in Charkiw noch umstrittener waren als 
die Teilnahme von Linken an der Maidan-Be-
wegung. 
Insgesamt haben sich die Konditionen für 
die Beteiligung linksgerichteter Organisa-
tionen an den regionalen Maidan- und An-
ti-Maidan-Protesten (zumindest in Charkiw) 
nicht sonderlich unterschieden. Das war ein 
gewagtes Spiel mit manchen Gewinnen und 
manchen Verlusten, das sie gleichsam auf 
fremdem Territorium austrugen. Ist es den 
Linken gelungen, die richtigen Schlussfolge-
rungen daraus zu ziehen? 

ergebnisse
Man kann die Rolle der Linken in Bezug auf 
die Maidan- und Anti-Maidan-Bewegung in 
vielerlei Hinsicht kritisieren, aber eine Errun-
genschaft ist nicht zu übersehen: Sie haben 
bewiesen, dass sie auch unter ungünstigen 
Bedingungen aktiv sein können. Doch die Be-
ziehungen zu den Belegschaften in den Be-
trieben und die Kontakte mit den Medien, die 
man in dieser Zeit aufgebaut hat, sind zwar 
geblieben, haben sich aber als absolut wert-
los erwiesen. Und nachdem sich später alle 
darauf konzentriert haben, die «Familie» [den 
Clan von Janukowitsch; Anm. d. Übers.] oder 

die «Junta» zu beseitigen, sind die übrigen Zie-
le zweitrangig geworden. Es ist bemerkens-
wert, dass meine linken Gesprächspartner 
diese Tatsache nie direkt angesprochen ha-
ben. Stattdessen sagten sie, wenn es um die 
Post-Maidan-Aktivitäten ging, nur: «Na, du 
weißt doch …», und meinten damit, dass eini-
ge Themen heutzutage einfach nicht mehr auf 
der politischen Tagesordnung stehen. 
Rückblickend kann man sagen: Die wichtigs-
te Errungenschaft der Linken ist die Verbes-
serung ihrer Organisationsstrukturen. Dazu 
gehören so unterschiedliche Erfahrungen der 
Mitglieder wie die, Spenden aufzutreiben (und 
eine damit zusammenhängende verbesser-
te Ausrüstung) oder Netzwerke mit Aktivis-
ten anderer politischer und zivilgesellschaft-
licher Richtungen aufzubauen. Die in diesem 
Text genannten linksgerichteten Gruppen ha-
ben genau in diesem Bereich Erfolge erzielt, 
so auch in Zhytomyr, wo sich der früher eher 
lose Zusammenhang von lokalen Intellektu-
ellen und Angehörigen von Subkulturen zu 
einer funktionierenden Organisation entwi-
ckelt hat. Auch die zuvor doch recht margina-
le Gruppe AST-Charkiw hat sich in der Stadt 
einen Namen gemacht und wird auch in der 
dortigen liberalen Gesellschaft respektiert. Zu 
guter Letzt ist die Gruppe Avtonomnyj Opir zu 
nennen, die schon vorher sozial und gewerk-
schaftlich ziemlich aktiv war und über eine 
relativ gute Infrastruktur verfügt (ein soziales 
Zentrum, ein Sportstudio, eine gut frequen-
tierte Internetseite). Sie hat ein neues regio-
nales und sogar nationales Aktionsniveau er-
reicht. Die Gruppe kam mehrere Male in die 
nationalen Medien, hat unter den zivilgesell-
schaftlichen Aktivisten neue Mitstreiter für ih-
ren Kampf gegen Swoboda gefunden und ihre 
Aktivitäten auch auf andere Regionen ausge-
weitet. 
Gleiches konnte rund um den Anti-Maidan be-
obachtet werden. Auch Borot’ba hat sich ganz 
auf die Protestwelle konzentriert und konnte 
sich in die heterogene Anti-Maidan-Bewe-
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gung in Charkiw einbringen und ihre Posi-
tion dort stärken. Mit Tausenden, die sie fast 
täglich zur Hochzeit des Anti-Maidan zu De-
monstrationen auf die Straße brachten, und 
mit Hunderten von neuen Anhängern, die sie 
im Laufe ihrer Arbeit in Charkiw gewonnen 
haben, hat Borot’ba neue Maßstäbe gesetzt, 
selbst im Vergleich zu der erfolgreichsten Be-
teiligung der Linken an der Maidan-Bewe-
gung.
Selbstverständlich gibt es auch Beispiele für 
Misserfolge, zum Beispiel in Odessa. Die dort 
im Jahr 2013 recht aktive Gruppe Sachyst 
Prazi (Arbeitsschutz) ist zum Ende des Jah-
res fast auseinandergebrochen. Die typische 
Spaltung entlang der Frage «Maidan oder 
Anti-Maidan?» hat später auch noch die letz-
ten Reste der einstmaligen «linken Einheit» 
in Odessa zerstört. So ist es zu keiner positi-
ven Entwicklung der organisatorischen Struk-
turen gekommen, und die Aktivitäten haben 
sich nur auf die spontane Beteiligung an den 
Protesten beschränkt.8 
Fast noch schwieriger als die Organisation 
einer effektiven Beteiligung an den Massen-
protesten hat sich erwiesen, deren positi-
ve Ergebnisse zu bewahren. Ein Beispiel da-
für sind die Erfahrungen der Anarchisten aus 
Krementschuk, militanten Aktivisten des Mai-
dan, die nach dem Triumph in Kiew mit ande-
ren Landsleuten in ihre Heimatstadt zurück-
kehrten und dort «Ordnung schaffen» wollten. 
Zwar ist es ihnen gelungen, eine konstruktive 
Umweltkampagne gegen das Bergbaukombi-
nat und eine Vielzahl kleinerer Proteste (z. B. 
gegen Wilderer) zu organisieren, aber dann 
hat der lokale Rechte Sektor Stück für Stück all 
diese Kampagnen und deren Errungenschaf-
ten für sich vereinnahmt. Natürlich haben die 
dortigen Aktivisten versucht, Widerstand zu 
leisten, doch fehlten ihnen die Ressourcen 
und die Fähigkeiten dazu. 
Ähnliche Probleme bei der Sicherung von Er-
rungenschaften sind auch bei anderen links-
gerichteten Gruppen festzustellen. Beispiel-

weise hat Avtonomnyj Opir, getragen von 
der Euphorie des Maidan in Lwiw, noch eine 
Reihe von Protestaktionen organisiert. Doch 
abgesehen von einigen kleinen Erfolgen auf 
lokaler Ebene haben diese Initiativen die Or-
ganisation selbst nicht vorangebracht. «Wir 
sind ungefähr da, wo wir angefangen haben», 
antwortete mir eine Aktivistin auf die Frage, 
welche Fortschritte drei Monate nach dem 
Maidan zu verzeichnen seien. Dasselbe war 
in Charkiw zu beobachten, wo die Entwick-
lung linksgerichteter Gruppen ziemlich zum 
Erliegen gekommen ist. Besonders gefährlich 
sind die Repressionen der Regierung gegen 
die aktivsten Vertreter der Organisationen Av-
tonomnyj Opir und Borot’ba.9 Letztere waren 
sogar gezwungen, ihre Tätigkeit in der Ukraine 
einzustellen, nachdem man sie des Separatis-
mus beschuldigt hatte. Unter diesen Umstän-
den sind ihre Zukunftsaussichten alles ande-
re als erquicklich: «Am wichtigsten ist es jetzt, 
dass wir nicht alle im Gefängnis landen.» 
In dieser Hinsicht kann man grundsätzlich re-
sümieren: Die Beteiligung der linken Gruppen 
an den Maidan- und Anti-Maidan-Bewegun-
gen war nicht bloß der Versuch, einen Vorteil 
zu erzielen, der mehr oder weniger erfolgreich 
ausging, sondern ein Wettlauf um Sympathi-
en. Obwohl einige Linken dabei relativ erfolg-
reich waren, haben sie doch gegen die Wider-
sacher aus dem rechten Lager verloren. Die 
Rechten waren von Anfang durch die nationa-
listische Ausrichtung der Maidan-Proteste im 
Vorteil und haben diesen auch genutzt. Mitt-
lerweile füllen die Linken bestenfalls die Rolle 
einer regionalen Opposition aus, müssen da-
für aber auch erheblichen Druck erdulden. 

perspektiven
Das soll nicht heißen, dass alle Bemühungen 
umsonst gewesen und weitere politische Ak-
tivitäten der Linken unmöglich wären. Aber 
die Aufgaben, vor denen sie stehen, sind alles 
andere als leicht. So ist etwa eine Gruppe von 
Anarchisten in Zhytomyr während ihrer ersten 
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1.-Mai-Demonstration von der Vereinigung 
«Patrioten-Marsch» [einer Gruppe von Natio-
nalisten in Zhytomyr; Anm. d. Übers.] ange-
gangen worden. Schließlich konnten sich die 
Linken dank der Unterstützung von modera-
ten Maidan-Kräften behaupten, doch mussten 
sie im Gegenzug ein paar nationale Fahnen 
schwenken und sich gegen den russischen 
Imperialismus äußern. Ähnliches geschieht 
in Lwiw, wo Swoboda versucht, durch eige-
ne Medien Avtonomnyj Opir zu diskreditieren, 
indem man der Gruppe vorwirft, Beziehungen 
zu Medwedtschuk [einem ukrainischen Poli-
tiker, der als Putin nahestehend gilt; Anm. d. 
Übers.] oder gar Putin selbst zu unterhalten. 
Nachdem sich auch die von Swoboda gepräg-
te Stadtverwaltung eingeschaltet hat, ist der 
Druck enorm groß geworden.
Auf diese Weise könnten die «neuen Linken» 
im Prinzip einen Keil zwischen Ultrarechte und 
Liberale treiben, würden sie die richtigen Ak-
zente setzen und sich manchmal dem Zwang 
beugen und Patriotismus vorspielen. Damit 
könnten sich die Linken vor der ansonsten fast 
unvermeidlichen politischen Bedeutungslo-
sigkeit retten, auch wenn solche Tricks natür-
lich nicht mehr sind als ein letzter Ausweg. 
Um wirkliche Fortschritte zu erzielen, müssten 
die Linken stärker die Initiative ergreifen. Dass 
dies nicht ganz unrealistisch ist, hat der Über-
blick zu linken Aktivitäten und Mobilisierun-
gen in den Regionen gezeigt. Zugleich ist da-
bei jedoch auch deutlich geworden, dass die 
Strategien und Taktiken der Linken unter den 
Bedingungen von Massenprotesten bislang 
schlecht durchdacht waren. Statt gut über-
legter Ansätze dominierten häufig «volkstüm-
lerische» Motive oder die Fetischisierung des 
Prinzips der Selbstorganisation. Das hat zwar 
dazu geführt, dass die Linken in manchen Fäl-
len unerwartete Erfolge erzielen konnten, wo-
bei sie meist gar nicht imstande waren, diese 
wirklich zu realisieren, bevor sie schon wieder 
vorbei waren. Was noch schlimmer ist: Die 
linken politischen Organisationen haben sich 

im Laufe der Protestwelle untereinander to-
tal zerstritten, da manche von ihnen sich der 
patriotischen Stimmung im Land angebiedert 
haben – und das vor dem Hintergrund des 
massiven Aufstiegs der Rechten.
Unter diesen Umständen brauchen die Linken 
stärker als je zuvor eine komplett neue Aus-
richtung und Praxis: Wir müssen politischen 
Aktivismus als eine Art Experiment betrach-
ten, in dem neue Hypothesen und Handlungs-
formen ausprobiert werden, die je nach ihrer 
Wirksamkeit zu Bausteinen für neue, produk-
tive Strategien und Taktiken der Linken insge-
samt werden können.

Übersetzung aus dem Ukrainischen: Kateryna Zelenska

1 In dieser Statistik sind die Aktivitäten der Organisation Avtonom-
nyj Opir (Autonomer Widerstand) wegen ihrer umstrittenen ideologi-
schen Auffassungen nicht berücksichtigt. Ungeachtet dieser Zuord-
nung wird Avtonomnyj Opir im vorliegenden Text als Teil der Linken 
betrachtet und ist in die Analyse aufgenommen. 2 Dies bezieht sich 
nicht auf die Maidan-Bewegung in Lwiw, wo die von Swoboda an-
geführten lokalen Ultrarechten von Anfang an aggressiv gegenüber 
der Organisation Avtonomnyj Opir auftraten. Auch beim Maidan in 
Charkiw mussten sich die Anarchisten zeitweise gegen die Rechten 
verteidigen. Für Odessa und Charkiw wird geschätzt, dass die Ultra-
rechten 17 beziehungsweise 15 Prozent der Maidan-Aktivisten stell-
ten, für die ganze Ukraine geht man von 25 Prozent und für Kiew von 
29 Prozent aus. 3 Der Autonome Arbeiterbund (AST) ist ein Zusam-
menschluss von Gewerkschaftsinitiativen, Anarchisten und libertä-
ren Marxisten. Die Gruppe definiert ihre Philosophie als «radikalen 
Syndikalismus». 4 Eine Gruppe Marxisten ist im Januar 2014 mit ro-
ten Fahnen auf der Maidan-Bühne in Charkiw aufgetreten, was bei 
den Anwesenden Unverständnis ausgelöst hat und zum Teil scharf 
verurteilt wurde. 5 Der Kern der Charkiwer Anarchisten bestand aus 
einer Gruppe von «radikalen Obdachlosen», arbeitslosen Aktivisten 
aus Charkiw und anderen GUS-Städten, die alle zusammen in einem 
Wohnprojekt untergekommen waren. Wegen ihres Lebensstils ver-
fügten diese Menschen über eine Menge freier Zeit, die sie unter an-
derem für politische Aktionen nutzten. In den Reihen von Avtonomnyj 
Opir in Lwiw wiederum gab es viele Studenten, die flexibel einsatzfä-
hig waren. 6 Berichten des AST in Charkiw und dem Gewerkschafts-
sektor zufolge hat man sich bei der Agitation auf das sozialstaatliche 
Versagen, die Notwendigkeit von Lohnerhöhungen und antiautoritä-
re Forderungen konzentriert. 7 Nach der Gründung der sogenann-
ten Volksrepublik Donezk wurde auch die «Charkiwer Volksrepublik» 
im April 2014 ausgerufen. Dieses Projekt hat im Unterschied zu den 
Volksrepubliken Donezk und Lugansk keine Unterstützung unter der 
lokalen Bevölkerung gefunden. Die Region Charkiw ist unter Kon-
trolle der ukrainischen Regierung geblieben (Anm. d. Übers.). 8 Die 
Linken aus Odessa waren fast die einzigen, die im letzten Winter den 
Versuch gewagt haben, eine eigene Protestkampagne «Für die drit-
te Macht» zu starten. Diese Initiative ist aber schnell gescheitert, weil 
sie – anders als die Maidan- und Anti-Maidan-Bewegung – in den 
Medien nicht auf Resonanz stieß. 9 Nach Abschluss der Arbeit an 
diesem Text hat die Repressionswelle die Gruppe AST-Charkiw er-
reicht. Die Zufluchtsorte, die sie für Flüchtlinge aus dem Donbass in 
Charkiw eingerichtet hatten, sind von Rechten angegriffen und von 
der Polizei geräumt worden. 
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parlaMentswahlen in Der uKraine
scHlüsselprobleMe bleiben ungelöst 

Am 26. Oktober 2014 wählten die Ukrainer 
ihr neues Parlament, die Werchowna Rada. 
Gleich nach dem Urnengang erklärten viele 
Kommentatoren, dass sich das Land von der 
alten oligarchischen, korrupten, «prorussi-
schen» Politik verabschiedet und dem Westen 
stärker zugewandt habe. Stimmt das wirklich? 

Kriegsrhetorik  
im wahlkampf
Die Favoriten dieser Wahlen waren die Parteien 
Narodnyj Front (Volksfront, 22,14 Prozent), der 
Block von Petro Poroschenko (21,82 Prozent) 
und Samopomitsch (Selbsthilfe, 10,97 Pro-
zent). Sie werden die neue Regierungskoali-
tion bilden. Ideologisch stehen sich diese po-
litischen Kräfte sehr nahe: Sie sind infolge der 
Maidan-Proteste und der Flucht des Ex-Präsi-
denten Viktor Janukowitsch an die Macht ge-
kommen, propagieren eine proeuropäische 
Ausrichtung, wirtschaftlichen Liberalismus, 
Wertekonservatismus und gemäßigten Natio-
nalismus im Bildungsbereich und setzen sich 
für die möglichst schnelle Implementierung 
des Assoziierungsabkommens mit der EU ein. 
Die Partei Narodnyj Front des Ministerpräsi-
denten Arsenij Jazenjuk, die das beste Wahl-
ergebnis erzielt hat, hantierte vor der Wahl am 
stärksten mit der Kriegsrhetorik und versprach 
die Rückgewinnung der verlorenen Territorien 
im Südosten und den militärischen Sieg. Auf 
ihren Parteilisten standen der Regierungschef, 
der Parlamentsvorsitzende, die Innen- und 
Justizminister der Übergangsregierung und 
einige Anführer der Freiwilligenbataillone. Ei-
nes der wichtigsten Wahlversprechen Jazen-
juks war das Errichten einer mehr als 2.000 
Kilometer langen Mauer entlang der ukrai-
nisch-russischen Grenze. Das Projekt soll «Eu-
ropäischer Wall» heißen. 

Den zweiten Platz erreichte der präsiden-
tennahe Block von Petro Poroschenko. Die-
se Partei hat sich als eine eher zurückhalten-
de Kraft positioniert, ihre Hauptbotschaft im 
Wahlkampf war der Aufruf zur Einigung des 
Landes. An der Spitze ihrer Wahlliste stand 
der Kiewer Bürgermeister und Ex-Boxer Vita-
lij Klitschko. Außer ihm standen auf der Par-
teiliste Schriftsteller, Ärzte, Geschäftsleute 
und Vertreter der Öffentlichkeit. Ziemlich un-
erwartet für viele Ukrainer wurde die Wahl-
kampagne der präsidentennahen Partei von 
den bekannten Journalisten Mustafa Najem 
und Sergij Leshchenko unterstützt, die Poro-
schenko früher scharf kritisiert hatten. Je nä-
her dann aber der Wahltermin rückte, desto 
unauffälliger wurde die «befriedende» Wir-
kung des Blocks von Petro Poroschenko, und 
am Ende erschienen auch seine Wahlplakate 
mit dem offensiven Slogan «Für den Sieg!».
Die dritte Wahlgewinnerin, Samopomitsch, 
wird vom amtierenden Bürgermeister von 
Lwiw, Andrij Sadowyj, angeführt. Er war ein 
aktiver Anhänger des Euro-Maidan und ist 
durch die Protestwelle landesweit berühmt 
geworden. Seine Partei verspricht, die Kor-
ruption zu bekämpfen und sich für die Inter-
essen der kleinen und mittleren Unternehmen 
einzusetzen. Dabei konnte auch Samopo-
mitsch der Versuchung der Kriegspropagan-
da nicht widerstehen und nahm den Anführer 
des Freiwilligenbataillons «Donbass» in ihre 
Liste auf, wie es die anderen Wahlfavoriten mit 
weiteren Bataillonsführern praktiziert hatten. 

Der wahlboykott im osten
Wegen der Krim-Annexion und der fehlenden 
staatlichen Kontrolle in einer Reihe von Ort-
schaften in den Oblasten Lugansk und Do-
nezk wurden lediglich 420 von 450 Abgeord-
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neten gewählt. Es wird davon ausgegangen, 
dass die restlichen 30 Mitglieder der Wer-
chowna Rada dann gewählt werden, wenn die 
Krim und die ostukrainischen Gebiete von der 
Kiewer Regierung wieder vollständig verwal-
tet werden. Es ist jedoch nicht klar, wann dies 
passieren kann. 
Selbst in den von der Regierung kontrollierten 
Gebieten war die Wahlbeteiligung allerdings 
sehr niedrig – zu den Wahllokalen sind knapp 
52 Prozent der Wähler gekommen. Der Grund 
dafür war ein Boykott der Wahlen durch ei-
nen wesentlichen Teil der Bevölkerung in den 
südöstlichen Oblasten und in Transkarpatien. 
So hat in den Gebieten Lugansk und Donezk 
nur ein Drittel der registrierten Wählerinnen 
und Wähler abgestimmt. 

Die niedrigste Wahlbeteiligung zeigten die Re-
gionen, die früher am aktivsten Janukowitsch 
und seine Partei der Regionen unterstützt ha-
ben. Enttäuscht von ihren früheren Leitbildern 
nach der Flucht des Ex-Präsidenten, vertrauen 
sie keinen neuen politischen Kräften und lehn-
ten prinzipiell die Idee ab, «Pro-Maidan-Partei-
en» zu wählen, die auf ukrainischen Patriotis-
mus und nationale Pietät setzen. 
Diejenigen, die dennoch an den Wahlen teil-
nahmen, haben ihre Stimmen sehr oft dem 
Oppositionellen Block (9,42 Prozent) gege-
ben – der Partei, die de facto die Fahne der 
Partei der Regionen hochhält. Zu erwähnen ist 
auch, dass im neuen Parlament der Oppositi-
onelle Block die einzige politische Kraft ist, die 
sich zumindest nominell zur Repräsentantin 

Beteiligung an den Parlamentswahlen 2014 nach Regionen
 

Anmerkung: Angaben für alle Bezirke außer der Autonomen Republik Krim (insgesamt elf), Sewastopol, neun Bezirken in 
der Region Donezk (von insgesamt einundzwanzig) und sechs Bezirken in der Region Lugansk (von insgesamt elf).

Quelle: Berechnungen der Redaktion der Ukraine-Analysen nach Angaben der Zentralen Wahlkommission der Ukraine



parlamentswahlen in Der ukraine 27

der Interessen der Bevölkerung der südlichen 
und östlichen Regionen erklärt, die die Mai-
dan-Bewegung nicht akzeptiert. Zählt man die 
Stimmen für die Partei Sylna Ukraina (Starke 
Ukraine) von Sergij Tigipko und für die Kom-
munistische Partei hinzu, dann zeigt sich, dass 
die Mitglieder der ehemaligen Regierungsko-
alition ihren Stimmenanteil in den südöstli-
chen Regionen konsolidieren konnten. Sie ha-
ben sich nach schweren Verlusten zu Beginn 
des Jahres wieder erholt und ihre Ergebnisse 
wesentlich verbessert.

Diskreditierung der linken
Die Unzufriedenheit des Südostens versuchte 
auch die Kommunistische Partei (KPU) für sich 
zu nutzen, hatte aber auf aktiven Wahlkampf 
faktisch verzichtet. Ihr Misserfolg erklärt sich 
auch dadurch, dass ihre Rhetorik fast kei-
ne Unterschiede zu der des Oppositionellen 
Blocks aufwies. Infolgedessen wird die KPU 
zum ersten Mal in ihrer Geschichte nicht in der 
Werchowna Rada vertreten sein. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass das Schei-
tern der KPU nicht nur mit den Verbotsversu-
chen und dem öffentlichen Druck seitens der 
Machthabenden und/oder der politischen 
Gegner zusammenhängt, sondern auch da-
mit, dass es für die Bürger auf der Krim und 
in Teilen der Oblaste Donezk und Lugansk un-
möglich war, an den Wahlen teilzunehmen. 
Gerade dort aber hatte die Kommunistische 
Partei traditionell starke Unterstützung er-
halten. Diese politische Kraft, die den Begriff 
Kommunismus für sich instrumentalisierte, 
pflegte jahrelang enge Beziehungen zu den re-
gierenden Parteien. In der letzten Legislatur-
periode arbeitete die KPU mit dem korrupten 
Regime von Janukowitsch zusammen, was 
sie letztendlich in den politischen Abgrund ge-
führt hat.
Zu den Wahlen trat auch Der Block linker Kräf-
te an, der mit dem einflussreichen Geschäfts-
mann, Ex-Verkehrsminister und Führer der 
Sozialistischen Partei der Ukraine, Mykola 

Rud kowskyj, in Verbindung gebracht wird. 
Die Wahlkampagne dieser Partei war aber 
ziemlich schwammig und schwach; hinzu 
kam der dubiose Ruf Rudkowskyjs, weswe-
gen die Partei nur 0,07 Prozent der Stimmen 
bekommen hat. 
Die vormals linke Organisation Borot’ba hat 
ihre legale politische Tätigkeit in der Ukrai-
ne praktisch eingestellt, nachdem sie den 
zweifelhaften Ruhm erworben hatte, die so-
genannten Volksrepubliken Donezk und Lu-
gansk zu unterstützen. Mindestens zwei Ak-
tivisten der Gruppe wurden in Charkiw und 
Odessa wegen Terrorismusverdachts in Haft 
genommen. 
Die Anhänger der neuen ukrainischen Links-
partei Sozialistische Ukraine haben sich nicht 
zur Wahl gestellt, weil sie dafür weder die or-
ganisatorischen noch andere Ressourcen be-
sitzen. Somit wird die Linke im neuen Parla-
ment nicht vertreten sein. 

Das spiel der rechts-
radikalen
Katastrophal waren die Wahlergebnisse 
auch für die Nationalradikalen aus der Swo-
boda-Partei. Im Unterschied zu 2012, als die 
Partei über 10 Prozent der Stimmen erhalten 
hatte, haben den Nationalisten diesmal eini-
ge Zehntelprozent gefehlt, um ins Parlament 
einzuziehen. Das ist eine der wenigen erfreuli-
chen Nachrichten von diesen Wahlen. 
Das war es dann aber auch schon mit den gu-
ten Nachrichten, denn sechs Swoboda-Ab-
geordnete sind in Mehrheitswahlkreisen 
gewählt worden. Außer ihnen sind noch Ul-
tranationalisten aus den anderen Parteien und 
ein paar Neonazis ins Parlament gekommen. 
Die Rechtsradikalen sind in den Wahlen nicht 
mit einem Block angetreten, sondern haben 
die Listen der Gewinnerparteien infiltriert oder 
ihre Unterstützung in den Wahlkreisen ge-
nutzt. 
Zu den bekanntesten Figuren aus diesem 
Spektrum gehören der Führer der Sozial-Na-
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tionalen Versammlung (SNA), Andrij Bilezkyj, 
der sich in einem der Kiewer Wahlkreise mit 
der Unterstützung von Arsenij Jazenjuks Na-
rodnyj Front wählen ließ, und der Anführer 
des Rechten Sektors, der radikale Nationalist 
Dmytro Jarosch, der in einem Mehrheitswahl-
kreis erfolgreich war. Jedem von ihnen stehen 
bewaffnete Milizen zur Verfügung, die formell 
zum Innenministerium gehören und gegen die 
prorussischen Separatis-
ten und Anhänger der so-
genannten Donezker und 
Lugansker Volksrepubliken 
kämpfen. Außerdem hat 
es die rechtspopulistische 
Radikale Partei von Oleg 
Ljaschko mit 7,44 Prozent 
ins Parlament geschafft. Auf ihrer Liste stan-
den auch einige bekannte Neonazis. So ist es 
sehr wahrscheinlich, dass die Nationalradika-
len ihre eigene Abgeordnetengruppe oder ei-
ne Interfraktionsvereinigung bilden, um ihre 
Tätigkeit in der Werchowna Rada zu konsoli-
dieren. 

Bruch mit der  
Vergangenheit?
Das letzte ukrainische Parlament hat nur zwei 
Jahre gearbeitet. In den vorgezogenen Wah-
len am 26. Oktober hat es die Hälfte der Partei-
en, die früher im Parlament vertreten waren, 
nicht mehr in die Werchowna Rada geschafft. 
Bemerkenswert ist vor allem, dass die natio-
nal-demokratische Batkiwschtschyna-Partei 
der Populistin Julia Timoschenko nur mit Müh 
und Not die Fünfprozenthürde genommen hat 
(5,68 Prozent). Nach den Wahlen 2012 hatte 
Batkiwschtschyna noch die zweitgrößte Frak-
tion im Parlament gestellt.
Das Desaster für die alten Parteien bedeutet 
allerdings nicht, dass sich die Zusammenset-
zung der Werchowna Rada radikal verändert 
hätte. Viele einflussreiche Personen vom al-
ten Establishment haben ihre Parteibücher ge-
wechselt und sind ins Parlament auf den Lis-

ten der neu gegründeten politischen Projekte 
gekommen, andere gewannen ausreichend 
Stimmen in den Mehrheitswahlkreisen. Unab-
hängig davon, für welche Variante sie sich ent-
schieden, hat sie der Wahlkampf viel Geld ge-
kostet. Der Platz auf einer Parteiliste oder der 
Sieg im Mehrheitswahlkreis können einen ge-
wählten Abgeordneten durchaus ein paar Mil-
lionen US-Dollar kosten. 

Das zeugt davon, dass trotz anderslautender 
öffentlicher Verlautbarungen und Wünsche 
der Einfluss der Oligarchen auf den politischen 
Prozess keineswegs abgenommen hat – an-
gefangen beim Präsidenten Poroschenko, 
der mit einem Vermögen von 1,3 Milliarden 
US-Dollar zu den Top Ten der reichsten Ge-
schäftsleute der Ukraine gehört. Vor dem An-
tritt seines neuen Amtes hatte er versprochen, 
seine Unternehmen zu verkaufen. Davon ist 
seither nie wieder die Rede gewesen. 
Über staatliche Macht und Posten verfügen 
auch andere Superreiche. Der stellvertreten-
de Leiter der Präsidialverwaltung, Jurij Kos-
juk, ist ein einflussreicher Agrarmagnat mit ei-
nem Kapital von 1,3 Milliarden US-Dollar. Der 
Gouverneur des Dnipropetrowsker Oblasts, 
der sogenannte patriotische Oligarch Igor 
Kolomojskyj, ist Mitbesitzer der größten uk-
rainischen Bank und 1,8 Milliarden US-Dollar 
schwer. Auch andere dubiose Personen sind 
nicht von der Bildfläche verschwunden, so et-
wa Rinat Achmetov (11 Milliarden US-Dollar), 
Dmytro Firtasch (400 Millionen US-Dollar), 
Viktor Pintschuk (3 Milliarden US-Dollar) und 
weitere Superreiche.
Keine der 2014 im Parlament vertretenen Par-
teien konnte sich dem Verdacht entziehen, 

Viele einflussreiche personen vom alten 
establishment haben ihre parteibücher 
gewechselt und sind ins parlament 
auf den listen der neu gegründeten 
politischen projekte gekommen.
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von den Oligarchen verdeckt finanziert zu wer-
den. Für solche Vorwürfe gibt es genug Grün-
de. Lobbyisten der Großwirtschaft finden sich 
praktisch auf allen Parteilisten. Der Einfluss 
der Großunternehmen zeigt sich auch in den 
Parteiprogrammen: Keine der Parteien, die zu 
den Gewinnern der Wahl zählt, spricht von ei-
ner progressiven Besteuerung, niemand ver-
spricht, Kapitalflucht ins Ausland oder künstli-
che Monopole in der Wirtschaft zu verhindern. 

neoliberaler Durchbruch
Unabhängig von den Inhalten einzelner Partei-
programme ist klar, dass sich die Menschen 
auf drastische Kürzungen bei der sozialen In-
frastruktur und auf den Abbau sozialer Stan-
dards einstellen müssen. Das war übrigens 
auch das Ziel von Ex-Präsident Viktor Januko-
witsch vor seinem Rücktritt; er hatte jedoch 
versucht, die unpopulären Maßnahmen mög-
lichst weit in die Zukunft zu verschieben. 
Die neue Regierung wird radikal handeln müs-
sen. Der vor Kurzem vom Block Poroschenkos 
veröffentlichte Entwurf eines Koalitionsab-
kommens erlaubt es, die öffentlichen Trans-
portunternehmen rasch zu privatisieren, die 
Anzahl der Krankenhäuser zu reduzieren und 
Minen zu schließen – das Dokument bereitet 
den Weg für eine allgemeine Deregulierung 
der ukrainischen Wirtschaft. Geplant sind 
Entlassungen im öffentlichen Dienst, staat-
liche Subventionen und die Streichung von 
Steuerschulden für private Unternehmen, ein 
neues Arbeitsgesetzbuch, das die Entlassung 
von Arbeitnehmern ohne Absprache mit der 
Gewerkschaft erlauben soll, die Erhöhung der 
Gaspreise für die Bevölkerung entsprechend 
einer Forderung des IWF. 
Dabei ist die Lebensqualität in der Ukraine 
2014 erheblich gesunken: Die Haushaltsaus-
gaben für Soziales wurden zugunsten des Mi-

litärs umgewidmet, die nationale Währung hat 
85 Prozent ihres Wertes eingebüßt, die Preise 
für Gas, Strom, Wasser sowie für Lebensmit-
tel sind deutlich gestiegen, aber die Gehälter 
sind die alten geblieben oder sogar gesunken. 
Ganz zu schweigen davon, dass viele Men-
schen ihre Arbeitsplätze verloren haben oder 
unbezahlten Urlaub nehmen mussten (ver-
deckte Arbeitslosigkeit) und viele Familien ih-
re Wohnungen wegen der Kriegshandlungen 
im Donbass-Becken verloren haben. Über 
800.000 Einwohner der südöstlichen Regio-
nen wurden vertrieben oder flohen, viele da-
von nach Russland. 
Man darf nicht vergessen: Die soziale Unzu-
friedenheit war einer der wichtigsten Grün-
de für die Massenproteste gegen Januko-
witsch vor einem Jahr. Die Krim-Annexion, 
der Krieg in der Ostukraine, anschwellender 
Patriotismus und nationalistische Rhetorik 
haben die sozialen und wirtschaftlichen Fra-
gen zeitweilig überdeckt und verdrängt. Aber 
die Spannungen innerhalb der ukrainischen 
Staatsführung wachsen, und die alten sozia-
len Widersprüche sind nicht nur nicht beho-
ben, sondern haben sich sogar zugespitzt. Die 
neue Koalition scheint unfähig zu sein, sie zu 
lösen. 
Und dann gibt es noch den Faktor Russland. 
Die herrschende Klasse in Russland nutzt die 
Destabilisierung der Ukraine, um jeglichen po-
litischen Wandel in den Augen der eigenen 
Bevölkerung zu diskreditieren. Eine solche 
Destabilisierung ist einfacher möglich wegen 
der starken Abhängigkeit der ukrainischen 
Wirtschaft von Energieimporten und wegen 
des Engagements der russischen Seite in der 
bewaffneten Konfrontation im Osten der Uk-
raine. 

Übersetzung aus dem Russischen: Nelia Vakhovska
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Tiina Fahrni

unMöglich, Zur uKraine 
Keine Meinung Zu haBen
eine krise als wende- und streitpunkt

«Mit dem Referendum auf der Krim wurde ein 
Schlussstrich unter eine Epoche gezogen, die 
25 Jahre angedauert hatte. Das schnelle Zer-
bröckeln der Sowjetunion bezeichnete das 
Ende der Träumereien von gleichberechtig-
ter Annäherung und befruchtendem Ideen-
austausch. Die Deutungshoheit über Wert-
vorstellungen und Regeln der internationalen 
Beziehungen ging an die Siegerseite.»1 Mit 
diesem Fazit erfasste Fjodor Lukjanov, Chefre-
dakteur der Zeitschrift Russland in der globa-
len Politik, bereits im März 2014 das Ausmaß 
der Ukraine-Krise für Russland im internatio-
nalen Kontext. Einen weiteren Schlussstrich 
erblickt er in den Sanktionen des Westens: 
«Seit dem Ende des Kalten Krieges gründet 
der Dialog Russlands mit dem Westen, in ers-
ter Linie mit Europa, auf der Annahme, dass 
Russland früher oder später zu einer erwei-
terten ‹westlichen Gemeinschaft› gehören 
würde. Demzufolge wurde die Idee der stra-
tegischen Partnerschaft beibehalten, was die 
Unabdingbarkeit, wenn schon nicht aufrichti-
gen Vertrauens, so doch seiner Nachahmung, 
nämlich beidseitigen Stillschweigens, vor-
aussetzte. Mit der Einführung der Sanktionen 
wurde darunter ein Schlussstrich gezogen».2 
Das Ausmaß der Geschehnisse, die Ende 
2013 auf dem Platz der Unabhängigkeit in 
Kiew eingeläutet wurden, ist in Russland all-
gegenwärtig, ohne dass es genau bestimmt 
werden könnte. Über die Beziehungen Russ-
lands zur EU oder gar zu den USA wird kein 
Wort geschrieben, in dem nicht das Bewusst-
sein einer grundlegenden Veränderung mit-
schwingt. Die Entwicklungen auf dem Gebiet 
der Ukraine selbst werden mit großer Be-
sorgnis verfolgt. Georgij Bovt bezeichnet das 

Geschehen im Südosten als hybriden Krieg, 
dessen Ziele unklar seien: «Der hybride Krieg 
ist lediglich im Vergleich zum offenen Krieg 
gut, kann aber auch nicht lange andauern. 
Schlecht ist er, weil es keinen Plan gibt, wie 
er beendet werden kann, da es von Beginn an 
keine klar umrissenen und, vor allem, bewuss-
ten Ziele gab. Wie sieht denn ein ‹Sieg› aus in 
diesem seltsamen Krieg? Die taktischen Zie-
le verändern sich ständig. Moskau, das sich 
nach wie vor nicht zur unmittelbaren Beteili-
gung bekennt, hat seine Wünsche schwam-
mig formuliert: die Autonomie der östlichen 
Regionen und (stillschweigend) Blockfrei-
heit für die Ukraine. Betreffend die Ukraine 
wird kein ‹großer Deal› angestrebt oder vom 
Westen vorgeschlagen. Auch da ist es mit der 
Zielsetzung nicht weit her: Eine Rückkehr zur 
Situation von 2013 ist illusorisch. Während 
Bereitschaft signalisiert wird, über die Berück-
sichtigung der Interessen Russlands beim As-
soziationsabkommen zwischen der EU und 
der Ukraine zumindest zu reden, hört man aus 
Brüssel zustimmende Kommentare zu einer 
ukrainischen Nato-Beitrittsperspektive – auch 
diese Variante komme nun mal infrage. Es gibt 
zwar Lippenbekenntnisse zu Russlands Inter-
essen, aber niemand bereitet ein neues Jalta 
vor.»3

Gleb Pavlovskij, Publizist und ehemaliger Be-
rater der Präsidialadministration, sieht als Aus-
löser der Krisen verschiedene Ausprägungen 
derselben Erscheinung: «Im Osten materia-
lisierte sich das allgemeine Misstrauen von 
Bürgern ukrainischer Regionen gegenüber 
dem ukrainischen Staat – auf andere Art als 
auf dem Euro-Maidan in Kiew. Nachdem sie 
sich in den Botschaften aus Kiew nicht wie-
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derfinden konnten, fanden sie ihre Sprache 
im russischen Mediendiskurs. Ich bin über-
haupt nicht einverstanden mit der Definition 
der ukrainischen Revolution als faschistische 
Revolte. Aber diese Revolution ist meines Er-
achtens ausgeartet. Jede Revolution gebiert 
auch Ungeheuer, und so hat die ukrainische li-
berale Revolution Ungeheuer hervorgebracht, 
die den Osten des Landes erschreckten. Es 
versteht sich, dass Russland diese Gelegen-
heit, auf Kiew und 
den Westen Druck 
auszuüben, genutzt 
hat, um seine Stel-
lung in diesem Teil 
Eurasiens nicht ein-
zubüßen. Aber der 
Prozess geriet au-
ßer Kontrolle, und 
zwar für alle – sowohl für Russland als auch für 
Europa. Obama gießt lediglich Öl ins Feuer.»4

Linke Gruppen und Bewegungen in Russ-
land beschäftigen sich seit über einem Jahr 
genauso intensiv mit den Geschehnissen 
in der Ukraine und ihrer Interpretation, wie 
dies in den Medien und in der Gesellschaft 
allgemein geschieht. Nicht selten hat diese 
Beschäftigung zu Spaltungen geführt, die 
mitunter mitten durch die Organisationen 
hindurchgehen. Die nicht parlamentarischen 
Linken betrachteten die Proteste auf dem 
Kiewer Maidan zu Beginn noch mehrheitlich 
durch ein positives Prisma, das aber an den 
Nachrichten über die nationalistische Grund-
stimmung zerbrach. Keine Unterstützung fin-
det die jetzige Kiewer Regierung. In der Ein-
schätzung der Kräfte in den selbsternannten 
Volksrepubliken Donezk (DNR) und Lugansk 
(LNR) herrscht Uneinigkeit.
Die Kommunistische Partei der Russischen 
Föderation (KPRF), in der Staatsduma mit 
20 Prozent der Sitze zweitstärkste Kraft, un-
terstützt die Ukraine-Politik von Präsident 
Vladimir Putin. In der Partei wird betont, der 
Dissens in innenpolitischen Fragen und das 

Agieren als Oppositionspartei stünden in kei-
nem Widerspruch zum seit Längerem be-
kannten außenpolitischen Konsens. Die Partei 
organisiert seit Monaten unabhängige Hilfs-
gütertransporte in die Regionen Donezk und 
Lugansk. Mit einem Aufruf zur internationa-
len Unterstützung wandte sich der langjährige 
Parteivorsitzende Gennadij Sjuganov gegen 
das Verbot der Kommunistischen Partei der 
Ukraine. Der Stellvertretende Vorsitzende Ivan 

Melnikov fasste auf 
einem Plenum im 
April 2014 wie folgt 
zusammen: «Wir ha-
ben gesehen, wie ein 
gereifter, gerechtfer-
tigter Bürgerprotest 
gegen korrumpier-
te Oligarchen sich 

nicht in eine soziale Revolution ergoss, und 
wurden Zeugen einer rasanten und tragischen 
Umwandlung realen Protestpotenzials in eine 
typische ‹farbige Revolution›, die, unter der 
Führung Washingtons, zu einem Staatsstreich 
führte. Vladimir Putin sandte ein wichtiges 
Signal, als er sagte, Russland wolle, dass die 
Ukraine ein starker und souveräner Staat sei 
und die Krim gemeinsames Erbe darstelle. Wir 
Kommunisten aber müssen den Ukrainern ein 
anderes Signal senden: Nicht nur die Krim, 
sondern auch unser Kampf ist uns gemein. 
Der Kampf der Arbeitenden um ein würdiges 
Leben. Und das ist der Punkt, an dem wir dem 
bürgerlichen Patriotismus der russischen Eli-
te und dem primitiven Nationalismus Kiews 
einen anderen Patriotismus entgegensetzen 
müssen: einen Patriotismus, der nicht von den 
Idealen sozialer Gerechtigkeit zu trennen ist.»5 
Die beiden international wohl bekanntesten 
linken Denker Russlands, Alexander Buzga-
lin und Boris Kagarlizkij, mit deren Organisa-
tionen Alternativy (Alternativen) und IGSO 
(Institut für Globalisierung und soziale Bewe-
gungen) die Rosa-Luxemburg-Stiftung seit 
Jahren zusammenarbeitet, nehmen in der 

Die Kommunistische partei 
der russischen Föderation 
(KprF), in der staatsduma 
zweitstärkste Kraft, unter-
stützt die ukraine-politik  
von präsident Vladimir putin.
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Ukraine-Frage unterschiedliche Positionen 
ein. Alexander Buzgalin hält ein dialektisches 
Vorgehen bei der Analyse für den einzig ange-
messenen Zugang. Das Recht auf demokra-
tische Selbstbestimmung macht er ebenso 
geltend für die Maidan-Demonstranten, die 
gegen Oligarchie und Bürokratie protestier-
ten, wie für die Bewohner der Krim sowie der 
Regionen Lugansk und Donezk. Dass rechts-
liberale und -nationalistische Führer den Mai-
dan usurpiert haben, hält er für ein Verbrechen 
und verurteilt den Massenmord an Bewoh-
nern der Regionen Lugansk und Donezk 
durch diese Kräfte. Faschistische Ideologie 
und Symbolik müsse sowohl in der Ukraine als 
auch in Russland und den Regionen Donezk 
und Lugansk verboten werden. Der sozioöko-
nomische Charakter der Geschehnisse und 
die innenpolitischen Ziele sollten viel stärker 
in den Vordergrund rücken als geopolitische 
Interessen der Ukraine, der EU, der USA, von 
Novorossija und Russland, so Alexander Buz-
galin. Wichtig sei der Kampf für basisdemo-
kratische, soziale und wirtschaftliche Rechte, 
und zwar überall. Dabei erkennt Buzgalin ge-
rade in den Volksrepubliken neue Formen des 
sozialen und wirtschaftlichen Lebens, die pro-
gressiver seien als in Russland und für die es 
sich einzusetzen lohne.6 

Boris Kagarlizkij hält den Maidan-Demonst-
rationen, die er mit den Protesten der Jahre 
2011 und 2012 in Russland vergleicht und 
letztlich als einen Aufstand der Mittelklassen 
identifiziert, die in eine Unabhängigkeitsbe-
wegung gemündeten Proteste im Osten des 

Landes entgegen und bezeichnet diese auf-
grund der dortigen Sozialstruktur als Auf-
stand des Proletariats. Die Aktivisten und 
Führer der Republik Donezk müssten die so-
zialen Interessen der eigenen Bevölkerung er-
kennen und darauf ein von der Ukraine und 
Russland unabhängiges Gebilde aufbauen. 
Moskaus unentschlossene Haltung, die kei-
nen aktiven Einsatz für die ostukrainischen 
Gebiete vorsehe, kritisiert er ebenso wie das 
Unvermögen ukrainischer Maidan-Aktivisten, 
in ihrer Beurteilung zwischen russischer Re-
gierung, Elite und Gesellschaft zu unterschei-
den, während sie ihr eigenes Land durchaus 
differenziert betrachteten. Die Losungen über 
den Zusammenhalt der slawischen Brüder 
von russischer Seite seien eher als innenpo-
litische Propaganda einzuschätzen denn als 
tatsächliches außenpolitisches Programm. 
«Weder die Kiewer noch die Moskauer Intelli-
genzija konnten sich vorstellen, dass Arbeiter 
und städtische Unterschicht, Familienmen-
schen mittleren Alters, bis vor Kurzem apoliti-
sche russischsprachige Arbeitspferde, auf die 
Straße gehen und sich auch noch selbststän-
dig organisieren.»7

Nicht nur Boris Kagarlizkij und das IGSO mit 
dem ihm nahestehenden Online-Forum Rab-
kor, sondern auch weitere linke Gruppierun-
gen, oder zumindest Teile davon, wie die Le-
vyj Front (Linke Front) mit ihrem seit Juli 2014 
wegen «Organisation von Massenunruhen» 
inhaftierten Anführer Sergej Udalzov, die ROT 
FRONT (Russische Vereinigte Arbeiterfront) 
oder die Union der kommunistischen Jugend 
(SKM) befürworten die Unabhängigkeit ostu-
krainischer Territorialgebilde. Die Bewohner 
von Lugansk und Donezk werden von diesen 
Kräften unter anderem als Zielpublikum für 
Weiterbildung über linke Ideen gesehen. 
Trennscharf können patriotische Stimmungen 
im Spektrum der benannten Kräfte nicht iso-
liert werden. Die DNR-Führung bedient sich 
aktiv am sowjetischen Symbolfundus und 
zieht mit den Leitparolen zur Nationalisierung 

Boris Kagarlizkij hält den 
Maidan-Demonstrationen, 
die er als einen aufstand  
der Mittelklassen identi-
fiziert, die proteste im osten 
des landes entgegen  
und bezeichnet diese als 
aufstand des proletariats.
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von Unternehmen und zum Widerstand gegen 
den Faschismus diejenigen Linken an, die sich 
an der Sowjetunion und ihrer Großmachtstel-
lung orientieren. Eine solche Haltung muss 
nicht mit verstaubter Rückwärtsgewandtheit 
präsentiert werden, wie die SKM-Aktivistin 
Olga Ivanova in ihren Youtube-Beiträgen zur 
Unterstützung der ostukrainischen Unabhän-
gigkeit oder der russischen Außenpolitik be-
weist: Mit einem Korb Tomaten auf dem Kopf 
singt sie ein Lied über Parmesan und Jamón, 
die zum Symbol der russischen Gegensankti-
onen avancierten Lebensmittel, deren Fehlen 
von berühmten Exponenten der Liberalen be-
weint wird, während die einfachen Menschen 
nun anstatt der Weine aus Übersee die günsti-
geren von der Krim genießen können.8

Die Organisation Nationalbolschewistische 
Partei (NPB) von Eduard Limonov, der aus 
dem ostukrainischen Charkiw stammt, nimmt 
wegen ihrer Positionen für soziale und natio-
nale Gerechtigkeit, ausgehend von einer «im-
perialistischen Dominanz Russlands in der 
Außenpolitik», eine besondere Rolle in die-
sem Gefüge ein. Freiwillige aus den Reihen 
der NPB unterstützen die Unabhängigkeits-
kämpfer in der Ostukraine. Neben politischen 
Rechten und einem Status des Russischen als 
Nationalsprache fordert die 
NPB auch die Zerschlagung 
der kapitalistischen Gesell-
schaftsordnung. 
Diejenigen linken Bewegun-
gen oder Teile davon, die 
sich auch allgemein stärker 
vom sowjetischen Erbe dis-
tanzieren, kritisieren sowohl die Kiewer Regie-
rung als auch die Donezker Volksrepublik. Dazu 
gehören die Russische Sozialistische Bewe-
gung (RSD), die russische Sektion des Komi-
tees für eine Arbeiterinternationale (KRI), der 
anarcho-antifaschistiche Rot-Schwarze Block 
und die Bewegung «Autonome Aktion». Ein 
Aufruf zu einer antifaschistischen Demonstra-
tion am 4. November in St. Petersburg verdeut-

licht diese Linie: «Die Regierung Russlands will 
weismachen, Hauptfeind sei der ‹banderovec›. 
Die Regierung der Ukraine will weismachen, 
der Hauptfeind sei der sogenannte ‹vatnik›. 
Das gab es aber noch nie, dass Kriege für na-
tionale Interessen dem einfachen Volk Nutzen 
gebracht hätten, die eigentlich die Interessen 
der Beamten und Kapitalisten sind. An diesen 
Kriegen bereicherten sich immer ausschließ-
lich die Kapitalisten und die Machthabenden. 
Genau das geschieht jetzt im Südosten der Uk-
raine: Der ukrainische Staat festigt seine Posi-
tionen in der Gesellschaft und befruchtet ultra-
rechte Bewegungen, die auf Befehl von oben 
bereit sein werden, jeden Protest zu ersticken. 
Der russische Staat heizt den Krieg an, beglei-
tet von totaler Propaganda mit allen möglichen 
Mitteln. Was hat das Volk des Donbass vom 
Krieg? Zerstörte Häuser, Tod von Nahestehen-
den und Hunger. Was haben die Einwohner 
Russlands vom Krieg in der Ukraine? Den Zer-
fall des Rubel-Kurses, die Verschlechterung der 
Lebensqualität und den Tod derjenigen, die für 
die Interessen von Politikern und Oligarchen in 
den Krieg zogen.»9

Ähnliche Positionen sind, ausgehend von un-
terschiedlichen ideologischen Standpunkten, 
auch in den analytischen Kanon eingegangen: 

«Als grundsätzliches Bindemittel für eine na-
tionale Politik diente immer und dient auch 
heute die Suche nach einem äußeren Feind, 
gegen den man sich mit vereinigten Kräften 
zur Wehr setzen muss. Ein solcher modus 
operandi wurde auch dem ukrainischen Volk 
vorgeführt. Zu Beginn diente diese Suche vor-
trefflich als Zement, der die Nation zusam-
menhielt und sie gegen den Feind von außen 

Diejenigen linken Bewegungen, die sich 
allgemein stärker vom sowjetischen 
erbe distanzieren, kritisieren sowohl 
die Kiewer regierung als auch die 
Donezker Volksrepublik.
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richtete, als der zuerst der Bösewicht Januko-
witsch und später Russland identifiziert wur-
de. Dieser Mechanismus wurde in der Ukrai-
ne während der letzten dreiundzwanzig Jahre 
perfektioniert. Er hat nur einen Nachteil: Er 
verschleißt das Land und entzieht ihm die Le-
bensenergie. Das scheint aber diejenigen we-
nig zu stören, die die Bürger der Ukraine grau-
sam und scheinheilig ausnutzen.»10 

Die Anti-Kriegs-Aktionen in Moskau und St. 
Petersburg führten zu weiteren Uneinigkeiten 
innerhalb der linken Gruppen, die sich gut an 
den Kommentaren zu diesen Aktionen auf-
zeigen lassen. Während die liberalen Initia-
toren den «Friedensmarsch» am 21. Septem-
ber in Moskau in eine undifferenzierte und 
scharf kritisierte Anti-Putin- und Pro-Ukrai-
ne-Veranstaltung verwandelten, waren Linke 
bemüht, das Motto einzulösen und eine an-
timilitaristische Haltung zu demonstrieren. 
Sergej Kozlovskij von der RSD begründet sei-
ne Teilnahme wie folgt: «Die Position des Or-
ganisationskomitees war im Vorfeld bekannt 
gegeben worden: Wir kritisieren die russische 
Führung und lassen keine Kritik am offiziellen 
Kiew zu. Eine Verurteilung der ukrainischen 
Regierung, die im Donbass eine blutige ‹An-
ti-Terror-Operation› durchführt, wird in erster 
Linie von Linken erwartet. Deshalb wurden in 
den Tagen vor dem Marsch in einigen oppo-
sitionellen Medien Materialien veröffentlicht, 
die die Linken als vom Kreml gelenkte Provo-
kateure diskreditieren sollten. Diejenigen Or-
ganisationen und Gruppen, die trotzdem am 
Marsch teilnahmen, hatten offenkundige Pro-
bleme mit der Mobilisierung von Gleichge-

sinnten. Nichtsdestotrotz und ungeachtet der 
zu erwartenden Schwierigkeiten trat der lin-
ke Block als ‹Antimilitaristische Koalition› auf 
und vereinigte Anarchisten, Sozialisten – dar-
unter Mitglieder der RSD, Feministinnen und 
LGBT-Aktivisten. Im Unterschied zu anderen 
Blöcken benutzen die Teilnehmenden der 
Koalition weder russische noch ukrainische 
Staatssymbolik und demonstrieren so ihren 

Unwillen, sich mit einer Seite des von Oligar-
chen angezettelten bewaffneten Konflikts zu 
solidarisieren.»11

Zu den Organisationen, die nicht teilnahmen, 
gehört die Linke Front: «Die ‹Linke Front› ent-
hält sich der Teilnahme am heutigen soge-
nannten Friedensmarsch. Wir treten für eine 
konsequente Anti-Kriegs-Position ein, deshalb 
halten wir die Unterstützung und Befürwor-
tung einer der Kriegsparteien für unzulässig. 
Nichtsdestotrotz werden unsere Agitatoren 
den einfachen Bürgerinnen und Bürgern, die 
zu der Veranstaltung gekommen sind, unsere 
Position vermitteln. Friede den Hütten, Krieg 
den Palästen! Nieder mit den Kiewer und Mos-
kauer Oligarchen! Krieg dem Krieg!»12 Trotz 
dieser Erklärung, keine der Seiten zu unter-
stützen, ließ Sergej Udalzov aus der Strafko-
lonie verlauten: «Für mich sind in diesem Kon-
flikt die Kiewer Machthaber das klare Übel. 
Die Mischung aus zynischen Oligarchen und 
scharfmacherischen Nationalisten ruft nichts 
als Ablehnung und Abscheu hervor. Nur die 
Einwohner von Novorossija haben das Recht, 
über Krieg und Frieden zu entscheiden, in ers-
ter Linie die Rebellen, die in den letzten Mo-
naten mutig für die Unabhängigkeit gekämpft 

Das stark zersplitterte linke spektrum in russland  
hat mit der Krise der ukraine, insbesondere in der Frage,  
ob die unabhängigkeitsbestrebungen im osten des landes 
unterstützt werden sollten, eine neue trennungsachse  
in sein system der gegenseitigen Befürwortung und 
ablehnung geschmiedet.
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haben. Wenn sie den Kiewer Strafbataillonen 
verzeihen können, wenn sie mit den Bedin-
gungen für den Frieden einverstanden sind, 
dann soll es so sein. Wenn sie es aber für un-
abdingbar halten, ihren gerechten Kampf wei-
terzuführen, dann ist das ihr Recht. Denn sie 
und niemand anders haben ihr Blut vergossen 
und ihr Leben riskiert, und nicht diejenigen, 
die in warmen Büros und Wohnungen wert-
volle Anweisungen gegeben haben.»13

In St. Petersburg hatten Linke bereits Ende 
August eine eigene Anti-Kriegs-Aktion durch-
geführt, deren Grundhaltung der RSD-Aktivist 
Vladimir Plotnikov mit deutlichen Worten zu-
sammenfasst: «Ich habe keine Illusionen, was 
die Marionettenregime der DNR und LNR be-
trifft, bei denen es sich um kremlgesteuerte 
Juntas handelt, deren Macht auf Gewalt und 
Lüge beruht. Gewalt – das sind die Maschi-
nengewehre und Granatwerfer der Kämpfer, 
teilweise zugewanderte Banditen und Söld-
ner, teilweise Kriegsveteranen und professi-
onelle Mörder sowie einige zur Verzweiflung 
getriebene Einwohner, die sich vom eigenen 
Land verraten fühlen und zu den Waffen ge-
griffen haben. Die Lüge – das ist die eigentli-
che Idee hinter dem sogenannten Novorossi-
ja, das mit den Traditionen und der Kultur des 
ukrainischen Ostens nichts zu tun hat. Ich ha-
be keine Illusionen, was das neue Kiewer Re-
gime betrifft, das auf der systematischen Aus-
plünderung der Arbeitenden im Interesse der 
Oligarchen und des internationalen Finanz-
kapitals begründet ist. Die nationalistische 
Hysterie, von neofaschistischen Organisati-
onen und Politikern aufgebläht, zieht die Uk-

raine direkt in den Abgrund der Verelendung 
und der internen Xenophobie. Die Leitung der 
‹Anti-Terror-Operation›, die die Bevölkerung 
des Ostens vor Terror und imperialistischen 
Kämpfern schützen sollte, tötet friedliche Bür-
ger grausamer und in größerem Umfang als 
die kriminellen Formationen der ‹Rebellen›. 
Die kriegerischen Handlungen der ukraini-
schen Seite werden mit minimaler Rücksicht 
auf die Interessen der Bewohner der Region 
durchgeführt. Das führt dazu, dass alte Men-
schen und Kinder leiden und sterben, wäh-
rend die Führer der Separatisten neue Siege 
davontragen.»14

Das ohnehin stark zersplitterte linke Spekt-
rum in Russland hat mit der Krise der Ukraine, 
insbesondere in der Frage, ob die Unabhän-
gigkeitsbestrebungen im Osten des Landes 
unterstützt werden sollten, eine neue Tren-
nungsachse in sein System der gegenseitigen 
Befürwortung und Ablehnung geschmiedet.

1 www.gazeta.ru/comments/column/lukyanov/5952017.shtml.  
2 www.gazeta.ru/comments/column/lukyanov/6262697.shtml.  
3 www.gazeta.ru/comments/column/bovt/6198421.shtml. Ge-
orgij Bovt ist Politologe mit Schwerpunkt Internationale Beziehun-
gen und schreibt regelmäßig für das Nachrichtenportal gazeta.ru.  
4 http://news.liga.net/print/interview/politics/2348621-gleb_pav-
lovskiy_rossiyskoe_tv_kontroliruet_myshlenie_kremlya.htm. 5 http:// 
kprf.ru/party-live/cknews/130223.html. 6 Vgl. www.alternativy.ru/
en/node/11378. 7 http://subscribe.ru/digest/economics/society/
n1509491197.html. 8 Vgl. http://francheska2017.livejournal.com/ 
414679.html. 9 http://vk.com/redblackblog?w=wall-30806546_ 
17059 (banderovec – Anhänger Stepan Banderas, ukrainischer 
Nationalist, oder pejorative Benennung für Ukrainer im allgemei-
nen; vatnik – wörtlich Wattejacke, pejorative Bezeichnung für rus-
sische Patrioten oder Russen). 10 Der Publizist und Schriftsteller 
Platon Besedin im Forum «Svobodnaja Pressa» (Freie Presse), unter:   
http://svpressa.ru/politic/article/97235/?mra=1. 11 http://anticapi-
talist.ru/analiz/oppozicziya/paradoksyi_marsha_mira.html 12 http://
vk.com/leftfront_ru?w=wall-35430381_3261 13 http://svpressa.ru/
blogs/article/98695/. 14 http://anticapitalist.ru/analiz/tovarishhi/protiv_ 
mezhdousobnoj_ksenofobii,_ili_pochemu_ya_idu_na_antivoennyij_
miting_30_avgusta.html.



Die gegenwärtige situation ist eine tragöDie36

Die gegenwärtige situation 
ist eine tragöDie
interview Mit olexandra nasarowa und  
MaxyM butkewytscH Zur situation  
von binnenflücHtlingen in der ukraine

Womit beschäftigen Sie sich? Arbeiten 
Sie mit Flücht lingen aus der Ostukraine?
Olexandra Nasarowa: Zurzeit beschäftigen 
wir uns mit der Gründung eines Beratungs-
zentrums für Flüchtlinge, engagieren uns bei 
der Suche nach Unterkünften für Flüchtlin-
ge und bieten eine Sozialberatung an, etwa 
zu medizinischer Behandlung, Umzügen und 
Arbeitssuche.
Maxym Butkewytsch: Unser Schwerpunkt 
liegt dabei auf der Initiative «Haus von Freun-
den» (Dim drusiw), das aus dem Projekt «Oh-
ne Grenzen» (Bes kordoniw) hervorgegan-
gen ist. Im Rahmen dieser Initiative suchen 
wir Privatunterkünfte für Menschen aus dem 
Osten des Landes. Wir vermitteln zwischen 
Wohnungssuchenden und Hausbesitzern. 

Wie viele Menschen sind offiziell und 
wie viele tatsächlich auf der Flucht?
M. B.: Die einzige aktuelle Statistik stammt 
vom UNHCR. Zum 1. September 2014 
sprach der UNHCR von etwa 260.000 Ver-
triebenen (displaced persons) und Binnen-
flüchtlingen innerhalb der Ukraine. Erfasst 
sind allerdings nur Menschen, die sich bei 
den Behörden gemeldet haben. Deshalb 
dürfte die tatsächliche Zahl höher liegen. 
Viele reisen einfach aus und ziehen zu Ver-
wandten und Freunden.

In welche Regionen flüchten die Men-
schen?
M. B.: In erster Linie gehen die Leute in 
Nachbar- oder Großstädte oder dorthin, wo 
bestimmte Personen und Organisationen die 
Flüchtlinge aufnehmen können. Unmittel-
bar nach der Annexion der Krim fuhren vie-

le nach Lwiw. Jetzt gehen die meisten nach 
Kiew, wenn sie die Möglichkeit dazu haben. 
Andere gehen nach Dnipropetrowsk, Char-
kiw, einige nach Saporischschja und seltener 
nach Odessa. Aber insgesamt hat sich die 
Tendenz mehr nach Osten oder nach Kiew 
verschoben. Nach Charkiw oder Saporisch-
schja ziehen diejenigen, die, vorsichtig ge-
sagt, keiner Seite in diesem Konflikt vertrau-
en und die die Ostukraine nicht verlassen 
wollen, weil sie Angst haben, wegen der rus-
sischen Sprache oder allein wegen ihrer Her-
kunft aus den von den sogenannten Rebel-
len kontrollierten Gebieten der Donezker und 
Lugansker Volksrepubliken benachteiligt zu 
werden. 
O. N.: Wohin man geht, hängt natürlich auch 
davon ab, ob man Zeit hatte, die Abreise zu 
organisieren, wie im Fall der Krim. Wenn 
auch unter ziemlich harten Bedingungen 
konnten sich die Menschen damals doch 
auf den Umzug vorbereiten und überlegen, 
wo sie ein neues Leben beginnen wollen. In 
der Ostukraine hingegen herrscht de facto 
Krieg. Unter diesen Bedingungen haben die 
Menschen weder die Zeit, etwas zu planen, 
noch zu entscheiden, wohin sie gehen sol-
len. Sie sind einfach gezwungen, zu fliehen, 
und können nur die wichtigsten Sachen mit-
nehmen. 
Jetzt setzt eine zweite Migrationswelle ein, 
von denen, die aus den Volksrepubliken Do-
nezk und Lugansk in eine benachbarte Regi-
on geflohen sind. Wer nach Mariupol gegan-
gen ist, merkt, dass die Situation in der Stadt 
gefährlich wird und man weiterziehen muss. 
Diese Menschen sind also innerhalb weniger 
Monate gezwungen, zum zweiten Mal umzu-
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ziehen. Dann gibt es noch die Rückkehrer in 
die Gebiete, die kurzzeitig unter Kontrolle der 
Volksrepubliken Donezk und Lugansk stan-
den, aber inzwischen wieder von der ukraini-
schen Zentralregierung kontrolliert werden. 
Laut offiziellen Quellen sollen etwa 90 Pro-
zent der Einwohner von Slowjansk in die 
Stadt zurückgekehrt sein. Ich würde dieser 
Statistik persönlich allerdings nicht trauen. 
M. B.: Eine weitere massive Flüchtlingsbe-
wegung führt in die Russische Föderation. 
Darüber an verlässliche Zahlen zu kommen 
ist kompliziert. Die einzigen zugänglichen An-
gaben stammen vom Migrationsdienst der 
Russischen Föderation. Sie umfassen jedoch 
unterschiedliche Kategorien von Migranten. 
Darunter sind Menschen, die einen Flücht-
lingsstatus beantragt haben, diejenigen, die 
einen Aufenthaltstitel haben wollen, andere 
ersuchen um eine Einbürgerung.

Wie hilfreich sind die sogenannten 
humanitären Korridore für die Flücht-
linge?
O. N.: Wir haben von einigen Tausend Men-
schen gehört, die die Territorien unter Kon-
trolle der Volksrepubliken Donezk und Lu-
gansk über humanitäre Korridore verlassen 
haben. 
M. B.: Wenn sich herausstellte, dass ein sol-
cher Korridor gefährlich ist, wählen die Leu-
te einen anderen, allerdings kann schon am 
nächsten Tag dieser Ort wieder gefährlich 
sein. Also, die Angaben sind widersprüch-
lich. Wir haben noch nie Information über 
Fluchtkorridore erhalten, die wirklich sicher 
waren.

Welche Rolle spielt Fremdenfeindlich-
keit gegen Vertriebene aus dem Don-
bass in den Gebieten der restlichen 
Ukraine?
O. N.: Wir beobachten Fälle, in denen Ver-
mieter eine Unterkunft verweigern. Selbst-
verständlich geben sie nicht das ganze Bild 

wieder. Aber sogar Menschen, die Hilfe an-
bieten, stellen bestimmte Bedingungen, un-
ter denen sie helfen wollen. Die Menschen 
direkt aus den Konfliktgebieten sehen sich 
vielen Verdächtigungen ausgesetzt. Diskri-
minierungen sind uns auch bei der Arbeits-
suche bekannt. Dabei geht es meist nicht um 
die Frage der Einstellung, sondern darum, 
dass den Flüchtlingen ein viel niedrigeres 
Gehalt geboten wird. 
M. B.: Außerdem beobachten wir, dass die 
Medien die Flüchtlinge als «böse Separatis-
ten» darstellen. Immer wieder gibt es Mel-
dungen nach dem Motto: Wir müssen sie 
aushalten, auch wenn sie die Flagge der 
Volksrepublik Donezk gehisst oder umge-
kehrt die ukrainische Flagge heruntergeris-
sen haben. Solche Meldungen kommen aus 
den unterschiedlichsten Regionen, werden 
aber auch von den überregionalen Medien 
übernommen. Ein Teil davon stellte sich spä-
ter als falsch heraus. Andere Vorfälle haben 
sich tatsächlich ereignet. Diese Einzelfälle 
werden aber als allgemeine Tendenz darge-
stellt. 
Leider ist dieses Phänomen in der letzten 
Zeit relativ verbreitet und beeinflusst die Ein-
stellung gegenüber Flüchtlingen, insbeson-
dere in der Westukraine. Vor allem in Lwiw, 
Iwano-Frankiwsk und Ternopil haben wir es 
darüber hinaus mit einer Art Gettoisierung 
zu tun. «Wir wissen nicht, wer die sind, und 
versuchen auch nicht, mit denen zu kommu-
nizieren», sagen dort viele Einwohner, wie 
mir kürzlich ein Aktivist aus Ternopil erzählte. 
Wir haben es also mit einer Art von indirekter 
Diskriminierung zu tun.

Frauen machen normalerweise den 
überwiegenden Teil der Flüchtlinge aus. 
Wird dieser Aspekt irgendwie berück-
sichtigt?
O. N.: Die fortschrittlichen Initiativen verste-
hen, dass Frauen mit Kleinkindern einen zu-
sätzlichen Schutz brauchen, und passen ihre 
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Lebensmittel- und Medikamentenverteilung 
entsprechend an. Insgesamt gibt es aber 
keine speziellen Programme für vertriebe-
ne Frauen oder für Frauen mit Kindern ohne 
männliche Begleitung. 
M. B.: Es gab keine Meldungen über ge-
schlechtsbezogene oder sexuelle Gewalt, 
nachdem die Menschen schon hergekom-
men waren. Das heißt aber nicht, dass kei-
ne Vorfälle stattfinden. Aus meiner Sicht sind 
auch keine Bemühungen erkennbar, solchen 
Fällen vorzubeugen.

Werden vertriebene Männer  
diskriminiert, wenn sie sich weigern, 
den Militärdienst anzutreten? 
O. N.: Offiziell hieß es, dass männliche 
Flüchtlinge nur auf eigenen Wunsch mobili-
siert werden dürfen. Wir haben aber mitbe-
kommen, dass dieses Prinzip nicht immer 
umgesetzt wurde. Man kann jedoch nicht 
behaupten, dass diese Fälle weitverbreitet 
sind. 
M. B.: Trotzdem bekommen Männer häufiger 
Probleme mit staatlichen Behörden als Frau-
en, wenn sie die umkämpften Gebiete ver-
lassen wollen, die wieder vom ukrainischen 
Militär – in der Regel Freiwilligenverbände – 
kontrolliert werden. Darüber gibt es viele Ge-
schichten, die allerdings kaum zu überprüfen 
sind. Dabei geht es um Eigentumsenteignun-
gen bei den ausreisenden Flüchtlingen, um 
zusätzliche Kontrollen, Verhaftungen und Ge-
waltanwendung im Verhör. 

Gibt es auch Fälle institutioneller Diskri-
minierung gegenüber Flüchtlingen? 
M. B.: Man kann nicht direkt von einer ins-
titutionellen Diskriminierung sprechen. Es 
geht um fehlende Unterlagen für die Ren-
tenzahlungen, für die Sozialhilfe oder um 
zu lange und zu bürokratisierte Prozedu-
ren. Man kann aber kaum behaupten, dass 
dies irgendwie gegen die Menschen aus be-

stimmten Regionen gerichtet ist. Dennoch 
wird viel über Schwierigkeiten bei der An-
meldung des Wohnsitzes berichtet. Es hängt 
mit dem sehr komplizierten, aus der sowje-
tischen Zeit geerbten Meldesystem zusam-
men. Dazu kommen noch Geldprobleme. Es 
ist nahezu unmöglich, Geld von Konten oder 
sogar Girokonten abzuheben, das in den 
Volksrepubliken Donezk und Lugansk einge-
zahlt wurde. 
O. N.: Ich denke, die Ukraine ist insgesamt 
kein effektiver Sozialstaat. Im Fall der Flücht-
linge fühlt sich der Staat nicht verpflichtet, 
für diese Menschen zu sorgen. Aus diesem 
Grund würde ich nicht von Diskriminierung, 
sondern von einem mangelhaften System 
für die Lösung sozialer Fragen insgesamt 
sprechen. Dies betrifft also nicht nur die Ver-
triebenen, sondern alle Bürger.

Welche Hilfe leisten die freiwilligen  
Initiativen? Inwieweit ergänzen sie die 
schwache staatliche Unterstützung? 
O. N.: Ehrenamtliche Initiativen ergänzen die 
staatlichen Aktivitäten in vielerlei Hinsicht. 
Bis jetzt müssen wir feststellen, dass der 
Staat wie eine große schwerfällige Maschi-
ne sogar nach mehr als einem halben Jahr 
nach dem Auftauchen der ersten Vertriebe-
nen keine systematische Unterstützung für 
diese Menschen bereitstellt. Die Hilfe, die 
Initiativen von Freiwilligen leisten, ist sehr 
vielseitig, einschließlich einfacher Sozial-
beratung für diejenigen, die gerade ankom-
men. Man muss ihnen erklären, an wen sie 
sich wenden müssen, wo was in der Stadt 
zu finden ist, wie die Papiere in Ordnung zu 
bringen sind und Ähnliches. Während die-
ser ziemlich langen Zeit von der Ausreise bis 
zum neuen Wohnsitz und der Rückkehr zu 
einem normalen Leben sind die Menschen 
leider auf ehrenamtliche Initiativen angewie-
sen. Ich würde mir wünschen, dass es an-
ders wäre. 
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Welche Folgen haben die humanitäre 
Katastrophe im Donbass und die mas-
sive Migration für die ukrainische 
Gesellschaft?
O. N.: Die ganze ukrainische Gesellschaft 
gewöhnt sich allmählich an den Gedanken, 
dass das, was jetzt geschieht, ein ernster 
und dauerhafter Zustand ist. Die Erinnerun-
gen an diese Ereignisse werden bleiben, 
wie auch die Menschen bleiben, die nicht 
zurückkehren können. Wir haben die Hoff-
nung, dass die ukrainische Gesellschaft 
lernt, solidarischer zu sein, nicht nur in sol-
chen besonders schweren Situationen, 
auch im Allgemeinen. Es gibt doch eine 
Menge an latenten Konfliktsituationen. Ich 
meine jetzt nicht nur große politische Kon-
flikte, sondern auch Fälle, in denen Men-
schen in eine ungewöhnliche Lage geraten, 
die sie nicht selbst meistern können. Seien 
es Asylsuchende und Flüchtlinge in der Uk-
raine, seien es chronisch kranke Menschen, 
Behinderte usw. Wir hoffen also, dass die 
ukrainische Gesellschaft lernt, solchen Men-
schen zu helfen. 
M. B.: Früher existierte so ein Aktivismus 
einfach nicht. Es gab kein Gefühl zivilgesell-
schaftlicher Verantwortung. Die Entwick-
lungen der letzten Zeit sind beispiellos und 
werden langfristige Folgen haben. Nie zuvor 

haben die Menschen eine derartige Bereit-
schaft, selbst aktiv zu werden, gezeigt, und 
nie zuvor herrschte solch ein Misstrauen ge-
genüber staatlichen Behörden. Dieses ge-
sunde Misstrauen, das vom Aktivismus un-
terstützt wird, ist etwas ganz Neues. 
Andererseits ist die gegenwärtige Situa tion 
natürlich eine Tragödie und ein Trauma für 
viele Menschen. Viele unserer Mitbürger lei-
den psychisch und physisch. Und dies be-
trifft nicht nur die humanitäre Lage. Dazu 
kommen noch die militärischen Opfer, also 
all die Gefallenen und Verletzten auf beiden 
Seiten, die zerstörten Städte und Unterneh-
men und alles andere, was enorme wirt-
schaftliche Folgen haben wird. In erster Linie 
geht es aber nicht um die wirtschaftlichen, 
sondern um die sozialen und intellektuellen 
Verluste. Auf der anderen Seite existierte 
noch nie zuvor ein so großer Wunsch, Kul-
tur- und Bildungsprojekte zu gründen sowie 
die östlichen, zentralen und westlichen Regi-
onen zu vereinigen. Deswegen sind die Fol-
gen sehr gemischt, umstritten und äußerst 
traumatisch. 

Gekürzte und redaktionell bearbeitete Fassung eines Inter-
views, das am 9. September 2014 unter http://commons.
com.ua veröffentlicht wurde. Das Interview führte 
Jewhenija Koslowska. Die Übersetzung aus dem Ukraini-
schen stammt von Kateryna Zelenska.
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Judith Dellheim

Die wirtschaFtliche unD 
 soZiale lage in Der uKraine

Der US-amerikanische Planungsoffizier George 
F. Kennan formulierte 1948 folgende Sicht auf 
die Welt: «Wir haben mehr als 50 Prozent des 
Reichtums der Welt, aber nur 6 Prozent ihrer 
Bevölkerung.1 Diese Disparität ist vor allem 
zwischen uns und [...] Asien besonders ge-
waltig [...]. Unsere Aufgabe in der kommen-
den Periode besteht darin, eine Struktur von 
Verhältnissen auszuhecken, die es uns ermög-
licht, diese [...] Disparität ohne zunehmende 
Beeinträchtigung unserer nationalen Sicher-
heit aufrechtzuerhalten.»2 
Diese Prämissen bedrohen auch diejeni-
gen, die am Reichtum der Welt partizipieren 
wollen. Zu ihnen gehören mehr oder weni-
ger mächtige Kreise in Russland und in der 
Ukraine, die noch immer mit der Erbmasse 
auch eines ökonomisch gescheiterten Wirt-
schaftssystems operieren. Diese oft diskutier-
ten «Oligarchen» sind das Ergebnis einer mit 
Großprojekten, hochgradiger Konzentration 
und Zentralisation verknüpften Wirtschafts-
entwicklung. Die politischen Kontrahenten 
und Konkurrenten in Russland und in der Uk-
raine müssen sich mit der «nationalen Karte», 
mit der «Disparität» beziehungsweise mit den 
USA, ihren wichtigsten Verbündeten wie Kon-
kurrenten, auseinandersetzen.
Zwar können die russischen und ukrainischen 
Eliten untereinander kooperieren, aber Russ-
land wird aufgrund seiner Ressourcen, seiner 
Lage und der Geschichte für die «Kennan-Er-
ben» ein Faktor bleiben, der diese «Disparität» 
negativ beeinträchtigen kann. Wer Russland 
kontrollieren will, muss die Ukraine «im Boot 
haben». Ende der 1990er Jahre sagte Zbig-
niew Brzezinski: «Irgendwann zwischen 2005 
und 2010 sollte die Ukraine für ernsthafte Ver-
handlungen sowohl mit der EU als auch mit 

der NATO bereit sein, insbesondere wenn das 
Land in der Zwischenzeit bedeutende Fort-
schritte bei seinen innenpolitischen Refor-
men vorzuweisen und sich deutlicher als ein 
mitteleuropäischer Staat ausgewiesen hat.»3 
Er warb für die Ausweitung der EU, die «auto-
matisch unter dem Schutz der NATO gestellt» 
sei.4 Dabei kümmerte ihn kein 2+4-Vertrag zur 
deutschen Einigung, der festschrieb, die Si-
cherheitsinteressen aller Partner zu wahren.

Die soziale situation 
in der ukraine 
Bereits vor der Herauslösung der Krim aus 
der Ukraine betrug die relative Armutsrate im 
Land 23,4 Prozent. Akut von sozialer Ausgren-
zung betroffen waren 37,7 Prozent der Haus-
halte. Das sind insbesondere Haushalte mit 
mehreren Kindern sowie mit Familienange-
hörigen, die das Berufsleben beendet haben.5 
Die offizielle Arbeitslosigkeit bewegte sich in 
den letzten Jahren meist um neun Prozent, 
wobei die Jugendarbeitslosigkeit mit 17 Pro-
zent deutlich höher liegt. Fast jeder dritte Er-
werbslose war länger als ein Jahr ohne Lohn-
arbeit.6 Anfang 2014 sollen etwa 100.000 
verwahrloste Kinder in öffentlichen Einrich-
tungen untergebracht worden sein. Allein in 
Odessa und Umgebung war von 4.000 Stra-
ßenkindern die Rede.7

Dennoch jubeln «Standortspezialisten»: «Die 
Ukraine […] ist eines der größten und bevöl-
kerungsreichsten europäischen Länder. Auf-
grund ihrer geographischen Nähe zur EU und 
wegen ihrer relativ niedrigen Lohnkosten ist 
die Ukraine als Produktionsstandort für ös-
terreichische und westeuropäische Firmen 
äußerst attraktiv.»8 So wird die besondere 
Flexibilität und Mobilität der ukrainischen Ar-
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beitskräfte hervorgehoben. Deren anteilige 
Beschäftigung nach wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Bereichen gestaltete sich En-
de 2013 so, dass fast ein Viertel der Beschäf-
tigten im Groß- und Einzelhandel sowie in 
Kfz-Werkstätten tätig war (22,3 Prozent). Die 
beiden anderen volkswirtschaftlich relevanten 
Bereiche sind die Land- und Forstwirtschaft 
sowie die Fischerei (17,5) und erst an dritter 
Stelle die Industrie (16,0). Das Transport- (6,0) 
und das Bauwesen (4,3) sind bereits deutlich 
schwächer ausgeprägt. Der Staat beschäftigt 
in den Bereichen Bildung (8,2), Gesundheit 
(6,1) sowie Verwaltung und Verteidigung (5,0) 
nicht übermäßig viele Menschen. Alle ande-
ren Wirtschaftssektoren, insbesondere auch 
die, die für eine technisch modernisierte Ge-
sellschaft notwendig wären (Information und 
Telekommunikation, wissenschaftlich-techni-
sche Leistungen), liegen bei zwei Prozent oder 
darunter.9 Der Anteil der Wirtschaftsbereiche 

an der Produktion des Bruttoinlandsproduktes 
(BIP) spiegelt die Arbeitsproduktivität wider. 
Mehr als ein Drittel der Bevölkerung lebt tat-
sächlich von informeller Beschäftigung. Etwa 
die Hälfte des Wirtschaftslebens ist mit der 
Schattenwirtschaft verbunden.11 Heutzuta-
ge berichtet die ukrainische Presse viel vom 
Schwarzmarkt für Währungen und Edelme-
talle, zum Beispiel die Wirtschaftszeitung Ka-
pital. Rechnerisch steht jede Ukrainerin und 
jeder Ukrainer mit 1.600 US-Dollar bei westli-
chen Finanzinstitutionen «in der Kreide».12

Die Ukraine ist global Spitzenreiter in Sachen 
Energieintensität und der weltweit sechst-
größte Pro-Kopf-Emittent von Kohlendioxyd. 
Jährlich werden über 80.000 Hektar Kultur-
land durch Erosion zerstört. Aufgrund des ka-
tastrophalen Gewässerschutzes sind vor allem 
Flüsse als Lebensräume hochgradig bedroht. 
Lagerstätten für alte Pestizide sind ein Haupt-
faktor ökologischer Zerstörung.13 Internatio-
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nale Investoren interessieren sich trotzdem 
stark für die Bodenflächen der Ukraine, wobei 
ausgerechnet China die Hauptrolle spielt: Fünf 
Prozent des Territoriums beziehungsweise 
neun Prozent des Kulturlandes sind für 99 Jah-
re vertraglich als «außerordentliche Gebiete» 
an chinesische Investoren vergeben.14

Werden vor diesem Hintergrund makroöko-
nomische Daten diskutiert, können gesell-
schaftliche Probleme besser erfasst werden. 
Die Daten verdeutlichen, dass das ökonomi-
sche Potenzial der Ukraine in den 1990er Jah-
ren um 59 Prozent (gemessen am BIP in kons-
tanten Preisen) geschrumpft ist. Seit 2012 ist 
das Land in der Rezession. Das macht den Be-
ginn einer erfolgreichen Wirtschaftsintegra-
tion mit der EU nicht gerade leichter.
Dabei geht es kleinen Teilen der städtischen 
Bevölkerung nicht schlecht. Das Einkommen 
der reichsten zehn Prozent übersteigt das der 
ärmsten zehn Prozent um das 30- bis 50-fa-
che.17 Allerdings beklagt die Zeitung Kyiv-
post inzwischen das schwindende Interesse 
am Kauf von Eigentumswohnungen bei den 
Eliten.18 Gleichzeitig berichtet das Blatt von 
einer gestiegenen Nachfrage nach Mietwoh-

nungen, was einen starken Anstieg der Miet-
preise zur Folge hat. Die Zeitung benennt als 
Auslöser ausgerechnet Flüchtlinge aus der 
Ostukraine,19 wobei viele von ihnen nur davon 
träumen können, in Kiew eine Wohnung zu 
mieten. Sie sind auf Hilfe zum unmittelbaren 
Überleben angewiesen. 

Die Wirtschafts- und politischen Krisen wur-
den von den Herrschenden mit Maßnahmen 
beantwortet, die die Lebensbedingungen 
dramatisch verschlechtert haben. Von Juli 
2013 bis Juli 2014 sind die Verbraucherprei-
se auf 112 Prozent und die Nominallöhne auf 
102 Prozent gestiegen. Das heißt, die Reallöh-
ne sind auf 91,1 Prozent gesunken. Oftmals 
werden die gefallenen Löhne nicht einmal ge-
zahlt. Aber das festgelegte Existenzminimum 
ist auf dem Niveau vom Dezember 2013 ein-
gefroren. Am 22. Oktober dieses Jahres be-
richtete Argumenty i Fakty von Lohnschul-
den in Höhe von 1,4 Milliarden Hryvnia. Von 
Dezember 2013 bis September 2014 fiel die 
Kaufkraft der Bevölkerung um 40 Prozent. Da-
gegen wuchsen die Wohnkosten um 40 Pro-
zent. Die Preise für Brot und Makaroni wur-
den um 18 Prozent, die für Fleisch und Fisch 

Wichtige Makroindikatoren in der Ukraine 1993–201415, 16

*2014 Prognose für Leistungsbilanz und Budgetdefizit derzeit nicht möglich, -5 Werte für 2014 als Mittelwert der aktuellen 
Prognosebandbreite von -3 bis -7 Prozent. Quelle: IWF, nationale Quellen, Raiffeisen RESEARCH
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um etwa ein Viertel und die für Obst um über 
60 Prozent erhöht. Die Elektroenergie hat sich 
bis zu 40 Prozent verteuert, Gas um 56 Prozent 
und Wasser um 50 bis 100 Prozent.20 

wirtschaftsgeschichte 
der ukraine
Innerhalb der Sowjetunion war die ukraini-
sche Republik nach Russland der wichtigste 
Wirtschaftsfaktor. Die Ukraine produzierte da-
mals rund viermal so viel wie die wirtschaftlich 
drittstärkste Sowjetrepublik. Mehr als ein Vier-
tel der sowjetischen Agrarproduktion stamm-
te von den fruchtbaren Schwarzerdeböden 
der Ukraine. Die landwirtschaftlichen Betriebe 
lieferten erhebliche Mengen an Fleisch, Milch, 
Getreide und Gemüse an andere Republiken. 
Die diversifizierte Schwerindustrie der ukrai-
nischen Republik versorgte die UdSSR zum 
Beispiel mit Rohren großen Durchmessers, 
mit Bohrausrüstungen und mit Industrieroh-
stoffen. 
Kurz nach Erlangung der Unabhängigkeit im 
August 1991 liberalisierte die erste ukraini-
sche Regierung die meisten Preise und schuf 
einen Rechtsrahmen für Privatisierungen. 
Dennoch versandeten die Reformprozesse 
wegen unterschiedlicher Interessenkonflik-
te innerhalb der Regierung. Der Produktions-
ausstoß des Landes fiel bis 1999 auf weniger 
als 40 Prozent des Niveaus von 1991. Zudem 
besteht aufgrund der wirtschaftlichen Abhän-
gigkeit von Russland, insbesondere bei der 
Energieversorgung, eine hohe Anfälligkeit für 
externe Schocks. Das Land ist bisher zu etwa 
drei Viertel seines jährlichen Öl- und Erdgas-
bedarfs und zu 100 Prozent seines Bedarfs an 
Atombrennstoff auf Importe angewiesen. 
Die Ukraine hatte sich immer regional sehr 
heterogen entwickelt. Die Unterschiede ha-
ben in den vergangenen 15 Jahren gravierend 
zugenommen. Da galten als Wachstumsregi-
onen die östlichen Gebiete Dnipropetrowsk, 
Donezk, Saporoshe, Charkiw und Odessa. Die 
Ostukraine hat über 58 Prozent des nationalen 

Exportes erbracht, die Gebiete um Kiew und 
Sewastopol 19, die zentralen Regionen um 15 
und die Westukraine gerade einmal 7,5 Pro-
zent. Die Diskrepanzen haben sich auch in 
den Löhnen und Einkommen niedergeschla-
gen. Im Nordwesten, im Süden und in den 
südlichen Zentralgebieten war die Armut am 
stärksten ausgeprägt.21

Ausländische beziehungsweise internationale 
Institutionen – vor allem der IWF – fordern im-
mer wieder, das Tempo und den Umfang der 
«Reformen» zu beschleunigen, um das Wirt-
schaftswachstum zu steigern. So hat die Re-
gierung unter Präsident Viktor Juschtschenko 
bereits im März 2005 Steuer- und Zollprivilegi-
en abgeschafft, den Wettbewerb gestärkt und 
der Schattenwirtschaft den Kampf angesagt. 
Allerdings blieb insbesondere der letzte Punkt 
eine Ansage. Es fehlte an Konsequenz bei der 
Korruptionsbekämpfung. Auch die Vervoll-
kommnung des rechtlichen Rahmens und die 
Entwicklung von Kapitalmärkten kamen nur 
schleppend voran. Zwar ließen sich im Jahr 
2008 kurzfristig Fortschritte in der volkswirt-
schaftlichen Entwicklung feststellen, aller-
dings sank die Wirtschaftsleistung im folgen-
den Jahr um fast 15 Prozent. Das Land wurde 
besonders drastisch von der internationalen 
Finanz- und Wirtschaftskrise erfasst. 
Nach einem zweiwöchigen Streit, der auch 
die Gaslieferungen nach Europa bedrohte, 
stimmte die ukrainische Regierung im Janu-
ar 2009 einer Zehn-Jahres-Vereinbarung mit 
Russland über Gasimporte und Transitverträ-
ge zu. Die Vertragsbedingungen belasteten 
die bereits gebeutelten Staatsfinanzen und 
die Firma Naftogas (staatlicher Energiekon-
zern der Ukraine) weiter. Daher bat die Regie-
rung Janukowitsch im April 2010 um einen 
Preisnachlass für russische Gasimporte und 
bot im Gegenzug die Verlängerung der russi-
schen Marinebasis auf der Krim an. Gleichzei-
tig kam es zu neuen Aktivitäten in Sachen As-
soziierungsabkommen mit der Europäischen 
Union. Brüssel wollte im Rahmen einer ver-
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änderten Außen- und Sicherheitspolitik auch 
weitere wirtschaftliche Veränderungen und 
Finanzreformen sowie einen bevorzugten Zu-
gang zu den EU-Märkten bewirken. 
Im November 2013 entschied sich die Regie-
rung von Präsident Janukowitsch jedoch ge-
gen die Unterzeichnung des Abkommens. Als 
Antwort darauf konnte er am 17. Dezember 
2013 mit dem russischen Präsidenten Vladi-
mir Putin ein Finanzhilfepaket, das Darlehen 
von bis zu 15 Milliarden US-Dollar und güns-
tigere Gaspreise vorsah, unterzeichnen. Der 
Sturz der Regierung im Februar 2014 veran-
lasste Russland allerdings, die Umsetzung des 
Vertrags zu stoppen. Mit der Bildung einer uk-
rainischen Übergangsregierung begann statt-
dessen «der Westen», neue Finanzmittel in die 
Wirtschaft des Landes zu pumpen. Dazu ge-
hörte etwa ein am 27. März 2014 vertraglich 
geregeltes IWF-Paket in Höhe von 14 bis 18 
Milliarden US-Dollar.22

Debatte um wirtschaftliche 
perspektiven
Auch in der Wirtschaftswissenschaft beste-
hen zwei Perspektiven – eine auf EU-Bindung 
fixierte und eine, die an historische Kontex-
te anknüpft. Pasquale Tridico und Iryna Zhak 
erklären die aktuelle Situation wesentlich 
aus den wilden Privatisierungen und der da-

mit einhergehenden Tendenz, oligarchische 
Strukturen zu bilden. Dabei haben sie durch-
aus einen Blick für die sozialen Folgen. Seit 
ihrer Unabhängigkeit hat die Ukraine sieben 
Millionen Menschen verloren. Über lange Jah-
re fiel die durchschnittliche Lebenserwartung, 
um sich im Jahr 2013 ungefähr auf dem Stand 
von 1970 einzupegeln. 
Sie kritisieren die Art und Weise der Privatisie-
rung, die nicht konsequent auf eine EU-Mit-
gliedschaft ausgerichtet gewesen sei. Weil 
kein starker privater Sektor entstanden sei, 
seien die Wachstumsraten hinter denen der 
neuen EU-Mitgliedsländer zurückgeblieben. 
So entfällt die ukrainische BIP-Produktion heu-
te zu 60 Prozent auf den privaten Sektor, wäh-
rend der EU-Durchschnitt bei 75 Prozent und 
der der neuen EU-Mitgliedsländer bei 70 Pro-
zent liegt. Während in Polen in den 1990er 
Jahren die Einkünfte aus der Privatisierung 
etwa 30 bis 50 Prozent des BIP ausmachten, 
blieben sie in der Ukraine deutlich geringer. 
Laut Tridico und Zhak wurden hier die Struk-
turen der Planwirtschaft nicht demontiert, 
weshalb die Konzentration des Reichtums Re-
kordergebnisse erreicht habe und das Land 
unter russischem Einfluss Russlands geblie-
ben sei.23 Die Statistiken von Tridico und Zhak 
sind zweifellos wegen ihres Faktenreichtums 
interessant.

Anteil und Einkünfte aus Privatisierungen in der Ukraine24
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Tridico und Zhak orientieren ihre ukrainischen 
Leserinnen und Leser stark auf das Ende ei-
ner Abhängigkeit von Russland.25 Sie werben 
dabei mit polnischen Erfahrungen: Im Jahr 
1989 hatte die Sowjetunion 33 Prozent des 
polnischen Exportes abgenommen und mit 
einem Anteil von 28 Prozent den Import be-
stimmt. Heute gehen 38 Prozent des polni-
schen Exports nach 
Deutschland, und der 
deutsche Anteil am 
polnischen Import 
macht 27 Prozent aus. 
Bereits 2007, also nur 
wenige Jahre nach 
dem EU-Beitritt, hatte 
Russland gerade einmal 5 Prozent Anteil am 
polnischen Import und 2,6 am polnischen Ex-
port.26 
Im Unterschied zu dieser EU-Perspektive rät 
der norwegische Ökonom Erik S. Reinert27 der 
Ukraine, eine Integrationspolitik mit Russland 
zu betreiben. Wenn sie das politisch nicht wol-
le, solle sie in den Verhandlungen mit der EU 
darauf drängen, dass ihr Bedingungen einge-
räumt werden, die denen nahekommen, die in 
den 1980er Jahren Spanien gewährt wurden: 
eine langsame sachte Integration, die einer 
weiteren Deindustrialisierung entgegenwirkt. 
Ferner empfiehlt er der Ukraine eine Entwick-
lungsbank nach brasilianischem Modell, um 
zu günstigen Bedingungen Wirtschaftskredi-
te zu ermöglichen. Reinert warnt vor dem Ver-
weis auf die angeblichen Erfolgsstorys mittel- 
und osteuropäischer EU-Mitglieder und stellt 
die Unterschiede zur Ukraine heraus.28 «Sie 
können sagen, dass die Ukraine so etwas wie 
(West-)Berlin während des Kalten Krieges ist 
[…], dass es für Russland eine viel einfachere 
Aufgabe wäre, würde die EU zulassen, dass 
die Ukraine arm und deindustrialisiert würde. 
Die EU sollte die erfolgreiche Eindämmungs-
strategie gegen das Sowjetreich in den 1950er 
Jahren kopieren. Der beste Weg für die Ukrai-
ne sei, solche Industrien aufzubauen, die ähn-

lich den russischen sind. Dann würden sich 
die Menschen mehr mit dem Westen identifi-
zieren, anstelle hierher zu emigrieren, und sie 
würden zu Hause bleiben, weil sie da Jobs ha-
ben. […] Sie sollten fähig sein, die Deutschen 
davon zu überzeugen, dass sie in einer Situa-
tion ähnlich der Deutschlands vor dem Mor-
genthau-Plan sind.»29

Der Bezug zum Kalten Krieg ist nicht weit her-
geholt, wie die Geschichte des Assoziierungs-
abkommens zwischen der EU und der Uk-
raine beweist: Die Europäische Union hatte 
2009 mehreren Nachfolgestaaten ehemaliger 
Sow jetrepubliken erstmals oder erneut Asso-
ziationsabkommen angeboten: der Ukraine, 
Weißrussland, Moldawien, Armenien, Georgi-
en und Aserbaidschan. Russland musste sich 
verstärkt bedroht sehen, denn bis auf Weiß-
russland sind diese Staaten Mitglieder von 
GUAM, der Organisation für Demokratie und 
Wirtschaftsentwicklung. Die GUAM ist gegen 
den «russischen Einfluss» gerichtet und fun-
giert als Stütze sowohl der Nato als auch der 
EU-Außen-, Sicherheits- und Verteidigungs-
politik. Russland hatte darauf mit einer neuen 
Initiative für eine Zollunion ehemaliger Sow-
jetrepubliken geantwortet. Zeitweise wollte 
Janukowitsch sowohl das Assoziierungsab-
kommen als auch die Mitgliedschaft in der 
Zollunion. Dann hätten EU-Waren über die 
Ukraine einen ungehinderten Zugang nach 
Russland erhalten. Als die Argumente gegen 
das Freihandelsabkommen keine politische 
Korrektur bewirkten, wurden in Russland ver-
schiedene Waren auf die Importbeschrän-
kungsliste gesetzt, zum Beispiel Petro Poro-
schenkos Schokolade. Viktor Janukowitsch 

ausländische beziehungsweise interna-
tionale institutionen – vor allem der iwF –  
fordern immer wieder, das tempo und den 
umfang der «reformen» zu beschleunigen, 
um das wirtschaftswachstum zu steigern.
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gab nicht einfach Russland nach, denn mit 
dem Assoziierungsabkommen sollte die Uk-
raine auch die Verpflichtung übernehmen, 
Ausfälle beim Gastransit automatisch zu kom-
pensieren und Garantievorleistungen zu er-
bringen.30 Darauf konnte man sich nicht ein-
lassen, und auf dem Maidan interessierte das 
nicht.
Auch Alexander Kravchuk teilt die von Reinert 
ausgesprochene ökonomische Perspektive. 
Wenn man unter den gegenwärtigen Kons-
tellationen, bei schwacher wirtschaftlicher 
Entwicklung beziehungsweise anhaltender 
Rezession, bei hohen Schulden und Bilanzde-
fiziten den Freihandel einführt, wird das Land 
wirtschaftlich nichts gewinnen. Von der neu-
en Zollbefreiung profitieren die Textil- und Be-
kleidungsindustrie sowie die Landwirtschaft. 
Aber in den anderen Zweigen verliert man. Die 
Ukraine verliert endgültig den größten Han-
delspartner Russland, was empfindliche Aus-
wirkungen auf die industrielle Struktur hätte. 
Dass das «Abnabeln von Russland» der Ukrai-
ne Menschenleben und Arbeitsplätze kostet, 
wissen auch Tridico und Zhak. Sie empfehlen 
daher den Ausbau von «Sozialinstitutionen».31 
Das allerdings ist schwer umzusetzen, wenn 
die Bedingungen für die IWF-Finanzhilfen 
Haushaltskonsolidierung und Austerität hei-
ßen. Die vom IWF geforderten Reformen im 
Energiewesen sollen nicht zuletzt die Produk-
tion von Atomenergie und die Gewinnung von 
Schiefergas befördern. Sie werden genauso 
wenig wie die verlangten Reformen im Finanz-

bereich helfen, den Bürgerkrieg und den un-
erklärten Krieg Russlands zu beenden, die für 
die Ukraine einen hohen Blutverlust und etwa 
20 Prozent Einbußen beim BIP bedeuten.

1 Mittlerweile beträgt der Anteil an der Weltbevölkerung 4,5 Pro-
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Frankfurt am Main 2001, S. 127. 4 Ebd. 5 Vgl. www.ua.undp.org/
content/ukraine/en/home/countryinfo/. 6 Vgl. www.destatis.de/DE/
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ne.html. 7 Vgl. http://en.wikipedia.org/wiki/Street_children_in_Eas-
tern_Europe#Ukraine. 8 Vgl. www.estandort.com/ukraine-ein-pha-
nomen-sind-die-nach-wie-vor-relativ-niedrigen-lohne/. 9 Eigene 
Berechnungen nach www.ukrstat.org. 10 Vgl. http://peripherizati-
on.blog.rosalux.de/files/2014/10/Eurointegration_Ukraine_Kravchuk_
fin.pdf. 11 Vgl. www.diss.fu-berlin.de/diss/servlets/MCRFileNo-
deServlet/FUDISS_derivate_000000005219/Dissertation_Nevska.
pdf?hosts. 12 Argumenty i fakty v Ukrainie 42/2014. 13 Vgl. www.
ua.undp.org/content/ukraine/en/home/countryinfo/. 14 Vgl. http://
peripherization.blog.rosalux.de/2014/04/15/tina-schivatcheva-the-
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Zwischen Den grossMächten 
 ZerrieBen, Von innen Zerrissen
die JaHre 2013 und 2014 in der ukraine

Ihre Geschichte, ihre geopolitische Lage und 
ihre inneren Widersprüche führten die Ukrai-
ne 2013 in eine Situation, in der ein Manövrie-
ren zwischen den Machtblöcken USA und Eu-
ropäische Union auf der einen sowie Russland 
auf der anderen Seite nicht mehr möglich war. 
Schon die «Orange Revolution» 2004 spiegel-
te die Begrenztheit eines politischen Systems 
wider, das sich stark durch die Anlehnung an 
«den Westen» oder an Russland legitimiert, 
ohne im Inneren ein eigenes relatives Gleich-
gewicht der verschiedenen sozialen Gruppen 
erreicht zu haben. Dabei ist beispielsweise das 
politische System «des Westens» als Resul-
tat der Kämpfe zwischen einer starken tradi-
tionellen Arbeiterbewegung und einer gut or-
ganisierten Kapitalseite nicht umstandslos auf 
andere Gesellschaften zu übertragen, auch 
nicht auf die ukrainische. 
Das Fehlen dieser inneren Bedingungen und 
Kräfte bestimmte die Entwicklung der letz-
ten 24 Monate in der Ukraine. Diese innere 
Schwäche des politischen Systems macht 
verständlich, warum die Auseinandersetzung 
um die Unterzeichnung des Assoziierungsab-
kommens mit der EU ein zentraler Kristallisati-
onspunkt für praktisch alle Widersprüche der 
ukrainischen Gesellschaft werden konnte. 
Das Parlament konnte dabei keine konstrukti-
ve Rolle spielen, da nach übereinstimmenden 
Analysen alle Parteien eng mit verschiedenen 
Oligarchen verbunden waren und sich Regie-
rungsfraktionen und Oppositionen im Parla-
ment als Reflex der Konkurrenz der Oligarchen 
gegenseitig blockierten. Die Parteien selbst 
waren Teil des Problems, nicht seiner Lösung.
Das Assoziierungsabkommen verschärfte die 
angespannte Lage in zweifacher Hinsicht: Mit 

den Forderungen nach Angleichung an «eu-
ropäische Standards» versprach es, wesent-
liche Probleme des politischen Systems des 
Landes, vor allem Korruption, Behördenwill-
kür und soziale Ungerechtigkeit, anzugehen. 
Aber wie in den osteuropäischen Beitrittsstaa-
ten auch sollten politische Institutionen instal-
liert werden, ohne dass die dafür im «Westen» 
dereinst konstituierenden Bedingungen exis-
tieren, mehr noch: bei gleichzeitiger Schwä-
chung der Gewerkschaftsbewegungen und ei-
ner Tendenz zur stärkeren Prekarisierung, etwa 
durch die Verpflichtung auf weitere wirtschaft-
liche Liberalisierung. Zudem handelte es sich 
bei dem Assoziierungsabkommen gleichzeitig 
um eine Vereinnahmungs- und Polarisierungs-
strategie, indem es ausgewogene Beziehun-
gen zu Russland unmöglich macht.
Wir sind vor diesem Hintergrund mit mindes-
tens vier Ebenen konfrontiert, die alle mit der 
Assoziierungspolitik verknüpft sind und die 
sich im Verlauf der Ereignisse überlagerten: 
mit der Demokratisierung in Form der Imple-
mentierung von Institutionen nach EU-Mus-
ter, mit den Widersprüchen in der Oligarchie 
und im Staatsapparat, vor allem hinsichtlich 
der Gestaltung des Verhältnisses zu Russland. 
Im Umfeld des 9. Mai 2013, dem Jahres-
tag des Sieges der Sowjetunion über Nazi-
Deutschland, eskalierten die Auseinanderset-
zungen um die Deutung der Geschichte der 
Ukraine. Auf der einen Seite wurde der Sieg 
als gemeinsamer Sieg der Völker der Sowjet-
union verteidigt, auf der anderen Seite als Be-
festigung russischer Vorherrschaft denun-
ziert. Die aufbrandende nationalistische Welle 
fand im November in den Feierlichkeiten zum 
Jahrestag der Gründung des bewaffneten 
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Arms der ukrainischen Nationalisten (die Or-
ganisation war bis in die 1950er Jahre aktiv) 
ihren Höhepunkt. An einem «Marsch der Eh-
re» genannten Ereignis nahmen am 14. Okto-
ber 2013 in Kiew 25.000 Menschen teil. Da-
zu gehört schließlich auch die starke Präsenz 
von Nationalisten und Neonazis in den Mai-
dan-Protesten. Die nationalistische Kompo-
nente verdeckte die innerukrainischen Wur-
zeln der Probleme und baute einen äußeren 
Feind auf: Russland. 
Das liegt im Interesse großer Teile der Eliten 
der Ukraine und des «Westens», aber letztlich 
auch – obwohl das zunächst absurd klingt – 
der russischen Eliten. Denn angesichts der 
politischen, gesell-
schaftlichen und öko-
nomischen Probleme 
in Russland selbst ist 
eine außenpolitische 
Konfrontation eine 
Möglichkeit der Legi-
timierung der gege-
benen Machtstruktu-
ren. Auch in Russland 
verbergen sich die sozialen Probleme hinter 
nationalen Fragen und Frontstellungen. So-
wohl «der Westen» als auch Russland lassen 
die alten Feindbilder wieder aufleben und be-
schwören die Stärke des Gegners, um ihr poli-
tisches und militärisches Handeln vor der eige-
nen Bevölkerung zu legitimieren. 
Im ersten Halbjahr 2013 gab es verschiedene 
Versuche der ukrainischen Regierung, durch 
Zugeständnisse sowohl an die EU als auch an 
Russland handlungsfähig zu bleiben. In einer 
Rede zum Unabhängigkeitstag, am 24. Au-
gust 2013, erklärte der damalige Präsident 
Viktor Janukowitsch, er strebe eine Assozi-
ierung mit der EU, aber ebenfalls eine enge-
re Zusammenarbeit mit Russland an, auch 
in Gestalt einer Zollunion. Noch im Juni hat-
te er – nach seiner Teilnahme an einer Tagung 
des Eurasischen Wirtschaftsrates – einen 
Vorschlag der Kommunistischen Partei abge-

lehnt, ein Referendum zur Frage einer Zoll-
union durchzuführen und die Vorbereitung ei-
nes solchen untersagt. 
Der russische Ministerpräsident wies Janu-
kowitsch darauf hin, dass eine gleichzeitige 
Assoziierung mit der EU und eine Teilnahme 
an einer Zollunion mit Russland nicht ohne 
Weiteres möglich seien. Gleiches erklärte die 
deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel am 
21. Dezember 2013. In der Zwischenzeit hat-
te die ukrainische Regierung einige Bedingun-
gen der EU erfüllt, um den Assoziierungspro-
zess voranzubringen: So hatte man bis zum 
21. November 2013 ein Antikorruptionsgesetz 
angenommen, eine Wahlrechts- und eine Jus-

tizreform beschlos-
sen und Neuwahlen 
in fünf umstrittenen 
Wahlkreisen durch-
geführt. 
Auch auf militärischer 
Ebene tat sich etwas. 
Mitte Juni 2013 hatte 
der ukrainische Präsi-
dent mit einem Erlass 

die Vereinbarungen zur Zusammenarbeit mit 
der Nato erneuert, dabei aber auch die Block-
freiheit des Landes herausgestellt. Am 5. Ju-
li 2013 wurde ein Kooperationsprogramm mit 
der Nato verabschiedet, und am 25. Septem-
ber dieses Jahres sprachen Janukowitsch und 
der Nato-Generalsekretär Anders Fogh Ras-
mussen unter anderem über eine Reform der 
ukrainischen Armee.
Ebenfalls parallel versuchten sowohl die EU 
als auch Russland, die Ukraine mit Geld auf 
ihre Seite zu ziehen: In den folgenden Mona-
ten machten beide abwechselnd Angebote 
für Finanzhilfen, für den Aufkauf von ukraini-
schen Staatsanleihen und für Preisnachlässe 
bei Gaslieferungen (bzw. dann wieder Preis-
erhöhungen). Die Schulden der Ukraine für 
Gaslieferungen aus Russland beliefen sich 
zu diesem Zeitpunkt auf mehrere Milliarden 
US-Dollar. 

im ersten halbjahr 2013 
gab es verschiedene  
Versuche der ukrainischen 
regierung, durch Zuge-
ständnisse sowohl an die 
eu als auch an russland 
handlungsfähig zu bleiben.
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Der verstärkte Druck, sich für eine Seite ent-
scheiden zu müssen, führte zu einer ersten 
relevanten Eskalation: Am 13. August 2013 
begann ein Zollkrieg zwischen der Ukraine 
und Russland. Russland erhob Zölle auf uk-
rainische Waren, da es befürchtete, durch 
die Zollunion mit der EU könnten Waren von 
dort zollfrei auf den russischen Markt kom-
men. Die Ukraine antwortete mit Zöllen auf 
russische Waren und veröffentlichte am 16. 
August 2013 einen Boykottaufruf gegen rus-
sische Waren. Ökonomisch schien diese Aus-
einandersetzung ins Leere zu laufen – zu stark 
waren die wirtschaftlichen Verflechtungen –, 
doch der politische Effekt der Polarisierung 
war nicht zu unterschätzen. 
Alles schien im Sinne der EU zu laufen – bis 
zum besagten 21. November 2013. An diesem 
Tag ließ Viktor Janukowitsch die Vorbereitun-
gen zur Unterzeichnung des Assoziierungs-
abkommens überraschend einstellen, aber 
sprach kurz darauf, am 29. November, davon, 
dass die Europäische Integration ein strategi-
sches Ziel bleibe.
EU-Erweiterungskommissar Stefan Füle ließ 
am 25. November 2013 verlauten, dass es 
keine trilateralen Gespräche zur Lösung der 
Probleme geben werde. Damit war die Stoß-
richtung der EU klar: Es ging nicht um die Uk-
raine, sondern um Russland. Die Ukraine war 
lediglich Mittel zum Zweck. Vor diesem Hin-
tergrund sind die Bewertungen «des Wes-
tens» der verschiedenen politischen Kräfte 
in der Ukraine, einschließlich der Tolerierung 
der Aktivitäten nationalistischer und rechts-
extremistischer Organisationen, zu verste-
hen. Faktisch hat Füle mit seiner Äußerung 
den bisherigen Kurs aller ukrainischen Regie-
rungen – nicht nur des Präsidenten Januko-
witsch – eine Abfuhr erteilt. Es sollte sich in 
den nächsten Monaten zeigen, dass damit ei-
ne strategische Weichenstellung erfolgt war. 
Vor diesem Hintergrund ist auch das massive 
Auftreten westlicher Politiker auf dem Maidan 
zu sehen.

Die Demonstrationen auf dem Kiewer Mai-
dan ab dem 22. November 2013 speisten sich 
aus zwei Quellen: der Sehnsucht der Ukrainer 
nach «geordneten Verhältnissen» und dem In-
teresse «des Westens» an der Schwächung 
der Positionen Russlands. Diese Verquickung 
war es, die eine verhängnisvolle Spirale der 
Gewalt in Gang setzte. Der Maidan-Aufstand 
richtete sich zwar auch gegen Korruption und 
Willkür im Staatsapparat, aber nicht gegen die 
Strukturen, die diese hervorgebracht haben 
(übrigens gilt dies auch mindestens teilwei-
se für den Aufstand in der Südostukraine ab 
Frühjahr 2014). Soziale Gegensätze wurden 
als Gegensatz zu Russland beziehungsweise 
als notwendige Bestätigung nationaler Identi-
tät gedeutet oder umgedeutet.
Am 16. Januar 2014 – noch tags zuvor hatte 
er gefordert, das Investitionsklima zu verbes-
sern – besiegelte Viktor Janukowitsch seinen 
eigenen Untergang. Das geschah aus innen-
politischen Gründen. Mit der Annahme von 
Gesetzen zur Verschärfung der Repres sion 
gegen Oppositionelle entzog er jedweder 
Form des politischen Dialogs in der Ukraine 
die Grundlage. Die Auseinandersetzungen 
flammten daraufhin nur umso stärker auf. Die 
Oligarchen schufen sich am 22. Januar unter 
Zustimmung verschiedener Strömungen in 
der Gesellschaft mit dem «Volksparlament» 
ihre eigene politische Struktur: eine «revolu-
tionäre Regierung» unter Führung der Partei-
chefs der Opposition, die in verschiedenen 
Städten und Regionen als Regierung aner-
kannt wurde. 
Am 21. Februar 2014 beschloss das Parlament 
die Rückkehr zur Verfassung von 2004, die 
dem Präsidenten eine bedeutend schwächere 
Stellung im politischen System zuweist. Einen 
Tag später setzte das Parlament den bisheri-
gen Präsidenten Viktor Janukowitsch ab, der 
tags darauf nach Russland floh.
Diese Etappe der Auseinandersetzungen en-
dete aus westlicher Sicht günstig: Die bereits 
von Janukowitsch zugesicherte Verbesserung 
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der Investitionsbedingungen (dazu gehört 
auch der Kampf gegen Korruption) wurde an-
schließend durch einen erneuten Elitenwech-
sel legitimiert, und gleichzeitig waren die an-
tirussischen Positionen gestärkt. Auch aus 
Sicht der Bürgerrechtler konnte die bisheri-
ge Entwicklung positiv gedeutet werden: In 
der Ukraine schien sich mit der einsetzenden 
Überprüfung der Staatsangestellten («Lustra-
tion») und den anberaumten Neuwahlen ein 
Fenster für demokratischere Verhältnisse zu 
öffnen. Aber auch die nationalistischen Kreise 
sahen sich in ihrem Selbstbild bestätigt. Aus 
ihrem Umfeld formte sich ein neuer Machtfak-
tor, die paramilitärischen Gruppierungen, die 
im folgenden Bürgerkrieg eine wichtige Rolle 
spielen sollten.
In der folgenden Etappe rückten die Auseinan-
dersetzung mit Russland als «äußerem Feind» 
und die Ethnisierung der Konflikte in den Mit-
telpunkt. Das Vorspiel dafür lieferte die EU-Au-
ßenbeauftragte Catherine Ashton, die am 10. 
Februar 2014 indirekt einen Beitritt der Ukrai-
ne zur EU ins Spiel brachte. Fünf Tage später 
schloss Kommissionspräsident José Manu-
el Barroso eine EU-Mitgliedschaft der Ukrai-
ne nicht aus, sagte aber, man wolle jetzt nicht 
darüber sprechen. Tatsächlich war zu diesem 
Zeitpunkt eine Mitgliedschaft der Ukraine 
nach den Beitrittskriterien unmöglich. Aber da-
rum ging es auch nicht. Mit diesen Äußerun-
gen wurde die Politik der Polarisierung gegen 
Russland fortgesetzt und eine Interpretations-
linie für die Konflikte der folgenden Monate ge-
schaffen. Dies rechtfertigt das Verhalten Russ-
lands in diesem Konflikt nicht, erklärt es aber.
Noch bevor die Situation in der Südostukrai-
ne eskalierte, spitzte sie sich auf der Krim zu. 
Schon im Sommer 2013 hatte die Partei der 
Freiheit (Swoboda) ein Referendum zur Ab-
schaffung des Autonomiestatus der Krim 
vorgeschlagen. Dies spielte zwar in den Fol-
gemonaten keine Rolle, war aber schon ein 
Indikator für die Entwicklungen im darauffol-
genden Frühjahr. 

Zu den ersten Beschlüssen des nationalen 
Parlaments in Kiew nach dem Sturz Januko-
witschs zählte die Rücknahme des Sprachen-
gesetzes von 2012. Es sah vor, dass in Regi-
onen, in denen mindestens zehn Prozent der 
Bevölkerung eine andere als die ukrainische 
Sprache sprechen, diese offiziell verwendet 
werden dürfe. Der Übergangspräsident Olek-
sandr Turtschinow versicherte zwar wenige 
Tage später, er werde diesen Beschluss nicht 
in Kraft setzen, doch die Botschaft wurde auf 
der Krim, in Russland und unter der Russisch 
sprechenden Bevölkerung allgemein als Pro-
vokation aufgefasst. Dies verstärkte die ohne-
hin vorhandenen Spannungen auf der Krim, 
wo unter der Bevölkerung russischer Natio-
nalität separatistische Neigungen zunahmen 
und es zu Auseinandersetzungen zwischen 
Anhängern und Gegnern der Maidan-Bewe-
gung kam. 
Am 20. Februar 2014 sprach der Parlaments-
sprecher der Krim, zu diesem Zeitpunkt noch 
Autonome Republik in der Ukraine, von einer 
Abspaltung. Am 1. März bat der Ministerprä-
sident der Krim um ein militärisches Eingrei-
fen Russlands, nachdem in den vorangegan-
genen Tagen offensichtlich bereits russisches 
Militär, wenn auch als solches nicht erkenn-
bar, außerhalb der eigenen Stützpunkte aktiv 
gewesen war, um die öffentliche Ordnung im 
Sinne der Regierung der Autonomen Republik 
aufrechtzuerhalten. Im russischen Parlament 
rief man Putin auf, die russische Bevölkerung 
der Krim zu schützen. 
Der Rechte Sektor nutzte seinerseits die Ge-
legenheit, um eigene bewaffnete Kräfte zu 
mobilisieren, und der amtierende ukrainische 
Präsident ordnete die Generalmobilmachung 
an. Am 6. März beschloss die Regierung der 
Krim den Anschluss an Russland, der am 
16. März durch ein umstrittenes Referendum 
bestätigt wurde.
Einen Tag später wurden Ihor Kolomojskij und 
Serhij Taruta durch einen Erlass des Präsiden-
ten aus Kiew zu Gouverneuren von Dniprope-
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trowsk und Donezk ernannt – beides Unter-
nehmer, der erste auf Platz 4, der zweite auf 
Platz 17 der Forbes-Liste der reichsten Ukrai-
ner und mit den bisherigen Systemen aufs 
Engste verbunden. Es kam zu Protesten, und 
in Donezk wurde das Gebäude der Regional-
regierung besetzt. Die Proteste bezeichneten 
Medien und Politiker sofort als «prorussisch», 
umso mehr nach dem 9. März, als in Lugansk 
bei Protesten und dem anschließenden Sturm 
auf das Gebäude der Regionalverwaltung die 
russische Hymne gesungen wurde. Tatsäch-
lich unterschieden sich die Forderungen in-
haltlich kaum von denen des Maidan – nur 
dass die ukrainisch-nationalistische Kompo-
nente fehlte. 
Hinter den Auseinandersetzungen stehen 
die sozialen Probleme, die in dieser Region 
augenfällig sind. Dass die Regierung in Kiew 
nicht willens und wahrscheinlich auch nicht 
fähig ist, diese anzugehen, demonstrierte sie 
in einer Vereinbarung mit dem Internationa-
len Währungsfonds (IWF), in der sie am 22. 
März unter anderem eine großzügige Rekapi-
talisierung der Banken und zugleich das Ein-
frieren des Mindestlohns und der Renten an-
ordnete. Kurz danach fasste das Parlament 
einen entsprechenden Beschluss. Die anti-
russischen Tendenzen der Zentralregierung 
verstärkten die Unzufriedenheit nur noch. Am 
7. April 2014 wurde schließlich die Volksrepu-
blik Donezk ausgerufen. Eine knappe Woche 
später, am 13. April, begann die bis heute an-
haltende «Anti-Terror-Operation», die Anfang 
Juni durch die Änderung des Gesetzes zur 

Terrorbekämpfung verschärft wurde und sich 
von da an endgültig zu einem Bürgerkrieg 
ausweitete.
Stimmen der Mäßigung sind kaum zu hören. 
Auf einem Treffen linker Organisationen aus 
verschiedenen Ländern der Region in Minsk 
am 7. und 8. April 2014 verabschiedeten die 
Anwesenden zwar einen Aufruf zum Frieden, 
der aber von anderen linken Gruppen scharf 
kritisiert wurde, weil er es vermied, die Rolle 
Russlands auf der Krim zu verurteilen. Es wur-
de von Protesten von Müttern gegen Einberu-
fungen ihrer Söhne zum Wehrdienst im Süd-
osten berichtet, ihr Umfang war und ist jedoch 
schwer zu bestimmen.
Am 17. April 2014 trafen sich in Genf Vertreter 
der Ukraine, Russlands, der EU und der USA, 
um die Situation in der Südostukraine zu be-
sprechen. Vertreter der Bevölkerung der Re-
gion waren nicht dabei. Nüchtern betrachtet, 
wurde Russland bei dieser Gelegenheit sogar 
dazu aufgefordert, sich in der Region einzumi-
schen, Druck auf die Bevölkerung auszuüben 
und eine Entwaffnung der Aufständischen 
durchzusetzen. Auch wenn russische Staats-
bürger an den Auseinandersetzungen betei-
ligt gewesen sein mögen, war zu diesem Zeit-
punkt kaum von einer direkten Steuerung des 
Bürgerkrieges durch Russland auszugehen. 
Aber, so übereinstimmende Umfrageergeb-
nisse und Erlebnisberichte, bis in den Mai und 
Juni 2014 hinein – also selbst noch nach Be-
ginn der «Anti-Terror-Operation» – betrachte-
te sich eine Mehrheit der Bevölkerung dort als 
Ukrainer, sei es auch Ukrainer russischer Na-
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tionalität. Auf dem Treffen wurde von den Be-
teiligten die Lesart für die gesamte Folgezeit 
fixiert: Gesprächspartner könnten zwar Vertre-
ter aus dem Osten sein, aber keine «Terroris-
ten». Alle Gesprächsangebote der folgenden 
Wochen standen unter dem Vorbehalt «keine 
Terroristen». Offen bleibt, wer tatsächlich Ge-
sprächspartner sein darf – offensichtlich bes-
tenfalls Vertreter der alten politischen Elite; 
aber gegen die richtete sich gerade der Pro-
test – auch der auf dem Maidan in Kiew. 

Die teilnehmenden Seiten legten so gemein-
sam den Grundstein dafür, dass der Konflikt 
unlösbar wurde. Dies zeigte sich deutlich am 
Umgang mit der Tragödie von Odessa. Am 
2. Mai 2014 verübten nach Zusammenstö-
ßen zwischen Kritikern und Anhängern der 
Regierung in Odessa radikale ukrainische 
Nationalisten ein Massaker an Regierungs-
gegnern im dortigen Gewerkschaftshaus. 
Nach unterschiedlichen Quellen verbrannten 
zwischen 40 und 100 Menschen, die in das 
Gebäude geflüchtet waren. Viele waren of-
fensichtlich bereits vor dem Brand ermordet 
worden. Die Aufklärung der Vorgänge wur-
de durch die offiziellen Stellen behindert und 
schließlich unmöglich gemacht. Kritik an der 
Regierung wurde – wie generell – mit prorus-
sischem Bekenntnis und Terrorismus identi-
fiziert. 
Während sich der Protest im Osten der Ukrai-
ne zu einem Krieg ausweitete, verstärkten die 
Nato und Russland ihre militärischen Aktivitä-
ten, indem sie Truppen in die Nähe der Krisen-
region verlegten, Manöver abhielten und Auf-

klärungsflüge an den Grenzen der jeweiligen 
Hoheitsgebiete durchführten. Gleichzeitig ge-
wann die Nationalgarde an Gewicht, die von 
Kräften der Selbstverteidigung des Maidan, 
Kämpfern des Rechten Sektors und Freiwil-
ligen der von Oligarchen formierten Truppen 
verstärkt wurde. Die gesetzliche Grundlage 
dafür war schon am 13. März 2014 durch das 
Parlament geschaffen worden. 
Bis zur Präsidentschaftswahl am 25. Mai 2014 
veränderte sich die Situation nicht grundle-

gend. Petro Poroschen-
ko, selbst einer der reichs-
ten Männer der Ukraine, 
gewann die Wahlen. Der 
neue Präsident war bereits 
Minister in verschiedenen 
Regierungen gewesen. Er 
wird als Brücke zwischen 
dem Teil der Oligarchie, die 
mehr der EU, und dem, der 

mehr Russland zuneigt, betrachtet. 
Die Gefechte zwischen Aufständischen und 
Regierungstruppen beziehungsweise der Na-
tionalgarde intensivierten sich, ohne dass es 
zu einer nennenswerten Initiative zur Befrie-
dung des Konfliktes kam. Dafür wurde nun der 
Druck auf Russland erhöht. EU-Erweiterungs-
kommissar Füle schlug am 30. Mai vor, der 
Ukraine, Georgien und Moldawien eine «rea-
le Beitrittsperspektive» zu eröffnen. Zeitgleich 
teilte Geoffrey Pyatt, der US-Botschafter in der 
Ukraine, mit, dass die Militärhilfe der USA für 
die Ukraine verdreifacht werde. 
Ab Juni wurde die Lage in der Südostukraine 
immer unübersichtlicher, die Berichte aller be-
teiligten Seiten wurden immer unglaubwürdi-
ger. Es ist vom Einsatz ausländischer Söldner, 
privater Sicherheitsfirmen und regulärer russi-
scher Truppen die Rede, ohne dass stichhalti-
ge Beweise für irgendeine Variante vorlägen. 
Das unwürdige Gezerre um die Aufklärung 
des Abschusses einer Passagiermaschine der 
Malaysian Airlines am 17. Juli 2014, die bis 
heute nicht abgeschlossen ist, ist das offen-

Jegliche Versuche, den sozialen Fragen 
auszuweichen, jegliche Zugeständnisse 
an nationalismus oder chauvinismus  
um welcher Ziele willen auch immer –  
das zeigen die ereignisse in der ukraine 
nachdrücklich – ziehen unweigerlich 
Katastrophen nach sich. 
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sichtlichste Beispiel für das Geflecht von Lü-
gen und Halbwahrheiten, das über den Ereig-
nissen liegt.
Am 5. September kam es zu einem Waffen-
stillstand, der allerdings brüchig ist. Seitdem 
gibt es immer wieder Kämpfe, ohne dass sich 
an der Situation etwas Grundlegendes geän-
dert hätte. Weder die Wahlen in der Ukraine 
noch Referenden in den Aufstandsgebieten 
haben Stabilität bringen können oder einen 
Willen zur Deeskalation sichtbar gemacht. 
Jüngstes Beispiel für den Willen zur Verste-
tigung des Konfliktes ist die Einstellung der 
Zahlung staatlicher Sozialleistungen in den 
umkämpften Gebieten. Etwa eine Million 
Menschen sind auf der Flucht, die Zahl der 
Toten und Verletzten kann nur geschätzt wer-
den, die Zerstörungen sind enorm. 

Die Entwicklungen der letzten zwei Jahre äh-
neln der Dynamik der Kriege in der Balkanre-
gion in den 1990er Jahren, im Nahen Osten 
oder um Nagorny Karabach. Die Versuche, so-
ziale Widersprüche als ethnische beziehungs-
weise nationale Gegensätze zu maskieren auf 
der einen und die Unfähigkeit oder der Unwil-
le, sie zu demaskieren, auf der anderen Seite 
machen Menschen zu Marionetten der Mäch-
tigen. Jegliche Versuche, den sozialen Fragen 
auszuweichen, jegliche Zugeständnisse an 
Nationalismus oder Chauvinismus um wel-
cher Ziele willen auch immer – das zeigen die 
Ereignisse in der Ukraine nachdrücklich – zie-
hen unweigerlich Katastrophen nach sich. Sie 
zeigen sich oft erst Jahrzehnte später, und das 
in blutiger und in gewissem Maße irrationaler 
Weise.
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in Deutschland führte 

der Konflikt in der und um 

die ukraine zu einer Form 

der öffentlichen polarisierung, 

die das land seit dem Mauer-

fall nicht mehr erlebt hat. 
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die ereignisse in der ukraine 
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